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Bündnisse für Arbeit –
Best Practice aus 
Ländern und Regionen

Bündnisse für Arbeit und Beschäftigung liegen im Trend. Gewerk-

schaften und Arbeitgeber, Politik und Verwaltung, die Arbeitsämter,

Industrie- und Handelskammern, Kirchen und andere Akteure lassen

sich für die Sicherung und Schaffung von Arbeit in die Pflicht nehmen.

Diese Arbeit beschreibt und bewertet fünf Länderbündnisse und vier

regionale Initiativen für Beschäftigung nach dem Regierungsantritt der

rot-grünen Koalition 1998. Sowohl auf Landes- als auch Regionalebene

sind die Gewerkschaften an den meisten Bündnissen und Netzwerken

beteiligt – häufig waren und sind die Arbeitnehmerorganisationen

sogar Initiator oder Motor.

Die Beteiligten sprechen von einem Qualitätseffekt: Die gemeinsame

Arbeit führt zu einem besseren Verständnis und Miteinander auch in

ganz anderen Themenfeldern. Zu wünschen übrig lässt allerdings der

Erfahrungsaustausch zwischen Bündnissen und Initiativen der ver-

schiedenen Politikebenen. Dies zu organisieren ist eine Aufgabe der

nächsten »Generation« von Bündnissen für Arbeit und Beschäftigung.

Für deren Ausgestaltung bietet die Studie praktische Anregungen.

Diese Studie entstand im Rahmen des Arbeitsschwerpunktes »Bündnis

für Arbeit« der Hans-Böckler-Stiftung.
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D A S  W I C H T I G S T E
A U F  E I N E N  B L I C K

Bündnisse für Arbeit und Beschäftigung liegen im Trend. Sowohl auf Länder- als

auch auf regionaler Ebene lassen sich Gewerkschaften und Arbeitgeber, Politik und

Verwaltung, die Arbeitsämter, Industrie- und Handelskammern, Kirchen und ande-

re Akteure für Ziele der Beschäftigungssicherung in die Pflicht nehmen.Auch wenn

die Ergebnisse der Bündnisarbeit vielfach quantitativ nicht messbar sind, sprechen

nahezu alle Beteiligten von einem Qualitätseffekt: Die gemeinsame Arbeit von Ver-

tretern aus zunächst gegensätzlichen Interessengruppen führt offenbar zu einem

besseren Verständnis und Miteinander in ganz anderen Themenfeldern.

Während das erste Bündnis für Arbeit der Regierung Kohl bereits nach kurzer

Zeit scheiterte, hat der zweite Anlauf durch die Regierung Schröder eine Reihe ähn-

licher Initiativen auf Länderebene ausgelöst. Diese Bündnisse sind zumeist »Chef-

sache« der jeweiligen Staatskanzlei und ähneln sich in ihrem Charakter. Die Initia-

tive zu Beschäftigungspakten ging außerdem von der Europäischen Kommission

aus, die entsprechende Förderprogramme aufgelegt hat.

Diese Arbeit nennt konkrete Projekte sowie Initiativen aus fünf Länderbünd-

nissen, die die Arbeitsweise und Konstruktion der Einrichtungen am guten Beispiel

deutlich machen.

Der Beschäftigungspakt Bayern ist das »dienstälteste« Bündnis in Deutsch-

land und stammt noch aus dem Umfeld der Initiative der Regierung Kohl. Der

Arbeitsmarktfonds Bayern unterstützt Maßnahmen zur Qualifizierung und

Arbeitsförderung.

Das Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen verfolgt ähnliche

Ziele und Prinzipien wie die Initiative der Regierung Schröder auf Bundes-

ebene. Das Projekt LOVE-IT (Lernortverbünde für IT- und Medienberufe) will

der Jugendarbeitslosigkeit und dem Lehrstellenmangel durch die Förderung

konkreter Ausbildungsvorhaben in der Informationstechnologie begegnen.

Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Nord-

rhein-Westfalen greift auf Erfahrungen zurück, die seit 1989 in verschiedenen

strrukturpolitischen Projekten und Programmen gesammelt wurden. Wie die

Beispiele Mittelstandsoffensive MOVE und das Projekt Insolvenzsicherung

von Arbeitszeitguthaben zeigen, beschäftigt sich das Bündnis im Detail mit

konkreten Aufgabenstellungen.
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Die Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen ist ein Unikat. Obwohl sie lan-

desweit operiert, konzentriert sie sich auf die Stärkung der Wirtschaftsstruktu-

ren in den Regionen. Das Projekt Regionales Gießereinetzwerk Leipzig-West-

sachsen zeigt beispielhaft, wie durch gebündeltes Vorgehen eine die Region

prägende Branche entwickelt werden kann.

Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Sachsen-

Anhalt kommt ebenfalls aus dem Zusammenhang der Schröder-Initiative. Das

Beispiel Umweltallianz Sachsen zeigt, wie Politik, Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer mit jeweils eigenem Nutzen gemeinsam an einem sensiblen, übergeord-

neten Thema zusammenarbeiten können.

Auf regionaler Ebene gibt es außerdem eine Reihe von Initiativen, die in bundes-

oder europaweite Netzwerke eingebunden sind. Konkrete Probleme haben zu wei-

teren regionale Bündnisse mit einem ausgesprochenen Projekt- und Praxisbezug

geführt. Die vier in dieser Arbeit vorgestellten Netzwerktypen repräsentieren un-

terschiedliche Ansätze:

Die Initiative für Beschäftigung steht für das Engagement einzelner, einfluss-

reicher Persönlichkeiten, die in ihren jeweiligen Arbeits- und Wirkungsfeldern

auf der regionalen Ebene Netzwerke zur Beschäftigungsförderung initiieren.

Das Förderprogramm InnoRegio unterstützt die Bildung von Netzwerken

(insbesondere von Unternehmen und Forschungseinrichtungen) in den Neuen

Bundesländern, die innovative Produkte, Verfahrensweisen und Kooperations-

formen beschäftigungswirksam entwickeln und umsetzen.

Das Netzwerk NEST steht lokalen Partnerschaften und Stadtteilinitiativen

offen, die mit dem Ansatz einer lokalen Wirtschaftsstruktur in Großstädten den

sozialen Zusammenhalt und die Beschäftigung in kleinteiligen Räumen fördern

wollen.

Territoriale Beschäftigungspakte beziehen im Rahmen eines Pilotprogramms

der Europäischen Kommission gesellschaftlich relevante Akteure ein. Sie wol-

len im Konsens Maßnahmen und Projekte zur Beschäftigungsförderung ent-

wickeln und umsetzen.

Trotz der vielfältigen Erfahrungen, die in diesen Bündnis-Welten gesammelt wur-

den, gibt es kaum einen geregelten oder gar intensiven Erfahrungsaustausch. Er-

fahrungen, die anderenorts gesammelt wurden, können so nicht genutzt werden,

um die Wiederholung von Fehlern zu vermeiden. Als Anregung für eigene Initiati-

ven oder neue Bündnisse beschreibt die Studie deshalb für jedes vorgestellte

Bündnis oder Projekt
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Entstehung, Mitglieder und Akteure

Organisation und Arbeitsweise

Themen, Inhalte und Projekte

Finanzierung

Wirkung, Effektivität, Stärken und Schwächen

Übertragbarkeit und Perspektiven

Beteiligung und Einflussmöglichkeiten der Gewerkschaften.

B E T E I L I G U N G  D E R  G E W E R K S C H A F T E N

Sowohl auf Landes- als auch Regionalebene sind die Gewerkschaften an den meis-

ten Bündnissen und Netzwerken beteiligt – häufig waren und sind die Arbeitneh-

merorganisationen sogar Initiator und/oder Motor der Bewegung. Allerdings ist es

in erster Linie der Deutsche Gewerkschaftsbund und weniger die Einzelgewerk-

schaften, die sich intensiv der Beschäftigungsförderung annehmen. Ausnahmen

bilden vor allem die IG Chemie und die IG Metall. Zu beobachten ist auch, dass es

häufig keinen direkten Austausch zwischen den Bündnissen und der Gewerk-

schaftsbasis gibt.
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1 . E I N L E I T U N G

1 . 1 . Z I E L  D E R  U N T E R S U C H U N G : P R A K T I S C H E  H I L F E -

S T E L L U N G  F Ü R  A K T E U R E  I N  B Ü N D N I S S E N  F Ü R  A R B E I T  

A U F  L Ä N D E R E B E N E  U N D  I N  D E N  R E G I O N E N

Die vorliegende Untersuchung »Typologie, Arbeitsweise und Wirksamkeit von er-

folgreichen Bündnisinitiativen auf lokalen, regionalen und Landesebenen« möch-

te gewerkschaftliche und andere Bündnisakteure vor allem in zwei Punkten infor-

mieren:

1. Praxisbezogene Beschreibung: Mechanismen, Verfahren und Instrumente 

erfolgreicher Bündnisinitiativen werden vorgestellt, damit Stärken und

Schwächen in der Arbeit erkannt und daraus Schlüsse für das eigene Engage-

ment gezogen werden können.

2. Realistische Bewertung: Möglichkeiten und Grenzen von Bündnisinitiativen

werden realistisch bewertet, damit Chancen ergriffen, Kräfte energisch mobili-

siert, Risiken offen thematisiert und unvermeidliche Frustrationen begrenzt

und verstanden werden können.

Partnerschaftliche, kooperative und dialogorientierte Initiativen liegen im Trend.

Beschäftigungspakte, Bündnisse für Arbeit, Allianzen für Innovation und Arbeit, Un-

ternehmenskooperationen, Gründernetzwerke u.a. haben sich zum Ziel gesetzt,

Wachstum zu fördern, Beschäftigung und Arbeitsplätze zu schaffen. Der Netz-

werkgedanke ist dabei zum zentralen Organisationsmuster im politischen, ökono-

mischen und sozialen Handeln geworden.

Mit diesem Anspruch sind große Hoffnungen und Erwartungen verknüpft. In po-

litisch initiierten Kooperationsprojekten richtet sich die Erwartung der Beteiligten

auf eine optimierte Problemlösungsstrategie: Durch die kooperative Entschärfung

von Interessengegensätzen und die Kompetenzbündelung der relevanten gesell-

schaftlichen Kräfte sollen Ziele präziser formuliert und effizienter umgesetzt werden.

Diese Erwartung gehört mittlerweile zum politischen Mainstream. Unterstellt

wird ein übergeordnetes Gesamtinteresse, das die Beteiligten an einen Tisch

bringt. Die öffentliche Reputation und anerkannte Dringlichkeit solcher Ziele  führt

dazu, dass sich die Beteiligten geschäftspolitisch wie fachlich in die Pflicht nehmen

lassen. Besonders deutlich wird dies beim Ziel der Bekämpfung der Jugendar-

beitslosigkeit.
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Unterstellt wird auch eine Win-Win-Situation, sowohl für die Akteure selbst als

auch für die initiierten Projekte, die sich aus den genutzten Synergie-Effekten ab-

leitet. Dabei geht es offensichtlich nicht nur um den technisch-organisatorischen

Mehrwert auf direkter Projektebene, sondern auch um einen Mehrwert aus nicht

zu kalkulierenden weichen Faktoren wie persönliches Kennenlernen, Vertrauen,

Kommunikationsverbesserung, Informationszuwachs, Erweiterung der Zugangs-

möglichkeiten zu Behörden, Geldgebern etc.

Inwieweit die Kooperationsvorteile den Kooperationsaufwand – wie Meetings,

Abstimmung, Koordinierungsaufwand, Umsetzungsdauer, Eigenständigkeitsver-

luste – decken und sich in den Arbeitsergebnissen nachweisen lassen, ist eine ge-

nauso wichtige wie schwierige Frage, insbesondere dann, wenn die Bündnisak-

teure in ihrer Bewertung die direkten Projektergebnisse gleichberechtigt mit den

indirekten Ergebnissen auflisten.

Wie der Kooperationsaufwand eingeschätzt und was als Kooperationsergebnis

betrachtet wird, ist von wesentlicher Bedeutung für die Legitimation und Stabilität

des Engagements der jeweiligen Bündnispartner. Dies gilt sowohl für die Eigen-

wahrnehmung als auch die Außenwirkung. Bewilligungsinstanzen, die Öffentlich-

keit und die eigenen Mitglieder müssen überzeugt werden.

Mit dieser Problematik müssen sich die Bündnisakteure auseinandersetzen, ob

auf regionaler oder Länderebene spielt keine Rolle. Für alle stellen sich die Fragen:

Lohnt sich das?

Was bringt es?

Geht es nicht auch anders und besser?

Der vorliegende Bericht soll zur Klärung beitragen.

1 . 2 . B Ü N D N I S S E  U N D  I N I T I AT I V E N  F Ü R  A R B E I T  –  

E I N  K U R Z E R  Ü B E R B L I C K

Europäische Ebene: Die Europäische Union hat von 1994 bis 1999 insgesamt 

85 territoriale Beschäftigungspakte gefördert. Im Anschluss daran hat sie die 

Mitgliedsstaaten aufgefordert die Finanzierung der Pakte aufrechtzuerhalten und

gleichzeitig die Gründung neuer Pakte im Rahmen der kofinanzierten euro-

päischen Programme zu fördern«1.

10
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Verbunden mit der europäischen Beschäftigungspolitik und zeitlich parallel

dazu gibt es in Deutschland auf Bundes- und Länderebene, in Regionen und Be-

trieben eine Vielzahl von Bündnisinitiativen2.

Bundesebene: Hier gab es zwei Anläufe: Der erste Versuch der 7. Kanzlerrunde

der Regierung Kohl am 23. Januar 1986 mit dem »Bündnis für Arbeit und Stand-

ortsicherung« scheiterte schon nach drei Monaten. Die damit auf den Weg ge-

brachten Länderbündnisse erlitten ein ähnliches Schicksal. Einzige Ausnahme: Der

im Juni 1996 abgeschlossene Beschäftigungspakt Bayern. Er existiert noch heute.

Das im zweiten Anlauf am 7. Dezember 1998 durch die Regierung Schröder ini-

tiierte »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerb« hat einen Neubeginn für

eine Reihe von Bündnisinitiativen auf Länderebene zur Folge gehabt:

Übersicht: Bündnisse für Arbeit auf Bundesländerebene (Stand März 2002)

Bundesland Bündnis Gründung

Baden-Württemberg Bündnis für Bildung und Beschäftigung
(z.Z. nicht aktiviert) Februar 2000

Bayern Beschäftigungspakt Bayern Juni 1996

Bremen Bündnis für Arbeit und Wettbewerbs-
fähigkeit Januar 1999

Hamburg (Hamburger Initiative für Arbeit und 
Ausbildung vom neuen Senat 2001 
auf Eis gelegt)

Mecklenburg-
Vorpommern Bündnis für Arbeit und Ausbildung Dezember 1998

Niedersachsen Bündnis für Arbeit und Ausbildung Dezember 1998

Nordrhein-Westfalen Bündnis für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit Dezember 1998

Saarland Bündnis für Arbeit Saarland Februar 1999

Sachsen Stiftung Innovation und Arbeit Januar 1997

Sachsen-Anhalt Bündnis für Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfähigkeit Januar 1999

Schleswig-Holstein Bündnis Arbeit für Schleswig-Holstein Januar 1999

11
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blick«, in: WSI-Mitteilungen 7/2000, S. 419-429.



Landesebene: In Berlin, Brandenburg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Thüringen

existieren zurzeit keine Landesbündnisse.

In ihren Beteiligungs- und Organisationsstrukturen sowie den Verantwortlich-

keiten (Chefsache: Staatskanzlei) sind sich die Länderbündnisse untereinander und

im Vergleich mit der Bundesebene weitgehend ähnlich. Unterschiede gibt es in der

thematischen Bandbreite und Schwerpunktsetzung, mittlerweile aber auch in der

Entwicklungsdynamik und im Stellenwert auf der politischen Agenda der jeweili-

gen Landesregierungen.

Regionale Ebene: Regionale Initiativen sind häufig in bundesweite oder euro-

paweite Netzwerke eingebunden. Sie entstanden aus einer Mischung aus Enga-

gement und externem Anstoß, beispielsweise durch Förderprogramme. Es lassen

sich aber auch regionale Pakte, Bündnisse und Foren verzeichnen, die autonom

entstanden sind und sich im weiteren Fortgang externer Unterstützung bedient

haben. Von der europäischen Ebene  und den Bundes- und Länderebenen unter-

scheiden sie sich in erster Linie durch ihren Praxis- und Projektbezug.

Betriebliche Ebene: Daneben gibt es eine unüberschaubare Zahl von betrieb-

lichen Beschäftigungsbündnissen. In der Regel geht es hier um die Formel: Be-

schäftigungssicherung gegen Flexibilisierung und Kostensenkung.
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1 . 3 . B Ü N D N I S S E  F Ü R  A R B E I T  –  Z U  W E N I G  G E N U T Z T E S  

E R FA H R U N G S P O T E N Z I A L  

Der folgende kurze Abriss über die vielfältigen Handlungsebenen und thema-

tischen Schwerpunkte zeigt nicht nur den enormen Verbreitungsgrad des Bünd-

nisgedankens sondern auch das inzwischen umfangreiche Erfahrungspotenzial:

Übersicht: Themenfelder auf den Bündnisebenen

Dieses Erfahrungspotenzial wird zu wenig genutzt. Zwar gibt es bei Förderpro-

grammen und bundesweiten Initiativen organisierte Begegnungen. Erfahrungen

werden aber überwiegend in der eigenen Bündniswelt ausgetauscht. Ein Erfah-

rungsaustausch zwischen den verschiedenen Bündnissen, sowohl in horizontaler

(Region – Region; Land – Land) als auch in vertikaler (Region – Land) Richtung fin-

det kaum statt. Natürlich bestätigen Ausnahmen auch hier die Regel. So präsen-

tierte die »Initiative für Beschäftigung«, im Herbst 2000 und Frühjahr 2002 ihre Er-

gebnisse nicht nur der Bundesregierung sondern auch als Material für das  »Bünd-

nis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« auf Bundesebene. Eine 

systematische Auswertung, geschweige denn ein organisierter Transfer von Erfah-

rungen zwischen den Bündnissen existiert nicht.
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Zu diesem Schluss kommt auch eine Untersuchung über Verbundprojekte im

Rahmen der regionalisierten Strukturpolitik  in NRW:

»Innerhalb einer Region – oder oft auch innerhalb einer Kommune – finden sich

nach unserem Eindruck immer weitere auf Kooperation, Netzwerkbildung o.ä. ab-

zielende Projekte. Eine Koordination scheitert bereits daran, dass vermutlich nie-

mand den Überblick über diese Projekte hat, auf Landesebene erfolgt offenbar

ebenso keine Koordination …

Gelegentlich entsteht der Eindruck, dass Projekte sehr schnell in Vergessenheit

geraten. So finden sich Beispiele dafür, dass einige Jahre zurückliegende Projekte

kaum noch bekannt sind und deren Ergebnisse und Erfahrungen nicht immer in

neu aufgelegte Projekte mit einem ähnlichen Thema eingehen3.«

Dies ist umso bedauerlicher, da sich nicht nur quantitativ ein großer Erfah-

rungsschatz angesammelt hat, auch qualitativ hat sich einiges getan. Mit der Zeit

sind anfängliche Euphorien einer realistischen Betrachtung gewichen, bisweilen

sogar in Ernüchterung umgeschlagen. Aber genau hierin liegt das Potenzial, das

erschlossen und genutzt werden kann, damit neue Chancen erkannt und Wieder-

holungsfehler begrenzt werden können.

Es lohnt sich also, eine Bestandsaufnahme zu machen, Bilanz zu ziehen, über

gute Beispiele zu berichten, Schwächen und Risiken offen anzusprechen und die

notwendigen Konsequenzen daraus zu ziehen.

1 . 4 . G R U N D L A G E N  D E R  U N T E R S U C H U N G  

Die vorliegende Untersuchung reklamiert keinen wissenschaftlichen Anspruch. Sie

setzt auf eine plausible, pragmatische Vorgehensweise. Die Autoren stützen sich

auf eigene praktische Erfahrungen, persönliche Kenntnisse der Bündnisszene und

ihrer Akteure. Aus diesem Grund werden kritikwürdige und lobenswerte Aspekte

aus einer subjektiven Sichtweise beurteilt. Die Auswahl der Beispiele beinhaltet

einen repräsentativen Querschnitt der aktuellen Lage.
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Informationsbeschaffung für diese Untersuchung erfolgte in einem mehrstufigen

Verfahren:

1. Recherche, Sichtung und Auswertung bereits vorhandener Informationsmate-

rialien (Forschungsberichte, Druckversionen von Dokumentationen und Selbst-

darstellungen, Zeitschriften, Internetauftritte und -informationen).

2. Fragebogengestützte Interviews mit Bündnis- und Netzwerkkoordinatoren.

3. Fragebogengestützte Interviews mit beteiligten gewerkschaftlichen Akteuren.

Die wissenschaftliche Literatur zum Thema ist zur Zeit noch überschaubar und

wurde ausgewählt berücksichtigt4. Von Interesse waren aber vor allem Praxisbe-

richte, da aus ihnen die besten Einblicke in die Voraussetzungen, Erfolgsbedin-

gungen und Handlungsmöglichkeiten der beteiligten Akteure gewonnen werden

konnten.

1 . 4 . 1 . K r i t e r i e n  e i n e r  Ty p o l o g i s i e r u n g

Für die Auswahl und Darstellung der Beispiele mussten plausible Kriterien gefun-

den werden, die für die Typologisierung der Bündnisse, die Profilierung ihrer Ar-

beitsweisen und die Beurteilung ihrer Wirksamkeit praxisrelevante Aussagen er-

möglichen und den Lesern von Nutzen sein können.

Ein Forschungsbericht der Hans-Böckler-Stiftung zu lokalen Partnerschaften5

entwickelt eine Typologie, die sich an vier Kriterien orientiert6:

Sektor (privat-gewinnorientiert, staatlich/halbstaatlich privatrechtlich not for

profit)

Geografie (städtisch, ländlich, altindustriell)

Initiierung (top-down, bottom-up, Mischformen)

Programmatik (Themen- und Zieldimensionalität).
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4 Vgl: Hassel, Anke: »Soziale Pakte in Europa«, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 10/1998, S. 626-637,
Arlt, Hans-Jürgen; Nehls, Sabine (Hrsg.): »Bündnis für Arbeit«, Opladen/Wiesbaden 1999, Tiemann,
Heinrich; Kaulisch, Thomas: »Leitfunktion übernommen«; in: Bundesarbeitsblatt 9/1999, S. 14-21,
WSI-Themenheft: »Beschäftigungspakte – Wege in die Zukunft? Ein Spiegel in Theorie und Praxis«,
WSI-Mitteilungen 7/2000, Urban, Hans-Jürgen (Hrsg.): »Beschäftigungsbündnis oder Standortpakt?«,
Hamburg 2000.

5 Vgl. Birkhölzer, Karl; Lorenz, Günther; Schillat, Monika: »Lokale Partnerschaften – Wirkungsweise
und Wirksamkeit sektorübergreifender und multidimensionaler Bündnisse zur Förderung sozialer
Kohäsion«, Überarbeiteter Forschungsbericht,Technologie-Netzwerk Berlin e.V., Berlin 2000.
Birkhölzer, Karl; Lorenz, Günther; Schillat, Monika: »Lokale Partnerschaften zur Förderung sozia-
len Zusammenhalts. Verfahren und Instrumente erfolgreicher Partnerschaftsentwicklung«, Technolo-
gie-Netzwerk Berlin e.V., Berlin 2001.

6 Birkhölzer, Karl u.a.: S. 29-30.



Bis auf das sektorale Kriterium, das für die Bündnisse für Arbeit (kaum) eine Rolle

spielt, werden die anderen Kriterien (Georaphie – Initiierung – Ziel- und Themen-

dimensionalität) in dieser Untersuchung berücksichtigt. Besonders bei der Frage

der Initiierung und der Themenbearbeitung unterscheiden sich die Landes- und

Regionalbündnisse wesentlich.

1 . 4 . 2 . B e u r t e i l u n g  d e r  A r b e i t s w e i s e n  u n d  W i r k s a m k e i t

Für Arbeitsweisen und Erfolgsbedingungen können folgende Kriterien herausge-

zogen werden7:

Ziele und Strategien

Aktionsbereiche und Partner

Handlungsbedingungen

Struktur und Kommunikation

Effektivität und Effizienz.

Weitere Anregungen gibt ein Projekt der Hans-Böckler-Stiftung zu territorialen

Beschäftigungspakten, das im Dezember 2000 angelaufen ist. Zentrale Fragestel-

lung ist hier: »Welche institutionellen und ökonomischen Voraussetzungen – aus

Sicht der relevanten Akteure – fördern bzw. behindern den Erfolg von Territorialen

Beschäftigungspakten8«.

Das Augenmerk ist dabei auf die Entwicklungspotenziale, die Handlungsspiel-

räume und den Mehrwert der Paktkonzeption gerichtet. Dabei sind für die Praxis

besonders folgende Gesichtspunkte von Bedeutung:

Interessengebundene Identifikation der Akteure mit den Zielen

Gemeinsamer Nutzen für die Akteure, der alleine nicht zu erreichen gewesen

wäre

Nutzen von Spin-Off auch für Betroffene, die nicht unmittelbar durch die

Akteure vertreten sind

Interdependenzkontext des Paktes mit anderen Ebenen (EU, Bund, Land).
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8 Leibfried, Stephan (Universität Bremen, Zentrum für Sozialpolitik): »Territoriale Beschäftigungspak-
te – Erfolgschancen und institutionelle Rahmenbedingungen im europäischen Vergleich«, (Projekt-
antrag), Bremen 2000.



Auch diese Punkte wurden in die vorliegende Untersuchung eingearbeitet.

Um Schwierigkeiten und Schwächen in der Entstehung und Entwicklung der

Bündnisse deutlich zu machen, Erfolge und Ergebnisse realistisch und fair zu be-

urteilen und Schlussfolgerungen für eigene Vorhaben und Projekte zu ziehen, wer-

den in der vorliegenden Darstellung folgende Kriterien in den Mittelpunkt gestellt:

Zusammensetzung der beteiligten Akteure

Zweck und Ziele des Bündnisses

Initialisierung und Anstoß

Inhalte und Themen

Finanzierung und andere Ressourcen

Horizontale und vertikale Vernetzung  

Ergebnisse und  Effekte 

Stärken und Schwächen.

Sicher ist: Jedes Bündnis ist einzigartig und hat seinen spezifischen Werdegang.

Dennoch bleibt bei allen Besonderheiten und Unterschieden genug Gemeinsa-

mes, das zwar nicht schlicht übertragen werden kann, aber auch nicht ignoriert

werden sollte.

1 . 4 . 3 . A u s w a h l  d e r  B ü n d n i s i n i t i a t i v e n

Länderbündnisse: Die Auswahl der Länderbündnisse war nicht allzu problema-

tisch. Durch politische Entscheidungen und Richtungsänderungen existieren eini-

ge Bündnisse inzwischen nicht mehr. In einer flächendeckenden Betrachtung

haben sich die Autoren pragmatisch auf fünf Länder konzentriert:

Norddeutschland: Niedersachsen

Ostdeutschland: Sachsen

Sachsen-Anhalt

Westdeutschland: Nordrhein-Westfalen

Süddeutschland: Bayern

Ausschlaggebend bei der Auswahl war die Erwartung, dass etwas Vorzeigbares

unter ganz unterschiedlichen Voraussetzungen (z.B. Sachsen-Anhalt und Bayern)

diskutiert und dargestellt werden könnte. Dabei wurde auch darauf geachtet, ob

die Bündnisse Entscheidungen auf Landesebene mit regionalen Aktivitäten ver-

knüpfen oder Originalität für sich beanspruchen können.

Regionale Initiativen: Bei den regionalen Pakten wurden vier Netzwerktypen

unterschieden:

Initiative für Beschäftigung

InnoRegio
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NEST

Territoriale Beschäftigungspakte

Die vier Netzwerktypen repräsentieren unterschiedliche Ansätze und ermögli-

chen damit einen exemplarischen Überblick über die Szene.Bereits evaluierte Part-

nerschaften wurden ausgeklammert.

Innerhalb der Netzwerktypen gibt es eine Vielzahl von regionalen Projekten

und Initiativen. Aus diesem Grund wurden Empfehlungen der netzwerkbegleiten-

den Forschungs- oder Beratungsinstitute berücksichtigt. Dazu kommen eigene

Vorkenntnisse und Informationen der Autoren. Last but not least wurde auch auf

eine geografische Verteilung geachtet. Daraus ergab sich folgende Auswahl aus

den Netzwerktypen:

Alte Bundesländer: Initiative für Beschäftigung! im Rhein-Neckar Dreieck e. V.

Kommunales Forum Wedding.

Neue Bundesländer: Nukleus, Region Parchim-Wismar-Rostock 

Pakt für Arbeit Zeitz
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2 . L O K A L E  U N D  R E G I O N A L E
B Ü N D N I S I N I T I AT I V E N

Gemeinsames Ziel der vier Typen überregionaler Netzwerke bzw. Förderprogram-

me ist:

Die Einbindung bzw. Initiierung von lokalen und regionalen Partnerschaften

zur Beschäftigungsförderung.

Gleichzeitig haben sie spezifischen Charakteristika, die die Philosophie, Struktur

und Arbeitsweise der jeweiligen lokalen und regionalen Bündnisse prägen:

Die Initiative für Beschäftigung steht für das Engagement einzelner, einfluss-

reicher Persönlichkeiten, die in ihren jeweiligen Arbeits- und Wirkungszusam-

menhängen auf der regionalen Ebene Netzwerke zur Beschäftigungsförderung

initiieren.

Das Förderprogramm InnoRegio unterstützt als Wettbewerb die Bildung von

Netzwerken (insbesondere von Unternehmen und Forschungseinrichtungen)

in den Neuen Bundesländern, die innovative Produkte, Verfahrensweisen und

Kooperationsformen beschäftigungswirksam entwickeln und umsetzen.

Das Netzwerk NEST steht lokalen Partnerschaften und Stadtteilinitiativen

offen, die mit einem lokal-ökonomischen Ansatz in Großstädten den sozialen

Zusammenhalt und die Beschäftigung fördern wollen.

Territoriale Beschäftigungspakte haben sich im Rahmen eines Pilotpro-

gramms der Europäischen Kommission unter Einbezug relevanter gesellschaft-

licher Gruppierungen konsensual verpflichtet auf die Umsetzung zuvor ge-

meinsam entwickelter Maßnahmen und Projekte zur Beschäftigungsförderung.
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I n i t i a t i v e  f ü r  B e s c h ä f t i g u n g

Die Initiative für Beschäftigung steht für das Engagement einzelner, einflussreicher

Persönlichkeiten, die in ihren jeweiligen Arbeits- und Wirkungsfeldern auf der re-

gionalen Ebene Netzwerke zur Beschäftigungsförderung initiieren.

Projektförderung Initiative für Beschäftigung! im Rhein-Neckar-Dreieck e. V.
gegründet im Januar 1999

Ansprechpartner: Dr. Hans-Joachim Bremme, BASF Aktiengesellschaft;
Tel. 0621-60-99796, E-Mail: hans-joachim.bremme@basf-ag.de

Beteiligte Unternehmen, Wissenschaft/Forschung/Kultur, Ministerien,
Stadtverwaltungen, Weiterbildungseinrichtungen,
Kammern, Gewerkschaften, Arbeitsämter, soziale Einrich-
tungen, Kirche, Technologiezentren, Wirtschaftsförder-
gesellschaften

Ziele Schaffung bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen im ersten 
Arbeitsmarkt, Schaffung neuer Beschäftigungsmöglich-
keiten, Initiierung bedarfsgerechter Qualifizierung

Initialisierung Top down-Ansatz durch nationale Initiative für 
Beschäftigung

Hemmnisse Auswahl der Mitglieder, da sich der Aktionsraum des 
im Gründungsprozess Netzwerks im Schnittpunkt dreier Bundesländer befindet,

deshalb öffentliche Institutionen mehrfach vertreten sind 
und die Region einen Ballungsraum vieler Städte mit 
zahlreichen Unternehmen bildet 

Inhalte/Themen Qualifizierung Jugendlicher, Integration Benachteiligter ins 
Arbeitsleben, personenbezogene Dienstleistungen, Netz-
werkprojekte (Umwelt und Medien), innovative Arbeits-
(zeit)formen, Existenzgründungsförderung

Arbeitsphilosophie Konsensorientierung mit Verzicht auf hierarchische Struk-
turen, umsetzungsorientierte Zusammensetzung des 
Netzwerks ohne Parität, pragmatischer Ansatz unter
Auslassung von Grundsatzdiskussionen

Finanzierung ESF- und andere EU-Mittel, Landesmittel, Mittel der BA,
Kofinanzierung der beteiligten Unternehmen, Sponsoren-
gelder, Spenden

Vernetzung Mitglied in der nationalen Initiative für Beschäftigung;
Kooperationskontakte zu EQUAL- und LEARN-Partner-
schaften und Fördervereinen in der Region

Effekte/Stärken Verbesserung der Chancen für Arbeitssuchende, Standort-
verbesserung, Erhöhung der Nachfrage nach neuen 
Produkten/Dienstleistungen, Verstetigung und Intensivie-
rung der Kooperation, länderübergreifende Zusamen-
arbeit, schnelle Umsetzung der Ziele und Projektideen

Arbeitshemmnisse/Defizite Ausdehnung auf 3 Bundesländer, ungünstige politische 
Rahmenbedingungen, zeitliche Begrenzung der Initiative 
für Beschäftigung
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I n n o R e g i o

Das Förderprogramm InnoRegio unterstützt als Wettbewerb die Bildung von Netz-

werken (insbesondere von Unternehmen und Forschungseinrichtungen) in den

Neuen Bundesländern, die innovative Produkte, Verfahrensweisen und Kooperati-

onsformen beschäftigungswirksam entwickeln und umsetzen.

Nukleus
gegründet im Dezember 1999

Ansprechpartner: Dr. Christian Läritz, Projektbüro Parchim;
Tel.: 03871-606-411, E-Mail: christian.laeritz@nukleus.org

Beteiligte Hersteller-/Zulieferbetriebe, Start up-Unternehmen, Hoch-
schulen, Bildungsträger, Banken, Technologiezentren,
Wirtschaftsförderung, Forschungsverbund, Landkreis und 
Stadt Parchim, Unternehmerverbände

Ziele Schaffung von Beschäftigung durch Verknüpfung von 
Stärkung der Innovationskraft regionaler Unternehmen 
mit der Nachfrage nach geeigneten Arbeitskräften

Initialisierung Bottom up, initiiert von einem Unternehmen und einer 
Universität

Hemmnisse Verteilung auf 3 Standorte mit entsprechenden organi-
im Gründungsprozess satorisch-logistischen Problemen; Akquisition von koope-

rationswilligen Unternehmen und Überzeugungsarbeit 
für Netzwerkbildung

Inhalte/Themen Leitprojekte (Innovationmanagement, Präzisionsmaschi-
nenbau-Marketing, Ausbildungsoffensive) und produkt-
orientierte Projekte in den Geschäftsfeldern fluidtechnische
und mechatronische Produkte sowie Ingenieurdienst-
leistungen

Arbeitsphilosophie Zwar grundsätzliche Konsensorientierung im Meinungs-
bildungsprozess, aber untergeordnet der zunächst finan-
ziellen Interessen der beteiligten Unternehmen; Geheim-
haltungsvereinbarungen zwischen Kooperationspartnern 
zur Vermeidung von Konkurrenz

Finanzierung InnoRegio-Förderinitiative, Eigenmittel der profitierenden 
Unternehmen, Landesmittel, Sponsoring

Vernetzung Erfahrungsaustausch und Kooperationen mit anderen 
InnoRegios; Geschäftskontakte zum »Interessenverband 
Chemnitzer Maschinenbauer«

Effekte/Stärken Stabilisierung vorhandener Arbeitsplätze; Aufwertung des 
Standortes; Kontaktaufnahme und Problemlösungen auf 
kurzem Wege durch Netzwerkkooperation; Synergieeffekte;
Ermöglichung der aktuellen Projekte bei kapitalschwachen 
Unternehmen zum jetzigen Zeitpunkt

Arbeitshemmnisse/Defizite Degressive Förderung mit zu starker Akzentuierung von 
Grundlagenforschung; zu lange Zeiträume zwischen erster 
Ideenentwicklung und Antragsbewilligung; Verteilung auf 
3 Standorte; zu enges Unternehmensspektrum; sehr 
ungleich ausgeprägtes Engagement der beteiligten Akteure
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N e t z w e r k  f ü r  s o z i a l e  U n t e r n e h m e n  u n d  S t a d t t e i l ö k o n o m i e

( N E S T )

Das Netzwerk NEST steht lokalen Partnerschaften und Stadtteilinitiativen offen, die

mit dem Ansatz einer lokalen Wirtschaftsstruktur in Großstädten den sozialen Zu-

sammenhalt und die Beschäftigung in kleinteiligen Räumen fördern wollen.

Kommunales Forum Wedding/Lokale Partnerschaft
gegründet im November 1988 bzw. im November 1997

Ansprechpartner: Hans-Georg Rennert, Kommunales Forum;
Tel.: 030-465 073 55, E-Mail: kom.forum.rennert@web.de

Beteiligte Bezirksamt, Kirche, Kultur- u. Jugendvereine, Gewerkschaf-
ten, Beschäftigungsgesellschaften, Gewerbetreibende,
soziale Unternehmen, Anwohner- und Mieterinitiativen,
Wohlfahrtseinrichtungen, Parteien, Forschungseinrichtun-
gen 

Ziele Förderung der sektor- und ressortübergreifenden Zusam-
menarbeit verschiedener Einrichtungen; Ermittlung neuer 
Beschäftigungsfelder im Bezirk; beschäftigungserschlie-
ßende und fördernde Modellprojekte insbesondere für 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes 

Initialisierung Bottom-up-Ansatz durch Arbeitslosenselbsthilfeinitiative

Hemmnisse Interessenskonflikt der beteiligten Bezirksverwaltung
im Gründungsprozess durch formale Mitarbeit bei gleichzeitigen massiven finan-

ziellen Kürzungen durch den Bezirk; keine Regiemittel zur 
Finanzierung der Geschäftsstelle

Inhalte/Themen Integrationsmaßnahmen für Immigranten, Förderung des 
lokalen Gewerbes, Beschäftigungsprojekte für sozial Aus-
gegrenzte, Erschließung von Beschäftigung in lokalen 
Dienstleistungsbereichen

Arbeitsphilosophie Konsensorientierung; Integration von Beschäftigungs-
förderung in soziale Stadtteilentwicklung, Impulsgeber für 
neue Initiativen und Verbünde mit eigenen Strukturen

Finanzierung ESF, Landesmittel, Bundesanstalt für Arbeit, Bezirksamt 
Wedding, Stiftungsgelder, ehrenamtliche bzw. unbezahlte 
Arbeit

Vernetzung Mitgliedschaft des Forums in z. Z. 4 Netzwerken auf 
europäischer, nationaler und Berliner Ebene

Effekte/Stärken Verbesserung der Qualifikation, soziale Stabilisierung, neue,
tragfähige Kooperationsbeziehungen; Stärkung lokalen 
Handlungspotenzials, Kompetenzerweiterung der Akteure,
Beteiligung der Betroffenen selbst; Entwicklung eines 
integrierten Handlungskonzepts

Arbeitshemmnisse/Defizite keine kontinuierliche Basisfinanzierung; keine Einbindung 
von Unternehmen, dadurch Konzentration auf Maßnahmen 
des 2. Arbeitsmarktes; unklares Profil und Intransparenz in 
der Öffentlichkeit
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Te r r i t o r i a l e  B e s c h ä f t i g u n g s p a k t e  ( T E P )

Territoriale Beschäftigungspakte beziehen im Rahmen eines Pilotprogramms der

Europäischen Kommission die so genannten gesellschaftlich relevanten Gruppie-

rungen ein. Im Konsens Maßnahmen und Projekte zur Beschäftigungs-förderung

wollen sie Projekte gemeinsam entwickeln und umsetzen.

Pakt für Arbeit Zeitz
gegründet im Dezember 1996

Ansprechpartner: Michael Gottschlich, Koordinierungsbüro;
Tel.: 03341-83 254, E-Mail: wifoe-zz@t-online.de

Beteiligte DGB, Stadt Zeitz, Burgenlandkreis, Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft, Unternehmen, Arbeitsamt, Beschäftigungs-
gesellschaften, Landtagsabgeordneter, Technologie- und 
Gründerzentrum, Zeitzer Standortgesellschaft

Ziele Beschäftigungsförderung, Bekämpfung von Arbeitslosig-
keit, Erschließung von Beschäftigungsreserven

Initialisierung Bottom up, initiiert durch den Deutschen Gewerkschafts-
bund

Hemmnisse externe Moderation des Vertrauensbildungs- und Ziel-
im Gründungsprozess findungsprozesses

Inhalte/Themen Existenzgründungen, Ansiedlung neuer Unternehmen,
Revitalisierung von Industriestandorten, Förderung der 
Kooperation zwischen Unternehmen, Beschäftigungspro-
jekte für Benachteiligte des Arbeitsmarktes

Arbeitsphilosophie Konsensorientierter Diskussionsprozess mit Einstimmig-
keitsprinzip; drittelparitätische Besetzung des Vorstands;
Lobby- und Vermittlerfunktion für bzw. zwischen poten-
ziellen Kooperationspartnern

Finanzierung TEP-Programm, ESF-, EFRE- und GA-Mittel, kommunale und 
Landesmittel, Bundesanstalt für Arbeit, Kofinanzierung 
durch beteiligte/profitierende Unternehmen

Vernetzung kontinuierlicher Erfahrungsaustausch mit den 8 anderen 
deutschen TEP, jährlicher Austausch aller europäischen TEP

Effekte/Stärken Sicherung vorhandener Arbeitsplätze, Kontaktintensivie-
rung mit Unternehmen, Steigerung lokalen Innovations-
bewusstseins, optimierte Zusammenarbeit mit der Verwal-
tung, Synergieeffekte und erweitertes Kompetenzprofil 
durch gemeinsames Vorgehen, Verbindlichkeit zwischen 
den Partnern

Arbeitshemmnisse/Defizite phasenweise Perspektivlosigkeit; sehr hoher öffentlicher 
Erfolgsdruck; unrealistische Vorstellungen über quantitative 
Auswirkungen der Paktarbeit; zu geringe Reflexion und 
Darstellung der Pakterfolge
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2 . 1 . I N I T I AT I V E  F Ü R  B E S C H Ä F T I G U N G

Unter der Maßgabe, dass die Arbeitsmarktsituation eine partnerschaftliche

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erfordert, gründeten Dr. Jürgen Strube (Vorsit-

zender der BASF), Hubertus Schmoldt (Vorsitzender der IGBCE) und Reinhard

Mohn (Gründer der Bertelsmann Stiftung) im Dezember 1998 die Initiative für Be-

schäftigung.

Durch konkretes Handeln Einzelner auf ihren jeweiligen Arbeits- und Einfluss-

ebenen will sie ein Zeichen setzen für die gesellschaftliche Mitverantwortung bei

der Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten. Ziele der Initiative für Be-

schäftigung sind:

Identifizierung beschäftigungsfördernder Aktivitäten und erfolgreicher Maß-

nahmen

Forcierung und Unterstützung der Umsetzung und Weiterentwicklung innova-

tiver Lösungsansätze in regionalen Projekten

Organisation eines Ideen- und Erfahrungsaustausches zwischen den beteilig-

ten Regionen

Transport der Ergebnisse in Politik und Öffentlichkeit.

Die Initiative für Beschäftigung gliedert sich in einen Initiativkreis und einen Exe-

kutivstab. Der Initiativkreis setzt sich aus den 3 Gründern  und ca. 30 weiteren ein-

flussreichen Persönlichkeiten zusammen. Sie fungieren teils als Multiplikatoren,

teils als Initiatoren regionaler Netzwerke, also der eigentlichen Umsetzungsebene.

Auf dieser Regionalebene leiten die Initiatoren ihr jeweiliges Netzwerk, wählen

seine Mitglieder aus und repräsentieren das Netzwerk in der Öffentlichkeit.

Der Exekutivstab mit Vertretern der 3 Gründungsorganisationen und dem 

Institut für Organisationskommunikation (IFOK) führt die laufenden Geschäfte der

Initiative. Zudem werden die regionalen Erfahrungen mit den politischen Rah-

menbedingungen aufgegriffen und in den politischen Meinungsbildungsprozess

eingebracht.

In den 19 bundesweit gestreuten Regionalnetzwerken haben sich Akteure aus

Unternehmen, Verbänden, Gewerkschaften, Kammern, Wissenschaft und weiteren

Institutionen zusammengefunden, um neue Beschäftigungsmöglichkeiten vorzu-

bereiten und zu schaffen.

24



I n i t i a t i v e  f ü r  B e s c h ä f t i g u n g

Die insgesamt über 200 Projekte der 19 Netzwerke lassen sich folgenden Pro-

jektsäulen, die auf Bundesebene entwickelt wurden, zuordnen:

Jugendliche ins Berufsleben integrieren

Benachteiligten ins Berufsleben helfen

Existenzgründungen fördern

Arbeitsplätze sichern.

Die Initiatoren der Initiative für Beschäftigung rechneten im Spätherbst 2001

damit, dass im Rahmen dieser Projekte ca. 26.000 zusätzliche Arbeitsplätze ge-

schaffen werden könnten, über 5.000 sind bereits entstanden. Außerdem wur-

den über 20.000 Personen durch Qualifizierungs- und Informationsprojekte er-

reicht9.

Für die zunächst auf 3 Jahre angelegte Initiative für Beschäftigung gibt es be-

reits konkrete Überlegungen, sie – mit einer eventuell geänderten Organisations-

struktur – über den Frühsommer 2002 hinaus fortzuführen.

Regionale Netzwerke:
gesellschaftspolitische Akteure aus der

Region

Aufgaben:
•  Entwicklung eines Arbeitsprogramms

•  Forcierung der örtlichen 
Zusammenarbeit
•  Initiierung von 

Beschäftigungsprojekten

Exekutivstab:
Vertreter der Gründerorganisationen,

IFOK

Aufgaben:
•  Geschäftsführung

•  Unterstützung der regionalen 
Netzwerke

•  Erfahrungsaustausch, Öffentlichkeits-
arbeit

Initiativkreis:
Gründer, Multiplikatoren, Netzwerk-

initiatoren

Aufgaben:
•  Zieldefinition

•  Unterstützung der Gründung 
regionale Netzwerke
•  Informations- und 
Erfahrungsaustausch
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B e i s p i e l : I n i t i a t i v e  f ü r  B e s c h ä f t i g u n g  

i m  R h e i n - N e c k a r - D r e i e c k  e . V.

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d  

Im Schnittpunkt der drei Bundesländer Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz

und Hessen, am Standort der BASF, wurde im Januar 1999 als erstes regionales

Netzwerk das Netzwerk Rhein-Neckar-Dreieck gegründet.

Aktiv beteiligt waren der Vorstandsvorsitzende und der Arbeitsdirektor der

BASF, sowie über 30 Akteure aus Wirtschaft, Verwaltung, Politik und Wissenschaft,

darunter der Arbeitsminister von Rheinland-Pfalz, die Oberbürgermeister der

größeren Städte in der Region, Vorstandsmitglieder aus Unternehmen, der Lan-

desbezirksleiter der IG BCE und das Arbeitsamt. Bereits einen Monat nach Grün-

dung begannen die Arbeitskreise, konkrete Projektideen zu entwickeln.

Hauptziel des Regionalnetzwerks ist es, im ersten Arbeitsmarkt durch die Ko-

operation engagierter Personen und mit Unterstützung lokaler Institutionen

(Behörden, Kammern etc.) und Unternehmen:

Arbeitsplätze zu sichern,

neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen und

bedarfsgerechte Qualifizierungsmaßnahmen zu initiieren.

Dabei folgt das Netzwerk der Philosophie, voneinander zu lernen und langjährig

tradierte Abgrenzungen der einzelnen Institutionen sowie geographische und or-

ganisatorische Hürden zu überwinden.

M i t g l i e d e r  u n d  A k t e u r e

Die Mitgliederzahl erhöhte sich in den ersten sechs Monaten nach Gründung

von 33 auf ca. 130 und ist seitdem konstant geblieben. Die Größe des Netzwerks

lässt sich insbesondere mit seinem großen Einzugsgebiet aus drei Bundesländern

erklären, deren Akteure in die Aktivitäten mit einbezogen werden müssen.

Ein großer Teil der Mitglieder stammt aus Unternehmen, gefolgt von Akteuren

aus Wissenschaft, Forschung und Kultur, Stadtverwaltungen, Weiterbildungsinsti-

tutionen, Kammern, Arbeitsverwaltung sowie DGB, IG BCE und IG Metall.

Hinzu kommen Technologiezentren, Wirtschaftsförderungsgesellschaften, Wohl-

fahrtsverbände und soziale Einrichtungen, Kirchen, Handwerkskammern, die 

Ministerien für Arbeit und Wissenschaft sowie Banken.

Die Rhein-Neckar-Initiative selbst schätzt Motivation und Engagement der Ak-

teure insgesamt als sehr ausgeprägt ein; zurückhaltender in ihrem Engagement
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sind die Kammern und insbesondere die Kirchen. Die Mitarbeit der beteiligten Län-

der ist sehr unterschiedlich, am intensivsten involviert ist Rheinland-Pfalz.

O r g a n i s a t i o n s -  u n d  A r b e i t s w e i s e n

Die Initiative im Rhein-Neckar-Dreieck hat einen gemeinnützigen Verein ge-

gründet. Seine Aufgabe ist die Beschaffung von Fördermitteln, in erster Linie Spen-

den, darüber hinaus hat er keine tragende Bedeutung.

Insgesamt wurden 6 Arbeitskreise gegründet.Die Auswahl der Themen wurde durch

eine Befragung der Gründungsmitglieder zu möglichem Handlungsbedarf, Projekt-

ideen und Lösungsstrategien für die Beschäftigungsprobleme der Region ermittelt:

1. Qualifizierung Jugendlicher für das Berufsleben

2. Integration Benachteiligter in das Arbeitsleben

3. Marktlücke personenbezogener Dienstleistungen

4. Netzwerkprojekte im Rhein-Neckar-Dreieck (Umwelt und Medien)

5. Innovative Arbeits(zeit)formen in Wirtschaft und Verwaltung

6. Förderung von Selbstständigkeit und Unternehmertum.

In den Arbeitskreisen werden, unter Leitung eines Vorsitzenden, Projektideen ermittelt

und bis zur Antragsreife vorbereitet. Sie treffen sich – je nach anstehendem Projekt –

alle 4 bis 12 Wochen. Die Inhalte der Projektideen ergeben sich aus den Erfahrungen

der einzelnen Akteure, gründen sich aber auch auf Bestandsaufnahmen und Analysen

der regionalen Situation. Der Initiativkreis entscheidet letztlich über die Projekte.

Für einen großen Teil der Projekte wurden eigene Strukturen wie z. B. ge-

meinnützige Gesellschaften geschaffen. Andere wurden – je nach Inhalt – an dem

Netzwerk angeschlossene Institutionen, wie Bildungsträger oder Wirtschaftsför-

derungsgesellschaften angegliedert.

Der regionale Projektbeauftragte ist Mitglied in allen Arbeitskreisen und stellt

so den Austausch untereinander und mit dem Initiativkreis sicher. Außerdem hat

er Management- und Koordinierungsfunktionen und ist auch bei Erschließung von

Finanzierungsmöglichkeiten und Werbung neuer Mitglieder aktiv. Zusätzlich be-

kommt das Netzwerk externe Unterstützung vom IFOK-Institut, das Teile der Or-

ganisations-, Presse- und Moderationsarbeit übernimmt.

Die bundesweite Initiative als Dachverband stellt als Lobbyist sicher, dass die in

den regionalen Netzwerken gewonnenen Erkenntnisse über politische Rahmen-

bedingungen in den politischen Meinungsbildungsprozess eingebracht werden10.
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Zusätzlich leistet sie die bundesweite Öffentlichkeitsarbeit und sorgt mit Fachver-

anstaltungen für den Erfahrungsaustausch der Regionalnetzwerke.

I n h a l t e  u n d  P r o j e k t e

Die sechs genannten Themen der Arbeitskreise werden in insgesamt 21 Pro-

jekten konkret umgesetzt. Die Hälfte der Aktivitäten bemüht sich direkt darum Ar-

beits- oder Ausbildungsplätze zu schaffen. Die andere Hälfte betrifft:

Wettbewerbe (»Praxissterne für Berufsorientierung«, »Qualifikationspass«)

Veranstaltungen und Workshops (Begegnungstag zwischen Schulen und

Betrieben, Existenzgründertag)

Aufbau von Datenbanken

Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen,

Unterstützung von Existenzgründern durch einen Regionalfonds.

So bildet die Agentur für Freizeitdienstleistungen »pro Saison« Saisonarbeits-

kräfte (wie z. B. Bademeister) weiter zu »Freizeitdienstleistern«, die ganzjährig Be-

schäftigung finden. Bisher wurden ca. 30 Teilnehmer weitergebildet und an Frei-

zeitbetriebe in der Region vermittelt. »pro Saison« arbeitet eng zusammen mit der

Volkshochschule und dem Arbeitsamt. Die Finanzierung dieses Projekts erfolgt

über Landesmittel, einen Beitrag des Netzwerks Rhein-Neckar-Dreieck sowie Ver-

mittlungsgebühren.

Die im Februar 2001 gegründete »EnergieEffizienzAgentur Rhein-Neckar-Drei-

eck GmbH« (EEA) ist ein Zusammenschluss von fünf Kommunen und sieben Un-

ternehmen bzw. Handwerksverbänden. Zunächst drei Jahre lang soll Energie spa-

rende Altbausanierung gefördert werden durch Beratungen zu Energieeinsparung

und Förderzuschüssen, durch Veranstaltungen (wie die Ludwigshafener Umwelt-

messe »Umwelt 2001«) sowie dezentrale Netzwerkprojekte. Die Gesellschafter der

EEA finanzieren das Projekt zum Teil selbst.Weitere Mittel kommen von der EU und

von regionalen Sponsoren.

Fi n a n z i e r u n g

Das Regionalnetzwerk bringt für die Finanzierung seiner Projekte die akquirier-

ten Spenden ein (z. B. als Anschubfinanzierungen) und nutzt darüber hinaus öf-

fentliche Fördermittel der drei beteiligten Länderregierungen, ESF- und andere EU-

Mittel, Förderungen nach SGB III durch die Arbeitsämter sowie private Mittel der

beteiligten bzw. profitierenden Unternehmen und Sponsorengelder.

Die Kosten für Organisation und Öffentlichkeitsarbeit des Netzwerks werden

von der BASF getragen.
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I n t e r n e  Tr a n s p a r e n z

In allen Gremien verzichtet das Netzwerk auf hierarchische Strukturen, Ent-

scheidungen werden im Konsens getroffen. Die Vorsitzenden der Arbeitskreise

verstehen sich als Moderatoren. Gemeinsame Normen (wie z. B. Geheimhaltungs-

vereinbarungen) wurden nicht entwickelt; die einzelnen Gremien sind nicht pa-

ritätisch besetzt.

Der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedern und den Gremien wird

durch Protokollierung der jeweiligen Sitzungen sichergestellt. Gleichzeitig stellt

natürlich der Projektkoordinator den Informationstransfer sicher.

Ve r n e t z u n g

In das Netzwerk Rhein-Neckar-Dreieck sind alle im arbeitsmarkt- und beschäfti-

gungspolitischen Spektrum relevanten Institutionen direkt mit einbezogen. Dadurch

unterscheidet sich das Netzwerk von Bündnissen, die beispielsweise das Arbeitsamt

oder das Arbeitsministerium lediglich als externe Kooperationspartner haben.

In die Arbeit anderer Initiativen in der Region wird das Netzwerk häufig als stra-

tegischer Partner mit einbezogen und unterstützt diese Prozesse. Zu einer Reihe

von regionalen Fördervereinen bestehen ebenfalls intensive Kontakte.

Der Bekanntheitsgrad in der regionalen Öffentlichkeit ist, insbesondere bei den

Arbeitsmarktakteuren und anderen regionalen Institutionen, sehr hoch.

Das Bündnis für Arbeit auf Bundesebene hat die gesamte Initiative für Be-

schäftigung begrüßt und unterhält Kontakte auf den Leitungsebenen. Auf regio-

naler Ebene gibt es aber keine Beziehungen zum Bundesbündnis.

Aktivitäten und Projekte werden im »Netzwerk Newsletter«, der mehrmals pro

Jahr durch die Initiative für Beschäftigung herausgegeben wird, dokumentiert.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  S t ä r k e n

Direkte, also quantitativ messbare, Arbeitsmarkteffekte lassen sich bezogen auf

die Gesamtaktivitäten des Netzwerks nur sehr schwer abschätzen.

Das Netzwerk Rhein-Neckar-Dreieck hofft zwar, durch seine Initiativen bis zu

2.000 Arbeitsplätze schaffen zu können, ein konkreter Nachweis bereitet jedoch

Schwierigkeiten. So führen  Maßnahmen der Ausbildung, Qualifizierung und 

Existenzgründung weder unmittelbar noch zwangsläufig zum Erhalt oder zur

Schaffung von Arbeitsplätzen.

Durch die Projekte werden aber indirekte positive Effekte erzeugt wie:

Chancenverbesserung auf dem Arbeitsmarkt durch Weiterbildungs- und Infor-

mationsmaßnahmen
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Standortverbesserung durch Infrastrukturmaßnahmen und Aufwertung des

Humankapitals

Erhöhung der Nachfrage nach neuen Produkten/Dienstleistungen.

Diese indirekten positiven Effekte auf den Arbeitsmarkt lassen sich allerdings noch

weniger quantifizieren.

Weitere positive Effekte und Stärken des Netzwerkes bestehen in:

dem großen Engagement und der hohen Motivation der Netzwerkakteure 

der Verständigung auf die Durchführung konkreter Projekte, zu deren Gunsten

politische Grundsatzdiskussionen in den Hintergrund treten

der Erkenntnis, dass in einem Netzwerk mit festen Ansprech- und Koopera-

tionspartnern mehr erreicht werden kann als individuell. Somit werden auch

die Grundlagen für gezielte, zukünftige Kooperationen geschaffen

der Schaffung von Kooperationen über Ländergrenzen hinaus

der Einbindung in die bundesweite Initiative für Beschäftigung, um regionale

Erfahrungen mit politischen Rahmenbedingungen nicht versickern zu lassen

der Tatsache, dass das Netzwerk in seiner Region als kompetenter Partner ande-

rer Initiativen anerkannt wird

den kurzen Zeitspannen zwischen Gründung, Ideenentwicklung und Projekt-

realisierung, so dass die Akteure aufgrund sich schnell einstellender konkreter

Ergebnisse den Sinn ihres Engagements sehen

einem wesentlichen Input für das Job-Aqtiv-Gesetz im Bereich Jobmanagement.

S c h w ä c h e n

Folgende Arbeitshemmnisse bestehen nach Aussage des Netzwerks:

Bedingt durch unterschiedliche Landespolitiken und Förderkonditionen und

einem damit verbundenen sehr hohen Koordinierungsaufwand konnten einige

Projekte nicht durchgeführt werden, da eine Kofinanzierung durch alle drei

Bundesländer nicht zu organisieren war.

Die zeitliche Begrenzung der Initiative für Beschäftigung wird als Schwäche

gesehen, da damit die Projektumsetzungen eingeschränkt werden. Letztlich

sind so nur punktuelle Erfolge möglich, ohne die Situation auf dem Arbeits-

markt nachhaltig verbessern zu können.

Ü b e r t r a g b a r k e i t  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Innerhalb der bundesweiten Initiative für Beschäftigung werden sowohl Erfah-

rungen als auch Projektkonzepte ausgetauscht und, nach der Anpassung an die je-

weiligen Gegebenheiten, auch umgesetzt.
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Der Initiativkreis des Netzwerks Rhein-Neckar-Dreieck hat beschlossen, so wie

die bundesweite Initiative für Beschäftigung auch, seine Aktivitäten über das ge-

plante Ende im Frühjahr 2002 hinaus fortzusetzen.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Die IG BCE ist sowohl Mitinitiator als auch Gründungsmitglied des Netzwerks

Rhein-Neckar-Dreieck. Zusätzlich sind der DGB und die IG Metall zu ausgewählten

Themenschwerpunkten aktiv.

Nach Ansicht des IG BCE-Vertreters wird durch die gewerkschaftliche Beteili-

gung das Ziel verfolgt, durch praktische Maßnahmen die nachhaltige Schaffung

von Arbeitsplätzen vornehmlich im ersten Arbeitsmarkt zu initiieren.

Darüber hinaus soll durch ein regionales Netzwerk eine verbindliche Organisa-

tion und damit Handlungsbasis für dieses Ziel etabliert werden.

Für alle Ebenen der Initiative für Beschäftigung (Bundesebene, Regionalebene

und Initiativkreis,Arbeitsgruppen) gilt,dass sowohl die grundsätzliche Ausrichtung

als auch die konkrete Ausgestaltung der Arbeit des Netzwerkes von der IG BCE mit

beeinflusst werden.

Im Netzwerk Rhein-Neckar-Dreieck bezieht sich das konkrete Engagement insbe-

sondere auf Projekte zu den Themen 

innovative Arbeitszeitformen

Teilzeitarbeit

Existenzgründungen/neue Wege in die Selbstständigkeit

neue Arbeitsplätze in Handwerk und Industrie durch energiesparende Altbau-

modernisierung.

Sowohl auf der Landes- als auch auf der Bundesebene der IG BCE werden die

Erfahrungen der regionalen Netzwerke kommuniziert und ausgewertet. Konkrete

Ergebnisse und Arbeitsvorhaben des Rhein-Neckar-Netzwerkes werden auch in

die lokale Gewerkschaftsarbeit eingebracht.

Bedingungen für erfolgreiche Netzwerke und Bündnisse

Aus Sicht der IG BCE zeichnet sich eine erfolgreiche Partnerschaft durch eine mess-

bare Größe nachhaltig geschaffener Arbeitsplätze im ersten Arbeitsmarkt aus.

Voraussetzungen für eine erfolgreiche Arbeit eines Netzwerkes sind:

Beständigkeit und Konsensfähigkeit der beteiligten Akteure

eine schnelle operative Umsetzung praktischer Maßnahmen mit klaren Zielset-

zungen
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Mut und Kreativität in neuen Handlungsfeldern und

die Fähigkeit zur Korrektur bei unergiebigen Maßnahmen.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Um ihre Ziele im Netzwerk wirkungsvoll zu vertreten, benötigen die beteiligten

gewerkschaftlichen Akteure ausreichende Qualifikationen und Kenntnisse über

die behandelten Themen, einen gewissen Bekanntheitsgrad in der Region zur Stei-

gerung des Durchsetzungsvermögens sowie ausreichende zeitliche Ressourcen.

So erfordert das Engagement der IG BCE im Rhein-Neckar-Netzwerk im Jahr ca.

25 Prozent Kapazität einer Vollzeitstelle.

Da die BASF Personal- und Sachmittel zur Verfügung stellt, sind von den Ge-

werkschaften keine weiteren Ressourcen aufzubringen.

2 . 2 . I N N O R E G I O

Angesichts der anhaltend schlechten wirtschaftlichen Situation in den Neuen Län-

dern lancierte das Bundesministerium für Bildung und Forschung 1999 die Förder-

initiative InnoRegio.

InnoRegio will die Innovationskraft ostdeutscher Unternehmen durch die För-

derung ihrer Zusammenarbeit mit anderen regionalen Akteuren stärken. Durch die

Bildung von Netzwerken sollen Impulse für Wachstum und Beschäftigung in der

jeweiligen Region gegeben werden.

Hauptziele sind:

die nachhaltige Verbesserung der Beschäftigungssituation

die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit.

Für den Zeitraum 1999 – 2006 stellt das BMBF insgesamt 255 Mio. Euro zur

Verfügung, um stabile Kooperationsbeziehungen zwischen den beteiligten 

Unternehmen selbst und mit Forschungs- und Bildungseinrichtungen aufzu-

bauen.

Grundsätzlich stand dabei den Kooperationsnetzwerken die Gebiets- und The-

menabgrenzung frei, allerdings unter der Maßgabe, dass die definierten Raumein-

heiten kleiner als Bundesländer sind.

In insgesamt über 20 InnoRegios sollen sich »… unterschiedliche Personen und

Institutionen aus Wirtschaft, Wissenschaft, Bildung, Politik und Verwaltung, Verei-

nen und Verbänden mit dem Ziel zusammenschließen, technische, wirtschaftliche
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und soziale Neuerungen zu entwickeln, die bislang innerhalb der Region oder

sogar außerhalb ihrer Grenzen noch nicht realisiert sind.«11

Die Umsetzung der Förderinitiative gliedert sich in drei Phasen:

1. Qualifizierungsphase: (April – Oktober 1999):

In dieser Startphase mussten die teilnehmenden Regionen im Rahmen ihrer Be-

werbung:

ihr Profil und ihre Innovationssituation darstellen und Potenziale identifizieren,

den Bedarf und den Nutzen des Wettbewerbs für die Region definieren

die Methode beim Aufbau der regionalen Zusammenarbeit, auch mit anderen

Akteuren, darstellen.

Zum Ende der 1. Phase erfolgte eine erste Auswahl von Siegerregionen – nun

mit dem Titel InnoRegio – die zur Teilnahme an der 2. Wettbewerbsphase zugelas-

sen wurden und eine erste finanzielle Förderung von bis zu 153.400 Euro erhiel-

ten.

2. Entwicklungsphase: (November 1999 – September 2000)

In der 2. Phase sollten umsetzungsreife Projekte und Konzepte entwickelt und in

ein regionales Innovationsprofil und in arbeitsfähige Kooperationsstrukturen zwi-

schen den jeweiligen Partnern eingebettet werden.

Auch zum Ende dieser Phase entschied eine Jury über die Förderung der kon-

zipierten Aktivitäten. Die InnoRegios gewannen Mittel zur Durchführung von Pro-

jekten und zur Umsetzung ihrer Konzepte.

3. Umsetzungsphase: (Herbst 2000 – Ende 2005)

In der letzten Phase, die noch bis Ende 2005 läuft, werden die in der 2. Phase erar-

beiteten Kooperationsstrukturen und Projektkonzepte umgesetzt. Auch in dieser

Phase ist die Aufnahme neuer Partner in die InnoRegios möglich und wünschens-

wert.

Alle drei Phasen der InnoRegio-Initiative werden unter Federführung des Deut-

schen Institutes für Wirtschaftsförderung Berlin (DIW) wissenschaftlich begleitet.

Diese Evaluierung dient nicht nur der Überprüfung der Wirksamkeit der Netz-

werke, sondern soll gleichzeitig die Nutzbarmachung der im Wettbewerb erprob-

ten Vorgehensweisen und Innovationsansätze für andere Regionen sicherstellen.
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B e i s p i e l : N u k l e u s  P a r c h i m - W i s m a r - R o s t o c k

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d  

Bereits zu DDR-Zeiten war die Region Parchim-Wismar-Rostock ein Industrie-

zentrum für Maschinenbau. Um die gewachsenen industriellen Strukturen der Re-

gion zu nutzen und als, auch international anerkannten, Standort auszubauen,

wurde im Dezember 1999 der Verein Nukleus e.V. (»Nachhaltige und kooperative

Lenkung der Entwicklung von Unternehmen und Standort«) als Netzwerk für Prä-

zisionsmaschinenbau gegründet.

Der Gründungsimpuls ging von einem Hydraulikunternehmen aus Parchim 

(Hydraulik Nord GmbH) und der Universität Rostock (Fachbereich Maschinenbau

und Schiffstechnik, Institut für Antriebstechnik und Mechatronik) aus. Gemäß den

InnoRegio-Förderregularien schlossen sich zunächst acht Akteure aus Unterneh-

men, Hochschulen, Kreditinstituten und Bildungsträgern zusammen.

Ziele von Nukleus sind die:

Schaffung von Beschäftigung

Stärkung der Innovationskraft der regionalen Unternehmen.

Dazu müssen vorhandene Ressourcen gebündelt und ausgebaut sowie Wissen

in Produkte umgesetzt werden. Nukleus fördert Beschäftigung also nicht durch

den Einsatz klassischer Instrumente der Arbeitsmarktpolitik, sondern verknüpft die

Förderung des regionalen Wirtschaftswachstums mit der Nachfrage nach geeig-

neten Arbeitskräften.

M i t g l i e d e r  u n d  A k t e u r e

Im Verein Nukleus kooperieren mittlerweile über 40 Partner aus Hersteller-

und Zulieferbetrieben, Start-up-Unternehmen mit innovativen Produkten und

Dienstleistungen, Hochschulen, Bildungsträger, Kreditinstitute, Technologie-

zentren, eine Wirtschaftsförderungsgesellschaft und ein Forschungsverbund,

die Handwerkskammer, der Landkreis und die Stadt Parchim sowie Unterneh-

merverbände.

Die Netzwerkpartner übernehmen im Entwicklungs-, Produktions-, Ver-

marktungs- und Vertriebsprozess Teilaufgaben, die ihren Kompetenzen ent-

sprechen.

Die diversen Netzwerkmitglieder sind unterschiedlich aktiv, natürlich zunächst

abhängig davon, ob sie selbst Projekte entwickeln, beantragen und durchführen

oder eher beratend tätig sind. Nukleus ist nicht paritätisch zusammengesetzt.
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O r g a n i s a t i o n  u n d  A r b e i t s w e i s e n

Nukleus e. V. fungiert als Netzwerkkoordinator und leistet Beratung und Unter-

stützung bei den Fördermittelanträgen der Unternehmen im Rahmen der Inno-

Regio-Initiative. Außerdem übernimmt der Verein Aufgaben wie:

Förderung des FuE-Transfers im Rahmen des Netzwerks

Durchführung von Forschungsvorhaben zur Erschließung von Innovationspo-

tenzialen

Mittelakquisition zur Förderung von FuE-Vorhaben

Verbreitung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse durch Publikationen und

Veranstaltungen

Förderung der Aus- und Weiterbildung in Kooperation mit Unternehmen

Verbindungen zu nationalen und internationalen Organisationen mit ähnlicher

Zielsetzung.

Der Verein gliedert sich in mehrere Organisationseinheiten:

Mitgliederversammlung und Vorstand tagen drei Mal jährlich, wobei der Vor-

stand die langfristigen Ziele des Netzwerks festlegt.

In drei bestehenden Arbeitsgruppen (Öffentlichkeitsarbeit, Bildung und pro-

duktorientierte Projekte) werden die jeweiligen Nukleus-Projekte besprochen.

Einer Durchführung wird erst dann zugestimmt, wenn sich mindestens zwei Part-

ner verbindlich zu ihrer Umsetzung verpflichten.

Der Gutachter-Beirat bewertet die Umsetzbarkeit und die Marktaussichten 

lediglich der kostenintensiven produktorientierten Projekte. Zudem unterhält 

Nukleus drei Projektbüros an den genannten Standorten um die skizzierten Pro-

bleme dreier Standorte möglichst gering zu halten.

Die Umsetzung der Aktivitäten und Projekte wird vom Nukleus-Management,

zusammengesetzt aus einer Planungs- und einer Steuerungsgruppe, koordiniert

und kontrolliert. Die Planungsgruppe ist zuständig für Strategie und Zielverfol-

gung des Netzwerks; die Steuerungsgruppe übernimmt das operative Geschäft

des Netzwerk-Managements.

Innerhalb der InnoRegio-Förderinitiative pflegt Nukleus Kontakt zu drei weite-

ren Netzwerken in der Region. Eine erste gemeinsame Aktivität war die Organisa-

tion und Durchführung einer Firmenkontaktmesse im November 2001.

I n h a l t e  u n d  P r o j e k t e

Aufbauend auf den Netzwerk-Kompetenzen arbeitet Nukleus in den Ge-

schäftsfeldern fluidtechnische und mechatronische Produkte sowie Ingenieur-

dienstleistungen. Nach einer ersten Definition von Produktlinien werden diese in
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Arbeitsteilung von verschiedenen Netzwerkpartnern gemeinsam realisiert. Es gibt

also abhängig vom jeweiligen Projekt kleinere Netzwerke im Netzwerk.

Zur Unterstützung dieser Kooperationen wurden drei Leitprojekte entwickelt:

1. Ein Innovationsmanagement fördert die Kooperation und Kommunikation

im Netzwerk, insbesondere zwischen Unternehmen und Hochschulen, so dass

innovative Ansätze nicht verloren gehen, sondern möglichst rasch in Produk-

te umgesetzt werden.

2. Das Präzisionsmaschinenbau-Marketing verbessert im Rahmen gemein-

schaftlicher Maßnahmen das Image der Region und stellt ihre Attraktivität

sowie die ihrer Produkte bei potenziellen Kunden, Investoren und Arbeitskräf-

ten heraus.

3. Die Ausbildungsoffensive sorgt durch Motivationsmaßnahmen, Kooperatio-

nen zwischen gewerblichen und universitären Bildungsträgern und eine be-

rufsbegleitende Weiterbildung für eine ausreichende Anzahl qualifizierter Ar-

beitnehmer.

Zum Jahresende 2001 waren 2 großvolumige, produktorientierte Projekte (im Be-

reich Mikrofluidik und Pneumatik) bewilligt, weitere 5 sind beantragt. Projektpart-

ner sind jeweils Paare aus einem Unternehmen und einem Universitätsinstitut. Sie

stellen auch die Förderanträge (mit Unterstützung des Vereins) und bekommen

die bewilligten Mittel direkt zugewiesen.

Zur Zeit bereitet Nukleus einen deutschlandweit ausgeschriebenen »Innova-

tionspreis Mechatronik« vor, der von der Sparkasse Parchim-Lübz gesponsert wird.

Verknüpft mit dem Preisgeld ist die Auflage, dass das entsprechende Unterneh-

men einen Standort in der Region eröffnet und dort die Projektidee umsetzt. Zu-

sätzlich wird in Zusammenarbeit mit der Mittelständischen Beteiligungsgesell-

schaft Mecklenburg-Vorpommern der »Sonderpreis Unternehmensbeteiligung«

vergeben. Zentrales Ziel des Preises ist es, die Ansiedlung von Maschinenbau-Un-

ternehmen und den Technologietransfer in der Region Parchim-Wismar-Rostock

zu beschleunigen.

Fi n a n z i e r u n g

Die InnoRegio-Förderinititiative sieht ein abgestuftes Finanzierungsmodell

über eine 100%-Förderung für Grundlagenforschung bis zu einer lediglich

25%-Förderung für die Entwicklung von Prototypen vor. Die Förderquote kann

zusätzlich durch zwei Boni (für KMU und Neue Bundesländer) um insgesamt 

20 Prozent erhöht werden. Die antragstellenden Unternehmen müssen sich bei

allen Projekten an den Kosten beteiligen. Das Nukleus-Management und die
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drei Projektbüros werden hingegen bis Ende 2002 zu 100 Prozent über Inno-

Regio finanziert.

Eine weitere Einnahmequelle ist das Sponsoring durch Banken. Gleichzeitig ak-

quiriert Nukleus zusätzliche Mittel bei der Landesregierung um beispielsweise die

Kosten für Marketing abdecken zu können.

I n t e r n e  Tr a n s p a r e n z

Im Netzwerk Nukleus kooperieren Unternehmen, die ansonsten Konkurrenten

sind. Diese Tatsache erfordert einen sorgfältigen und langwierigen Prozess der Ver-

trauensbildung, der momentan noch nicht abgeschlossen ist. Ein formales Instru-

ment ist dabei eine Geheimhaltungsvereinbarung im Netzwerk, um die Entwick-

lung neuer Ideen und Produkte zu schützen. Die bislang bewilligten produkt-

orientierten Projekte wurden nur von zwei Partnern durchgeführt. Von den zu-

sätzlich beantragten Projekten ist nur eins ein echtes Verbundprojekt.

Die Treffen der Arbeitsgruppen, des Vereinsvorstands und der Mitgliederver-

sammlung werden protokolliert und  allen Akteuren zugänglich gemacht. Die

Meinungsbildung im Nukleus-Netzwerk ist grundsätzlich konsensorientiert mit

der Einschränkung, dass die beteiligten Unternehmen im Zweifelsfall Entschei-

dungen zu Gunsten der finanziellen Sicherstellung ihrer Projekte den Vorrang

geben.

Ve r n e t z u n g

Da sowohl der Landkreis als auch die Stadt Parchim Mitglieder im Netzwerk

sind, gestalten sich diese Kontakte sehr gut und kontinuierlich.

Kooperationsbeziehungen zu den örtlichen Arbeitsverwaltungen befinden sich

erst in den Anfängen, da die Förderstrategie von InnoRegio zunächst nicht auf die

Nutzung klassischer arbeitsmarktpolitischer Instrumente ausgerichtet ist. Die be-

teiligten Unternehmen haben eigene Personalabteilungen und führen auch Ar-

beitsvermittlungen selbst durch.

Nukleus ist zur Zeit dabei, seine Kontakte zur Landesregierung und zu den Mi-

nisterien auszubauen. Hier versteht das Netzwerk sich auch als Lobbyist für den

Maschinenbau in Mecklenburg-Vorpommern, da im öffentlichen Bewusstsein ge-

genwärtig eher Schiffbau, Tourismus und Landwirtschaft dominieren. Intensivere

Kontakte gibt es zum Wirtschaftsministerium, einerseits um es stärker in die 

Nukleus-Projekte einzubinden, andererseits um zusätzliche Mittel zu akquirieren.

Kontakte oder Berührungspunkte zum Landes- oder Bundesbündnis für Arbeit

gibt es derzeit nicht.

37



Den Bekanntheitsgrad in der allgemeinen Öffentlichkeit schätzt Nukleus als

eher gering ein. Im Vordergrund stehen hier die beteiligten Traditionsunterneh-

men und weniger das Netzwerk selbst.

Abgesehen von Kooperationen mit den drei anderen InnoRegios in Mecklen-

burg-Vorpommern unterhält Nukleus Kontakte nach Sachsen zum »Interessenver-

band Chemnitzer Maschinenbauer« und verspricht sich hier zusätzlich zum Auf-

bau geschäftlicher Kontakte auch Synergieeffekte für die Klärung eigener Organi-

sationsfragen. Beziehungen zu Unternehmen außerhalb der Region werden der-

zeit über persönliche Kontakte des Vereinsvorstands und die Arbeit der Ge-

schäftsführung intensiviert.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  S t ä r k e n

Durch die wirtschaftsnahe Beschäftigungsförderung der InnoRegio-Initiative

sollen keine Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarktes initiiert, sondern dauerhaf-

te Arbeitsplätze in einer zukunftsträchtigen Branche geschaffen werden.

Das Netzwerk Nukleus plant im Rahmen seiner Laufzeit von 1999 bis 2005, den

Umsatz der beteiligten Unternehmen um 100 Prozent von 71,5 Mio. auf 143 Mio.

Euro zu steigern. Gleichzeitig wird ein Personalzuwachs um 50 Prozent von 920 auf

1.400 Mitarbeiter angestrebt.

Zur Zeit lassen sich quantitative Arbeitsmarkteffekte noch nicht darstellen, da

sich die bewilligten Projekte noch in ihren Anfängen befinden. Abgesehen von der

Beschäftigungssituation in den Maschinenbau-Unternehmen selbst, profitieren

aber beispielsweise die am Netzwerk beteiligten Bildungsträger und andere Un-

ternehmen an der InnoRegio-Förderung durch eine entsprechende Auftragsver-

gabe und der damit verbundenen Stabilisierung der Arbeitsplätze.

Das Netzwerk trägt als Lobbyist des Maschinenbaus in Mecklenburg-Vorpom-

mern auch zur Aufwertung und Bekanntmachung des Standortes bei.

Positive Effekte der Netzwerkbildung bestehen darin, dass Akteure aus Be-

reichen zusammenarbeiten, die sonst nur wenig Berührungspunkte haben. Da-

durch werden eine schnelle Kontaktaufnahme und häufig auch unkomplizier-

te Problemlösungen ermöglicht. Die bislang bewilligten und beantragten Pro-

jekte hätten ohne Nukleus nicht oder erst wesentlich später angestoßen wer-

den können, da die Kapitaldecke ostdeutscher Unternehmen in der Regel sehr

dünn ist.
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S c h w ä c h e n

Als Arbeitsdefizite benennt Nukleus:

Die InnoRegio-Förderinitiative gehorcht den Regeln einer klassischen FuE-

Förderung, die eine degressive Finanzierung vorsieht. Produktorientierte 

Forschungs- und Entwicklungsprojekte werden deshalb im Vergleich zu grund-

lagenorientierten Projekten weniger stark gefördert.

Außerdem ist die Finanzierung von Marketingmaßnahmen für die Unterneh-

men und ihre Produkte über diese Förderrichtlinie nicht möglich, sondern muss

mühsam anderweitig abgedeckt werden.

Die Zeiträume zwischen erster Produktidee, Antragstellung, Überarbeitung und

Bewilligung sind zu lang. Insbesondere bei relativ jungen Netzwerken, die

handfeste finanzielle Interessen verfolgen, besteht so die Gefahr, dass wichtige

Akteure sich wieder aus dem Netzwerk zurückziehen.

Die Verteilung des Netzwerks auf drei Standorte und die damit verbundenen

zeitlichen und räumlichen Entfernungen erschweren die Arbeit und kurzfristige

Treffen.

Die breite Streuung der Akteure erzeugt sehr unterschiedliche Sichtweisen und

Interessenlagen.

Die Intensität des Engagements und der Aktivitäten ist bei den einzelnen Mit-

gliedern des Netzwerks sehr ungleich ausgeprägt.

Die Zusammensetzung der Unternehmen im Netzwerk ist noch nicht zufrie-

den stellend: Ähnliche Kompetenzen der beteiligten Unternehmen erzeu-

gen Konkurrenz, sehr unterschiedliche Kompetenzen führen zu Desinte-

resse an einer Kooperation. Hier ist es Ziel von Nukleus, das Unternehmens-

spektrum im Netzwerk um fehlende bzw. ausgleichende Kompetenzprofile

zu erweitern.

Aufgrund mangelnder Erfahrungen der Antragsteller ist die Qualität ihrer

Anträge häufig zu gering und führt zu Verzögerungen der Bewilligung.

Ü b e r t r a g b a r k e i t  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Die Erfahrungen, Ansätze und Instrumente von Nukleus lassen sich grundsätz-

lich auch auf andere Regionen übertragen, insbesondere in den grundlegenden

Strukturen und Notwendigkeiten von Netzwerken.

Inwiefern eine Förderung der Kooperation, insbesondere zwischen Hochschu-

len, Forschungseinrichtungen und Unternehmen, tatsächlich eine Umsatzstabili-

sierung bzw. -steigerung und damit einen Arbeitsplatzzuwachs bewirkt, kann zur

Zeit noch nicht abgeschätzt werden.
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Da die Förderung der InnoRegios erst 2005 endet, gibt es aktuell noch keine

konkreten Überlegungen für die längerfristige Gestaltung von Nukleus.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Obwohl der Nukleus-Verein allen offen steht, sind keine gewerkschaftlichen 

Akteure in diesem Netzwerk vertreten. Auch die betrieblichen Interessenvertre-

tungen der Arbeitnehmer in den beteiligten Unternehmen sind bislang nicht aktiv

geworden.

2 . 3 . N E T Z W E R K  F Ü R  S O Z I A L E  U N T E R N E H M E N  U N D  

S TA D T T E I L Ö KO N O M I E  ( N E S T )

Neben dem Wettbewerb InnoRegio unterstützt das Bundesministerium für Bil-

dung und Forschung mit seiner Initiative »Interregionale Allianzen für die Märkte

von morgen« die Initiierung von Innovationsforen in den Neuen Ländern und Ber-

lin.

Ziele dieser Innovationsforen sind:

der Aufbau neuer Kooperationsnetzwerke

die Anregung interregionaler Zusammenarbeit

die Stabilisierung der Standorte

die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit

die Schaffung zukunftssicherer Arbeitsplätze und die Förderung von Beschäfti-

gung.

Das BMBF unterstützte die Innovationsforen zunächst auf ein Jahr begrenzt

mit bis zu 84.250 Euro pro Forum, wobei die jeweilige Initiative diese Mittel für

individuelle Belange einsetzen konnte. Vorgeschrieben war nur die Durch-

führung einer Großveranstaltung. Ende 2001 gab es erste Überlegungen, das

Förderprogramm in enger Kooperation mit den Ländern um weitere drei Jahre

zu verlängern.

Das Netzwerk für soziale Unternehmen/Quartiersmanagement (NEST) wurde

als Innovationsforum im Sommer 2001 ins Leben gerufen. Gründer waren der

Berliner Verband der Arbeitsförderungs- und Beschäftigungsgesellschaften

(BVAB), das Berufsfortbildungswerk Berlin/Brandenburg (bfw), der DGB Region

Berlin, die Kommunalen Foren Wedding und Prenzlauer Berg, die Zentralein-

richtung Kooperation der TU Berlin sowie das Technologie-Netzwerk Berlin

(TechNet).
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NEST hat es sich zur Aufgabe gemacht:

das Innovationsfeld ‚soziale Unternehmen12 und Stadtteilökonomie’ zu verbrei-

ten und zu vertiefen

das Netzwerk auch über Berliner Grenzen hinaus zu erweitern

die lokalen Potenziale zu stärken und mit überregional verfügbaren Ressour-

cen zu verknüpfen

neue, zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten in sozialen Unternehmen zu

entwickeln.

Das Netzwerk NEST, das auch durch die Berliner Senatsverwaltung für Stadt-

entwicklung unterstützt wird, richtet sich im Wesentlichen an Akteure lokaler Be-

schäftigungsinitiativen, Foren, Pakte und Partnerschaften, aber auch an das Hand-

werk, das lokale Gewerbe und nicht zuletzt an die »Betroffenen« (also Einwohner

der Stadtteile, insbesondere Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger) selbst.

Zur operativen Umsetzung seiner Arbeit plant NEST den Aufbau einer »Berliner

Entwicklungsagentur für soziale Unternehmen und Stadtteilökonomie« (BEST) um

insbesondere innovative, beschäftigungswirksame Projektideen bis zu ihrer Um-

setzung zu fördern. Zudem soll BEST Defizit- und Beschäftigungsfeldanalysen

durchführen, bei der Entwicklung von Produktideen beraten und Prototypen ent-

wickeln.

B e i s p i e l : K o m m u n a l e s  F o r u m  We d d i n g /

L o k a l e  P a r t n e r s c h a f t  We d d i n g

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Der Bezirk Wedding im Westteil Berlins war bereits vor der Wende gekenn-

zeichnet von hoher Bevölkerungsdichte und Arbeitslosigkeit sowie einer starken

Konzentration sozial Benachteiligter wie z. B. Sozialhilfeempfänger.Vor diesem Hin-

tergrund entstand im November 1988 das Kommunale Forum Wedding als zu-

nächst informelle Partnerschaft.

Die Initiative zur Gründung ging aus von der Arbeitslosenselbsthilfeinitiative

PAULA e. V. und dem Forschungsprojekt »Lokale Ökonomie«. Die zehn Grün-

dungsmitglieder waren Mitarbeiter von Mieterberatungsstellen, Kirchengemein-

den, einer Arbeitslosenselbsthilfeinitiative sowie zwei ÖTV-Mitglieder.
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Hauptziele des Forums sind:

die Förderung der sektor- und ressortübergreifenden Zusammenarbeit von

Organisationen, Institutionen und Personen, die an der Entwicklung des Bezirks

Wedding interessiert sind;

die Ermittlung neuer Beschäftigungsfelder durch Defizit- und Ressourcenana-

lysen und

die Umsetzung Beschäftigung erschließender und fördernder Modellprojekte

und Aktivitäten.

Die erste beschäftigungspolitische Aktivität bestand in einer arbeitsmarktpoli-

tischen Konferenz mit Akteuren aus dem Bezirk Wedding im Mai 1990.

Die Erfahrungen des Kommunalen Forums mit der Umsetzung dieser Ziele

mündeten in der Erkenntnis, dass es neuer, erweiterter Bündnisse bedarf um die

Arbeit effektiver zu gestalten und dies insbesondere unter Einbeziehung des öf-

fentlichen Sektors und der Wirtschaft.

Diese Überlegungen führten im November 1997 schließlich zur Gründung der

Lokalen Partnerschaft Wedding als »Bündnis für Beschäftigung, Lebensqualität

und sozialen Zusammenhalt« mit über 20 Vertretern aus Bezirksverwaltungen, Par-

teien, Gewerkschaften, Wohnungsbaugesellschaften, der Kirche, Wohlfahrtsver-

bänden, sozialen Unternehmen, Jugendprojekten und Nachbarschaftshäusern.

Auch bei dieser Gründung waren die zwei Mitglieder der ÖTV-Betriebsgruppe des

Bezirksamtes Wedding beteiligt.

M i t g l i e d e r  u n d  A k t e u r e

Das Kommunale Forum Wedding hatte Ende 2001 ca. 25 Mitglieder. Dabei han-

delt es sich um Angestellte und Politiker des Bezirksamtes, Kirchenvertreter, Kultur-

und Jugendvereine, Ausbildungs- und Beschäftigungsinitiativen, Mieter-, Ausländer-

und Fraueninitiativen, soziale Unternehmen sowie Betriebs- und Personalräte. Ca.

25 Prozent der Mitglieder stammen aus gemeinnützigen Einrichtungen.

Gewerkschaftliche Akteure sind im Kommunalen Forum aus individuellen Zeit-

gründen nicht mehr aktiv. Allerdings gibt es seit einiger Zeit ein neu erwachendes

Interesse der Gewerkschaften, insbesondere des DGB am Projekt »Stadtteilgenos-

senschaft« des Forums.

Die Lokale Partnerschaft Wedding hatte zuletzt 30 Mitglieder13, u. a. aus  Be-

zirksverwaltung, Parteien, Forschungseinrichtungen, Gewerkschaften, Wohnungs-
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baugesellschaften, Beschäftigungsgesellschaften, Kirchen, Wohlfahrtseinrichtun-

gen, Jugendprojekten und Anwohnerinitiativen. Auch hier war überwog der gem-

einnützige Sektor.

Gewerkschaftlich war nur die ÖTV vertreten. Die IHK und örtliche Handwerks-

betriebe waren nicht für eine kontinuierliche Mitarbeit zu gewinnen.

O r g a n i s a t i o n  u n d  A r b e i t s w e i s e n

Das Kommunale Forum hatte sich in der Gründungsphase die Rechtsform eines

gemeinnützigen Vereins gegeben, um eine geschäftsfähige Einheit zu bilden.

Dem Verein vorgestellt ist der Vorstand, der aus drei Personen besteht. Die 

Leitungsgruppe mit ebenfalls drei Personen, initiiert als Motor des Forums die 

Diskussion über die Weiterentwicklung des Forums, organisiert Beschäftigungs-

projekte in Kooperation mit der Senatsverwaltung für Arbeit und koordiniert die

Gesamtaktivitäten des Forums bzw. der Lokalen Partnerschaft.

Ein Plenum mit zehn Mitgliedern, die aus den Projekten des Forums stammen,

kommen zwecks Informations- und Erfahrungsaustausch monatlich zusammen.

Thematisch flexible Arbeitsgruppen, davon drei kontinuierliche zu den The-

men »Umgang mit Verwaltung«, »Gestaltung offener Prozesse« und »interkulturel-

le Arbeit«, treffen sich wöchentlich.

Die Mitgliederversammlung kommt einmal jährlich zusammen, um Ge-

schäftsführung und Vorstand zu entlasten und vereinsrechtliche Angelegenheiten

zu regeln.

Das Kommunale Forum hat bis heute weit über 50 Foren mit Themen zu aktu-

ellen Planungen und Entwicklungstendenzen im Bezirk Wedding durchgeführt.

Und dies mit großem Erfolg.

Basis sowohl für die Themenauswahl als auch für Aktivitäten und Projekte des

Forums sind Defizit- und Ressourcenanalysen der lokalen Situation sowie die Nut-

zung der eingebrachten Erfahrungen, insbesondere betroffener Bewohner.Für ein-

zelne Träger von Beschäftigungsmaßnahmen übernimmt das Kommunale Forum

Serviceleistungen wie Finanzplanung, Antragsberatung und Koordinierung von

Qualifizierungsmaßnahmen.

Die Lokale Partnerschaft Wedding hat keinen eigenen institutionellen Rah-

men, sondern lediglich in einer Partnerschaftserklärung ihre Ziele und Arbeitswei-

sen festgelegt. Ihre Mitglieder trafen sich als Vollversammlung zweimal jährlich.

Die Entwicklung von Beschäftigungsprojekten erfolgte in:

zwei gebietsbezogenen Arbeitsgruppen, die sich mit sozialen Brennpunkten

befassten

43



einer zielgruppenorientierte Arbeitsgruppe, die an der Entwicklung von Maß-

nahmen zur beruflichen Integration von Sozialhilfeempfängern arbeitete

Zwei weitere Arbeitsgruppen befassten sich mit der Entwicklung einer ver-

bindlichen Arbeitsstruktur der Lokalen Partnerschaft sowie dem Aufbau einer Kon-

taktbörse zur Intensivierung der Kommunikation zwischen den Partnern.

Die Geschäftsführung lag beim kommunalen Forum Wedding, das zuständig

war für die Verwaltung der Finanzen, die Partnerschaftsversammlungen vorberei-

tete, moderierte und protokollierte und alle Aktivitäten koordinierte.

I n h a l t e  u n d  P r o j e k t e

Das Forum fördert Aktivitäten zur Beschäftigung von sozial ausgegrenzten 

Personen und zur Verbesserung der Lebensbedingungen im Wedding.

Hierzu zählen insbesondere:

Integrationsmaßnahmen für Immigranten

Förderung des lokalen Gewerbes

Entwicklung von Modellen für dauerhafte Beschäftigung sozial ausgegrenzter

Menschen

Erschließung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten in Dienstleistungsbereichen

wie Alltagsleben, Verbesserung des Wohnumfeldes, Freizeit und Umwelt insbe-

sondere für Frauen.

Seit seiner Gründung wurden durch das Kommunale Forum ca. 15 beschäfti-

gungsfördernde Projekte mit insgesamt ca. 150 Teilnehmern, teilweise in gemein-

samer Trägerschaft mit anderen Institutionen, durchgeführt.

Dabei folgt es einem »Integrierten gebietsbezogenen Handlungskonzept«, das

einen Prozess umfassender sozialer und ökonomischer Stabilisierung in ausge-

wählten Quartieren im Wedding in Gang setzen will. Umgesetzt wird dieses Kon-

zept insbesondere im Projekt »Arbeit und Nachbarschaft«, das seit 1998 Gemein-

wesenentwicklung mit lokaler Beschäftigungsförderung verknüpft. Ziel ist es,

Langzeitarbeitslose, insbesondere Sozialhilfeempfänger mit besonderen Vermitt-

lungshemmnissen, in Arbeit oder Ausbildung zu bringen oder individuell zu qua-

lifizieren.

In dem modular angelegten Projekt werden die Teilnehmer nach Erstge-

sprächen, Orientierungskursen und Praktika in Arbeit oder Ausbildung vermittelt.

Die Vermittlung erfolgt entweder in Privatunternehmen oder über Maßnahmen

nach BSHG (Bundessozialhilfegesetz) in einen Beschäftigungsverbund, einem Zu-

sammenschluss öffentlicher und gemeinnütziger Einrichtungen. In jeden der

sechsmonatigen Kurse werden 30 Teilnehmer aufgenommen. Rund zwei Drittel
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der gesamten Teilnehmer konnten bislang untergebracht werden, das restliche

Drittel hat die Maßnahme entweder abgebrochen oder konnte im Anschluss nicht

vermittelt werden.

Im Oktober 2000 wurde auf Initiative des Kommunalen Forums zusammen mit

arbeitslosen Anwohnern, Projektmitarbeitern sowie lokalen Organisationen eine

Stadtteilgenossenschaft gegründet, die die Beschäftigung Langzeitarbeitsloser

mit der Erhöhung des Waren- und Dienstleistungsangebots im Wedding kombi-

nieren möchte. Vorher wurde ein Stadtteilbetrieb ins Leben gerufen, der als Erpro-

bung neuer Geschäftsfelder zunächst Renovierungs- und Reparaturarbeiten für

gemeinnützige und öffentliche Einrichtungen über BSHG-Maßnahmen anbot.

Im Rahmen der Genossenschaft bietet jetzt der Geschäftsbetrieb »Handwerkliche

Dienstleistungen« mit sechs Mitarbeitern und Auszubildenden Renovierungen Trocken-

bauarbeiten und Transporte an. Die Preise sind sozial gestaffelt. Der Betrieb »Soziale

Dienstleistungen« stellt Haushaltshilfen, Begleit- und Betreuungsdienste sowie Kuriere.

Als Dienstleistungsagentur vermittelt die Genossenschaft Aufträge an das lo-

kale Gewerbe und koordiniert gemeinschaftliche Aufgaben wie den Aufbau eines

Rabattringes. Die Aktivitäten der Genossenschaft mit knapp 60 Mitgliedern sind

eng verknüpft mit dem Projekt »Arbeit und Nachbarschaft«, indem beispielsweise

elf Projektteilnehmer in Maßnahmen der Genossenschaft einbezogen wurden.

Fi n a n z i e r u n g

Das Kommunale Forum Wedding ist auf die Erschließung vieler unterschiedli-

cher Finanzierungsquellen angewiesen.

Dazu zählten bis Mitte der 90-er Jahre insbesondere ABM-Mittel, um auch die

Koordinierungsarbeiten des Forums selbst sicherzustellen. Aktuell werden zur Fi-

nanzierung der hauptamtlichen Mitarbeiter des Forums ebenfalls arbeitsmarktpo-

litische Instrumente genutzt. Hinzu kommen Stiftungsgelder und nicht zuletzt un-

bezahlte, ehrenamtliche Arbeit in nach wie vor deutlichem Umfang.

Für die Maßnahmen selbst werden Mittel des Europäischen Sozialfonds (ESF),

Kofinanzierungen der Senatsverwaltungen für Arbeit, Soziales und Frauen sowie

Stadtentwicklung, Mittel der Bundesanstalt für Arbeit und des Bezirksamtes Wed-

ding eingesetzt.

I n t e r n e  Tr a n s p a r e n z

Im Kommunalen Forum existieren keine formalen Regelungen zu Einflussnah-

me und Stimmrecht der Mitglieder. Entscheidungen werden diskussions- und kon-

sensorientiert getroffen.
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Die Arbeitsphilosophie des Forums manifestiert sich in der größtmöglichen 

Eigenständigkeit der Projekte. Sie werden zum Teil als eigenständige Organisatio-

nen, wie beispielsweise die Genossenschaft, in die Selbstständigkeit entlassen.

Die zahlreichen Veranstaltungen des Forums dienen neben der externen auch

der internen Kommunikation.

Ve r n e t z u n g

Zur Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales und Frauen hat das Kommunale

Forum Wedding langjährige, kontinuierliche Kooperationsbeziehungen, die nicht

nur die Bewilligung von Fördermitteln sondern auch eine inhaltlich-konzeptionel-

le Zusammenarbeit umfasst.

Die Kooperation mit dem wenig experimentierfreudigen örtlichen Arbeitsamt

gestaltet sich schwierig; die Zielgruppenorientierung der Maßnahmen nach SGB

III kollidiert häufig mit dem gebietsbezogenen Ansatz des Forums.

Beziehungen zum Bündnis für Arbeit auf Bundesebene existieren nicht, ein ex-

plizites Landesbündnis für Arbeit gibt es in Berlin nicht.

Das Forum hat in der bezirklichen Öffentlichkeit einen hohen Bekanntheitsgrad.

Außerdem führt es Veranstaltungen durch, stellt Referenten und veröffentlicht

Fachpublikationen.

Für einen kontinuierlichen Informations- und Erfahrungsaustausch und zum Er-

halt von Kooperationsbeziehungen auch über Berliner Grenzen hinaus ist das Wed-

dinger Forum Mitglied im:

Berliner Verband der Arbeitsförderungs- und Beschäftigungsgesellschaften (BVAB)

Europäischen Netzwerk der Städte und Regionen in der sozialen Ökonomie

(REVES)

Förderverein Netzwerk Selbsthilfe e. V.

Netzwerk für soziale Unternehmen und Stadtteilökonomie (NEST).

E f f e k t i v i t ä t  u n d  S t ä r k e n

Das Kommunale Forum hat die quantitativen Gesamteffekte seiner beschäfti-

gungsfördernden Aktivitäten nicht untersucht.

An indirekten Arbeitsmarkteffekten lassen sich benennen:

eine Verbesserung der Qualifikation und eine soziale Stabilisierung der Teilneh-

mer und damit größere Chancen auf dem Arbeitsmarkt

die Sensibilisierung der örtlichen Akteure für Problemgruppen des Arbeits-

marktes und deren Beschäftigungsmöglichkeiten durch die Schaffung neuer

Kooperationsformen
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die Entstehung neuer, tragfähiger Kooperationsbeziehungen in der Umsetzung

von Projekten.

Sonstige positive Effekte der Arbeit des Forums und der Lokalen Partnerschaft lie-

gen in:

der Erzeugung von Transparenz der Problemlagen im Bezirk Wedding durch

öffentlichen Diskurs und eine breit gefächerte Zusammensetzung beider Initia-

tiven

der Stärkung des lokalen Handlungspotenzials

größeren finanziellen Zuwendungen für den Bezirk Wedding

der Kompetenzerweiterung der beteiligten Personen

der Förderung der Beteiligung von Anwohnern, der Betroffenen selbst.

Die Stärken des Kommunalen Forums zeigen sich in einer über 10-jährigen Er-

fahrung mit sozialer Stadtteilarbeit. Damit verbunden ist ein kontinuierlicher und

vertrauensvoller Kontakt zu anderen Akteuren und Institutionen. Die Entwicklung

eines integrierten Handlungskonzepts, das systematisch die Zusammenhänge

zwischen wirtschafts-, struktur-, arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Handlungsfel-

dern, Akteuren und Lösungsansätzen aufzeigt und herstellt, ist eine weitere Stär-

ke der Arbeit des Forums. Durch dieses Konzept sind im Wedding neue Strukturen,

wie Nachbarschaftsläden und die Stadtteilgenossenschaft, entstanden.

S c h w ä c h e n

Zu den Arbeitshemmnissen zählen:

häufig wechselnde Ansprechpartner und Entscheidungsträger auf der politi-

schen und Verwaltungsebene,

ein über die Verlautbarungsebene hinaus nur schwach ausgeprägter politi-

scher Wille seitens der Bezirksverwaltung zur Unterstützung des Forums und

die ständig befristete Finanzierung der Aktivitäten ohne ausreichende Basisfinan-

zierung für die laufenden Kosten des Forums oder der Lokalen Partnerschaft.

Ein Defizit des Kommunalen Forums liegt darin, dass es nicht gelungen ist, eine

spürbare Anzahl von Unternehmen als wesentliche beschäftigungspolitische

Handlungsträger für eine kontinuierliche Mitarbeit im Kommunalen Forum und

der Lokalen Partnerschaft zu gewinnen. Dementsprechend sind Beschäftigungs-

möglichkeiten so gut wie nur im zweiten Arbeitsmarkt bzw. sozialen Betrieben ge-

schaffen worden.

Außerdem herrscht eine gewisse Unklarheit über das Profil des Forums, das sei-

nen beiden Hauptfunktionen als Mittler und Projektträger dauerhaft nicht gerecht

werden kann.
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Ü b e r t r a g b a r k e i t  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Arbeitsweisen und -inhalte sowie Strukturen des Forums lassen sich nur sehr

bedingt auf andere Regionen übertragen. Sie basieren auf kleinräumigen Arealen

in einer Großstadt mit hoher Bevölkerungsdichte und Konzentration von Institu-

tionen und Akteuren.

Das kommunale Forum als kontinuierlich angelegtes Netzwerk wird weiterhin

existieren, denkt aber derzeit intensiv über eine Verschiebung seines Aufgaben-

spektrums nach. Einer zur Zeit bevorzugten Stärkung seiner Funktion als Mittler

stehen allerdings finanzielle Probleme im Weg.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Die Gewerkschaften waren selbst nicht als Institution an der Gründung des

Kommunalen Forums und der Lokalen Partnerschaft beteiligt. Zu den Gründungs-

mitgliedern gehörten nur zwei ÖTV-Mitglieder. In der Gründungsphase nahmen

die ÖTV-Mitglieder aktiv Einfluss auf die grundsätzliche Ausrichtung des Kommu-

nalen Forums. Im weiteren Verlauf gestalteten sie jedoch weder konkrete Themen

noch Projekte mit.

Versuche, die Erfahrungen aus der Mitarbeit im kommunalen Forum in die Ge-

werkschaftsarbeit zu transportieren, scheiterten. Die lokale gewerkschaftliche Stra-

tegie konzentriert sich auf die Interessen der beschäftigten Mitglieder wie Tarifau-

seinandersetzungen und Absicherungsregelungen beim Abbau von Arbeitsplät-

zen. Kommunalpolitische Ansätze für die Schaffung von Beschäftigung sind nicht

Teil der gewerkschaftlichen Strategie.

Bedingungen für erfolgreiche Netzwerke und Bündnisse

Eine erfolgreiche Partnerschaft zeichnet sich aus Sicht der beteiligten ÖTV-Mit-

glieder weniger durch quantitative Arbeitsmarkteffekte als vielmehr durch die

nachhaltige Vernetzung der lokalen Akteure aus. Entscheidend ist auch der Um-

fang, in dem die Anwohner selbst in die Kommunikations- und Kooperations-

strukturen integriert sind.

Bedingungen und Mechanismen für eine erfolgreiche Arbeit einer solchen Part-

nerschaft sind:

die Stärkung öffentlicher Betriebe und sozialer Unternehmen

der Ausbau sozialpädagogischer und Dienstleistungsprojekte bezogen auf die

Bedürfnisse der Anwohner sowie
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eine kontinuierliche Finanzierung der Projekte und der Tätigkeit des Kommu-

nalen Forums.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Um ihre Ziele im Netzwerk wirkungsvoll vertreten zu können, benötigen ge-

werkschaftliche Akteure insbesondere eine Verknüpfung zwischen ihrem dortigen

Engagement und einer innergewerkschaftlichen Diskussion. Dies setzt die Ent-

wicklung einer entsprechenden Strategie voraus, um auch bei den Gewerk-

schaftsmitgliedern eine größere Akzeptanz solchen Engagements außerhalb be-

trieblicher Zusammenhänge zu bewirken.

Der zeitliche Aufwand für eine Mitarbeit im Kommunalen Forum belief sich auf

durchschnittlich 6-8 Stunden monatlich pro Person, phasenweise auch deutlich mehr.

Ein solches ehrenamtliches Engagement, zusätzlich zur normalen Arbeit, wird

als kaum ausreichend für eine erfolgreiche Mitwirkung gesehen. Hier müssten sei-

tens der Gewerkschaften größere personelle Ressourcen für eine Mitarbeit im

Netzwerk zur Verfügung gestellt werden.

2 . 4 . T E R R I T O R I A L E  B E S C H Ä F T I G U N G S PA K T E  ( T E P )

Angesichts der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit in den EU-Mitgliedstaaten und

der abnehmenden Wirksamkeit traditioneller arbeitsmarktpolitischer Instrumente

führte die Europäische Kommission 1996 als Pilotprogramm die Förderung der Be-

schäftigungspolitik auf lokaler bzw. regionaler Ebene ein.

Die insgesamt neun in Deutschland im Rahmen eines Wettbewerbs ausge-

wählten TEP bilden jeweils ein breit angelegtes, partnerschaftliches Netzwerk zur

Schaffung und Sicherung von Beschäftigung in ihren Regionen.

Regionale Akteure aus Wirtschaft, Forschung, den Sozialpartnern, Bürgerinitia-

tiven, Gebietskörperschaften, Technologiezentren und Entwicklungsagenturen

sowie Vertreter der Landesregierungen waren gemeinsam aufgerufen, in ihrem

Pakt innovative Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung zu vereinbaren. Gleich-

zeitig verpflichteten sich die TEP zur Integration verschiedener Politikfelder. Der

Bottom-up-Ansatz soll sicherzustellen, dass die Initiative für den Pakt aus der be-

troffenen Region selbst kommt.

Die Arbeit der Pakte gliederte sich im Wesentlichen in:

1. Die Vorphase: In dieser Phase wurden die jeweiligen Ursachen der Arbeits-

losigkeit vor Ort untersucht und erste Entwicklungspotenziale identifiziert.
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Nach Einigung der Partner auf eine Strategie wurde ein Umsetzungsvorschlag

erarbeitet und – über die nationalen Behörden – der Europäischen Kommissi-

on zugeleitet.

2. Die Hauptphase: Sie beinhaltete die Ausarbeitung des endgültigen Arbeits-

programms in Kooperation zwischen Bündnispartnern, nationalen Behörden

und der Kommission. Erst zu diesem Zeitpunkt wurde der eigentliche Pakt ge-

schlossen, mit der Verpflichtung der Partner auf die Leistung ihres jeweiligen

Beitrags zur Umsetzung des Programms.

Die Aktivitäten der Pakte wurden nur als Anschubfinanzierung in Höhe von max.

200.000 Euro über das Pilotprogramm »TEP« der Kommission finanziert. Die kon-

kreten Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen selbst mussten durch Mit-

tel aus den Europäischen Strukturfonds sowie durch regionale, nationale und pri-

vate Gelder abgedeckt werden. Mit diesen Mitteln sollten von den neun deutschen

TEP insgesamt ca. 12.550 Arbeitsplätze geschaffen werden14.

Die neun TEP haben mit Unterstützung der Beratungsgesellschaft Zenit ein

Netzwerk geschaffen,das einen intensiven Erfahrungs- und Informationsaustausch

auch mit den Pakten in anderen EU-Mitgliedstaaten gewährleistet.

B e i s p i e l : P a k t  f ü r  A r b e i t  Z e i t z  ( T E P  Z e i t z )

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Der ehemalige Landkreis Zeitz in Sachsen-Anhalt mit ca. 75.000 Einwohnern ist

von Arbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch betroffen. Im Sommer 1996, dem

Entstehungsjahr des Paktes, betrug die Arbeitslosenquote 20,5 Prozent.

Mit der Erkenntnis, dass nur gemeinsames Handeln in der Region dieser Ent-

wicklung entgegensteuern konnte, erfolgten im ersten Halbjahr 1996 auf Initiati-

ve des DGB erste Gespräche zwischen Gewerkschaften, Unternehmen und der ört-

lichen Verwaltung. Nachdem in den Folgemonaten weitere Unternehmen Inter-

esse an einer Mitarbeit zeigten, wurden im Dezember 1996 der Pakt für Arbeit als

regionale Beschäftigungsinitiative mit zunächst 11 Mitgliedern als klassischer run-

der Tisch gegründet. Gemeinsam wird ein Antrag aller Mitglieder beim Land Sach-

sen-Anhalt gestellt, um als Territorialer Beschäftigungspakt anerkannt zu werden.

Im April 1998 nahm die Europäische Kommission den Aktionsplan des Bünd-

nisses an und bestätigte den Pakt für Arbeit Zeitz als europäisches Modellprojekt.
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Der Zeitzer Beschäftigungspakt versteht sich als Plattform:

zur Förderung von mehr Beschäftigung

zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und 

zur Erschließung von Beschäftigungsreserven.

M i t g l i e d e r  u n d  A k t e u r e

Mitglieder im Pakt für Arbeit Zeitz sind der Deutsche Gewerkschaftsbund Sach-

sen-Anhalt Süd und sein Ortskartell Zeitz, die Stadt Zeitz, die Zeitzer Wirtschafts-

förderungsgesellschaft, der Burgenlandkreis, sechs Unternehmen aus der Region,

das Arbeitsamt, zwei regionale Beschäftigungsgesellschaften, der lokale Land-

tagsabgeordnete, das Technologie- und Gründerzentrum und die Zeitzer Stand-

ortgesellschaft.

Der Beirat des Paktes als beratende Instanz setzt sich aus über 30 Akteuren zu-

sammen, darunter Abgeordnete aller Ebenen bis zum Europäischen Parlament,

Vertreter aus Wirtschafts- und Arbeitsministerien und des Regierungspräsidiums,

die kommunale Gleichstellungsbeauftragte, Kammern und Arbeitgeberverband,

Wohlfahrtsverbände, Kirchen, das Theater Zeitz, die Fachhochschule Merseburg

und die lokale Berufsschule und eine Agrargenossenschaft (als größter landwirt-

schaftlicher Arbeitgeber).

Motivation und Engagement der einzelnen Akteure haben sich seit der Grün-

dung des Paktes Zeitz verschoben:War im Gründungsgeschehen insbesondere der

DGB sehr aktiv, haben sich im Jahr 2000 die Arbeitgeberseite und die öffentliche

Hand stärker in der Arbeit des Paktes engagiert. Bis vor kurzem haben die Ge-

werkschaften eine eher beobachtende Rolle eingenommen, die aber im Prozess

der Überführung in die Landesinitiative PAKTE wieder stärker aktiv tätig werden.

O r g a n i s a t i o n  u n d  A r b e i t s w e i s e n

Den rechtlichen und verwaltungstechnischen Rahmen für den Zeitzer Pakt für

Arbeit stellt die Stadt Zeitz.

Die Zeitzer Beschäftigungsinitiative besteht aus mehreren Arbeits- und Ent-

scheidungsgremien. Die Mitgliederversammlung umfasst alle Paktmitglieder

und trifft sich einmal jährlich.

Der Vorstand unter dem Vorsitz des Oberbürgermeisters der Stadt Zeitz

setzt sich zusammen aus dem Landrat, dem Geschäftsführer der Wirtschafts-

förderungsgesellschaft und dem Oberbürgermeister. Hinzu kommen der Vor-

sitzende des DGB Sachsen-Anhalt Süd und des Ortskartells, der Betriebsrats-

vorsitzende der MIBRAG GmbH als größtem Unternehmen der Region für die
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Gewerkschaften und für die Arbeitgeberseite der Arbeitsdirektor der MIBRAG

GmbH und die Geschäftsführer der Südzucker GmbH und der Zeitzer Stand-

ortgesellschaft. Der Vorstand kommt in der Regel alle sechs Wochen zusam-

men. Er entscheidet über die Aktivitäten des Paktes und die umzusetzenden

Projekte, über die personelle Besetzung der Arbeitskreise und darüber, wann

der Beirat eingeschaltet wird.

Der Beirat hat beratende Funktion sowohl für die Gesamtentwicklung des Pak-

tes als auch bei konkreten Projekten und trifft sich einmal jährlich. Die Beiratsmit-

glieder sind nicht automatisch auch Paktmitglieder.

Die vier Arbeitskreise »Wirtschaftliche Entwicklung«, »Regionale Existenz-

gründer-Offensive«, »Entwicklung der Humanressourcen« sowie »Lokales Kapital

für soziale Zwecke« bilden die eigentliche Umsetzungsebene des Paktes. Sie in-

itiieren und realisieren Projekte zur Beschäftigungsförderung und zum Abbau

von Arbeitslosigkeit. Die Arbeitskreise sind miteinander vernetzt und entwickeln

abgestimmte Projekte: So werden beispielsweise im AK »Wirtschaftliche Ent-

wicklung« Personal- und Qualifizierungsbedarfe benannt, die im Anschluss vom

AK »Entwicklung der Humanressourcen« in konkrete Qualifizierungsprojekte

umgesetzt werden. In den Arbeitskreisen berichten die jeweiligen Projektver-

antwortlichen (Projektleiter und Geschäftsführer der Projektträger) in regel-

mäßigen Abständen über den Stand der Umsetzung der Maßnahmen. Außerdem

werden die Arbeitskreise genutzt, um Probleme und Schwierigkeiten in den Pro-

jekten zu diskutieren.

Für die in den Arbeitskreisen entwickelten und vom Vorstand verabschiedeten

Projekte werden im Anschluss Träger ermittelt, die nicht automatisch Mitglied im

Pakt sein müssen.

Der Paktkoordinator unterhält in einem Kontaktbüro die Beziehungen zu den

Arbeitsgremien des Paktes, zu Unternehmen und anderen Akteuren und bündelt

die Aktivitäten und Informationen. Er ist zuständig für das Paktmanagement und

fungiert als interne und externe Anlaufstelle.

Der Pakt für Arbeit Zeitz versteht sich auch als Lobbyist und Vermittler und

hat in seiner bisherigen Arbeit auch extern entwickelten Projektideen auf den

Weg geholfen. Die so entstandenen Projekte firmieren zwar unter dem Güte-

siegel »Pakt für Arbeit Zeitz«, sind aber nicht notwendig paktintern entwickelt

worden.

Seit 1997 wird der Zeitzer Pakt extern unterstützt durch die BBJ Servis GmbH,

die u.a. die finanztechnischen Aufgaben des Paktes übernimmt und die Technische

Hilfe bei Antragstellungen für den Europäischen Sozialfonds leistet.
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I n h a l t e  u n d  P r o j e k t e

Die Arbeitsschwerpunkte des Zeitzer Bündnisses sind:

Unterstützung von Existenzgründungen und Maßnahmen zur Ansiedlung

neuer Unternehmen in der Region

die Revitalisierung traditioneller Industriestandorte

die Optimierung von Standortfaktoren

die Förderung der Kooperation zwischen den Unternehmen, insbesondere in

Management- und Marketingfragen

die Initiierung beschäftigungswirksamer Projekte für Benachteiligte des

Arbeitsmarktes.

Der Pakt hat bislang ca. 30 Projekte realisiert bzw. durch seine Tätigkeit unterstützt:

Dabei handelt es sich u. a. um:

Maßnahmen zur Unterstützung von Neuansiedlungen und Betriebserweite-

rungen

bedarfsorientierte Qualifizierungsmaßnahmen im Bereich neuer Technologien

zur Verbesserung weicher Standortfaktoren, auch gerichtet an Benachteiligte

des Arbeitsmarktes und Jugendliche

Aktionen und Maßnahmen im Tourismusbereich

Unterstützungsmaßnahmen für die Ansiedlung innovativer Unternehmen und

den Aufbau einer regionalen Entwicklungs- und Forschungskooperation.

Zusätzlich wurde ein Bildungsangebot für Unternehmen im Burgenlandkreis

ins Leben gerufen, das mit einer telematischen Vernetzung ein Nachfragepotenzi-

al für multimediale Dienste schafft. Das Projekt TELAstart hat zur Sicherung und

Schaffung von Beschäftigung im Bereich professioneller Nutzung neuer Techno-

logien in strukturschwachen Regionen verschiedene Projektansätze integriert: In

Zeitz und in benachbarten Naumburg wurden »Teleläden« eröffnet, die Dienstlei-

stungen und Produkte rund um das Internet anbieten. Existenzgründer wurden

von TELAstart mit innovativen Bildungskonzepten insbesondere in den Bereichen

Telematik und IuK-Technologien unterstützt. Im Internet wurde eine virtuelle »Han-

delsgasse« eingerichtet, in der Unternehmen aus dem mitteldeutschen Raum ihre

Produkte anbieten. Zielgruppen des zweijährigen Projekts waren Existenzgrün-

der und Unternehmer, Arbeitslose und sonstige Einwohner der Region. Durch 

TELAstart konnten 18 zusätzliche Arbeitsplätze bei den beteiligten Unternehmen

und weitere 26 durch Existenzgründungen geschaffen werden. An den zusätzlich

angebotenen Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose und Beschäftigte nah-

men 96 Personen teil.
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Außerdem wurde ein transnationales Projekt zusammen mit Regionen in Eng-

land und Italien initiiert, um modellhaft ein neues System wirtschaftsnaher Dienst-

leistungen für Unternehmen zu entwickeln.

Der Pakt für Arbeit Zeitz hat sehr frühzeitig begonnen, Perspektiven für die Zeit

nach Auslaufen der Modellförderung zum 31. Dezember 2001 durch die Europä-

ische Kommission zu entwickeln. Bereits ab Mitte 2000 wurde sukzessive ein inte-

griertes Gesamtkonzept erarbeitet und beim Arbeitsministerium Sachsen-Anhalt

im Rahmen des Wettbewerbs »Landesinitiative PAKTE« eingereicht. Ab 2002 wird

das Zeitzer Beschäftigungsbündnis als einer von 13 landesweiten Pakten dieser 

Initiative des Landes Sachsen-Anhalt gefördert.

Das Konzept der Landesinitiative PAKTE orientiert sich eng am Modell der ter-

ritorialen Beschäftigungspakte und übernimmt im Wesentlichen deren Philoso-

phie und Auflagen: Ein Bündnis aller relevanten Akteure des Arbeitsmarktes in

einer Region muss konkrete Beschäftigungsprojekte umsetzen.

Im Rahmen dieser neuen Initiative hat der Pakt Zeitz zahlreiche Einzelprojekte

konzipiert, die zukünftig Maßnahmen zur Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung

mit der Entwicklung der Region verknüpfen wollen. Dabei reicht das Spektrum von

der Entwicklung von Zukunftstechnologien über industrielle Großprojekte, Touris-

mus- und Existenzgründungsförderung bis hin zu sozialen Kleinprojekten in Stadt-

teilen.

Fi n a n z i e r u n g

Sowohl der Pakt für Arbeit Zeitz als auch die Träger der konkreten Projekte

waren auf die Erschließung von (Förder-)Geldern angewiesen. Dabei handelt es

sich um Mittel aus:

dem Europäischen Sozialfonds (ESF)

der Gemeinschaftsinitiative Aufbau Ost (kofinanziert durch den Europäischen

Regionalfonds EFRE)

der Bundesanstalt für Arbeit

des Landes Sachsen-Anhalt

der Kommune

privaten Mitteln der beteiligten Unternehmen (z. B. für Freistellungskosten der

an Maßnahmen beteiligten Mitarbeiter).

Dadurch werden Finanzmittel mobilisiert, die ein Vielfaches der originären Mit-

tel des Paktes betragen.

Im Rahmen der Förderung durch die neue Landesinitiative PAKTE wird sich das

Finanzierungsinstrumentarium für die Arbeit des Zeitzer Paktes verändern. Zwar
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wird es für diese Landesinitiative keinen Sonderfördertopf für Projekte geben, aber

Pakt-Projekte werden prioritär behandelt, da für sie sowohl ESF- und EFRE-Mittel

als auch die Kofinanzierung des Landes reserviert werden. Außerdem werden die

Förderhöchstgrenzen ausgeschöpft und die Pakte erhalten eine 3-jährige Förde-

rung für ihr Management von insgesamt max. 117.600 Euro pro Pakt.

I n t e r n e  Tr a n s p a r e n z

Die Akteure im Pakt für Arbeit Zeitz haben stabile vertikale und horizontale Ar-

beitsbeziehungen entwickelt. Die beteiligten Unternehmen konnten im Prozess

immer stärker vom eigenen Nutzen an der Mitarbeit im Pakt überzeugt werden,

insbesondere durch an ihrem Bedarf ausgerichtete Projekte.

Der Prozess der Entscheidungsfindung, insbesondere im Vorstand, gründet sich

auf eine konsensorientierte Diskussion. Die Beschlüsse müssen grundsätzlich ein-

stimmig gefasst werden.

Die beschriebene Vernetzung der vier Arbeitskreise als zentrale Elemente der

Paktarbeit erzeugt ein hohes Maß an Verbindlichkeit, Kontrolle über die einzelnen

Aktivitäten und Transparenz. Der Informationsaustausch unter den Mitgliedern

wird durch den Paktkoordinator sichergestellt. Die Ergebnisse der einzelnen Gre-

miensitzungen werden protokolliert und so allen Akteuren zugänglich gemacht.

Ve r n e t z u n g

Der Pakt Zeitz steht kontinuierlich seit Ende 1996 in enger Kooperation mit dem

Wirtschaftsministerium Sachsen-Anhalt, da es den Aktionsplan als TEP bestätigen

musste und andererseits die Projekte und Maßnahmen kofinanzierte.

Die Kooperationsbeziehungen zum Arbeitsministerium wurden insbesondere

vor dem Hintergrund der Landesinitiative PAKTE intensiviert. Das Arbeitsamt ist

zwar kein Paktmitglied, nimmt aber an vielen Veranstaltungen des Netzwerks teil

und ist damit kontinuierlich über geplante Aktivitäten informiert.

Die Vertreter in den Parlamenten auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene

sind sehr an der Arbeit des Paktes für Arbeit Zeitz interessiert und beobachten

diese kritisch und konstruktiv.

Der Erfahrungsaustausch mit den acht anderen TEP in Deutschland wurde von

Zenit in Gestalt vierteljährlicher Veranstaltungen organisiert und moderiert. Euro-

paweit sorgte die Europäische Kommission für den Kontakt aller TEP durch jährli-

che Treffen.Der größte Nutzen dieser Kontakte bestand neben der grundsätzlichen

Möglichkeit, andere Methoden und Instrumente kennen zu lernen, auch in der

Chance, Projektideen zu übernehmen bzw. zu adaptieren.
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Das Beschäftigungsbündnis in Zeitz schätzt seine Bekanntheit in der regiona-

len Öffentlichkeit als sehr hoch ein. Über den Pakt wird kontinuierlich in der örtli-

chen Presse berichtet und er nimmt regelmäßig an den regionalen Wirtschafts-

messen teil. Einmal jährlich wird ein eigenes Paktmagazin herausgegeben.

Kontakte zum Landes- oder Bundesbündnis für Arbeit existieren nicht; Versu-

che, den Ansatz der TEP als Instrument im Bündnis für Arbeit zu verankern, sind

nicht gelungen.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  S t ä r k e n

Auch der Pakt für Arbeit Zeitz sieht große Schwierigkeiten, seine Arbeit quanti-

tativ, also im Sinne tatsächlicher geschaffener Arbeits- und Ausbildungsplätze, zu

bilanzieren. Dem Pakt sind Informationen der Projektträger über den Erfolg ihrer

Maßnahmen nur bedingt zugänglich. Für seine Zukunft als Mitglied der sachsen-

anhaltinischen Landesinitiative PAKTE plant das Netzwerk ein systematischeres

Controlling seiner Beschäftigungswirksamkeit.

Der Pakt hofft, mit seinen zukünftigen Projektaktivitäten ca. 500 Arbeitsplätze

in Unternehmen zu schaffen und 100-150 Personen in Qualifizierungs- und Ar-

beitsbeschaffungsmaßnahmen integrieren zu können.

Zu den erzielten qualitativen positiven Effekten auf den Arbeitsmarkt zählen:

die Mobilisierung lokaler Finanzquellen

eine Intensivierung des Dialogs mit der Wirtschaft

eine größere Verantwortung der Unternehmen für die Entwicklung der Region,

z. B. durch den Abbau von Vorurteilen der Arbeitgeber gegenüber besonders

benachteiligten Arbeitslosen

der effiziente Einsatz moderner IuK-Technologien in Projekten zur Steigerung

der Wettbewerbsfähigkeit

die Steigerung des lokalen Innovationsbewusstseins

die Sicherung bereits vorhandener Arbeitsplätze.

Sonstige positive Effekte bestehen in:

der offenen Diskussion von Problemen und deren Lösungen

der gemeinsamen Entwicklung von Lösungen, da ein gemeinsames Vorgehen

Interessenkonflikte und Konkurrenzlagen entschärft

einer Berechenbarkeit der Partner durch feste Verpflichtungen

einer optimierten Zusammenarbeit mit der Verwaltung.

Die steigende Anzahl von beteiligten Akteuren mit teilweise sehr unterschied-

lichen Interessen spricht für sich. Zudem wird durch die Mitarbeit von Vertretern

der wichtigsten gesellschaftlichen Gruppierungen im Pakt sichergestellt, dass
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deren Interessen in Bezug auf Beschäftigung und Arbeit berücksichtigt werden.

Dies verhindert bzw. verringert auch soziale Ausgrenzungen und Benachteiligun-

gen.

Die in langjähriger Bündniserfahrung ausgereifte Paktstruktur mit seinem effi-

zienten Management erzeugt ein hohes Maß an Verbindlichkeit, Handlungsfähig-

keit und Kooperationsbereitschaft. Die gelungene Überführung des TEP Zeitz in

die Landesinitiative PAKTE sind hierfür Indizien.

S c h w ä c h e n

Als größtes Arbeitshemmnis für den Pakt erwies sich eine bis Mitte 2000 lang-

sam gewachsene Perspektivlosigkeit, da zunächst keine Alternative zur zeitlich be-

fristeten Modellförderung durch die Europäische Kommission vorlag und zudem

ein größeres, mit viel Aufwand beantragtes Projekt nicht bewilligt wurde.

Parallel hierzu erzeugte die große öffentliche Aufmerksamkeit für den Zeitzer

Pakt einen sehr hohen Erfolgsdruck. Allein durch Paktaktivitäten war die Arbeits-

losigkeit in der Region aber nicht deutlich zu senken. Diese Erkenntnis führte zeit-

weise zu einer ausgeprägten Sinnkrise vieler Paktakteure im Hinblick auf die wei-

tere Arbeit.

Als Defizite seiner Arbeit benennt der Pakt selbst insbesondere zwei Tatsachen:

1. Da das Bündnis selbst keine formalen Kompetenzen gegenüber Trägern hat,

die nicht Mitglied im Pakt sind, ist es in Bezug auf Informationen über den Pro-

jektverlauf und auch dessen Erfolge auf den guten Willen dieser Institutionen

angewiesen. Außerdem gibt es keine Verpflichtung für die Projektträger, die Er-

folge ihrer Aktivitäten in der Öffentlichkeit auch als Erfolge des Paktes für Ar-

beit Zeitz darzustellen.

2. Es ist versäumt worden, die Erfolge des Paktes, die sich nur sehr schwer in Ar-

beitsplätzen beziffern lassen, herauszuarbeiten und für die interne und exter-

ne Öffentlichkeit darzustellen. Dies hätte den Erfolgsdruck mit seinen negati-

ven Auswirkungen zumindest abmildern können.

Ü b e r t r a g b a r k e i t  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Die Übertragbarkeit der Paktstrukturen und Instrumente zeigt sich insbeson-

dere in der Tatsache, dass sie als Vorbild für das Gesamtkonzept »Landesinitiative

PAKTE« in Sachsen-Anhalt dienten. Die Arbeit des Paktes für Arbeit Zeitz wird im

Rahmen dieser Initiative fortgesetzt.
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B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

In Kooperation mit dem DGB Halle war das DGB-Ortskartell Zeitz der Initiator

des Paktes für Arbeit Zeitz. IG Metall und IG BCE waren zwar an der Gründung be-

teiligt, spielen seitdem aber keine große Rolle.

Hauptmotiv des DGB, sich im Pakt für Arbeit Zeitz zu engagieren, war der Abbau

der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit über Bündnisaktivitäten. Auf die grundsätz-

liche Ausrichtung des Paktes hat der DGB großen Einfluss. Die Gestaltungsmög-

lichkeiten konkreter Projekte haben in der Regel finanzielle Grenzen.

Weitgehend sichergestellt ist die Beteiligung in Arbeitsgruppen und anderen

Gremien. Insbesondere bei den Themenkomplexen »Qualifizierung«, »lokales Ka-

pital für soziale Zwecke« sowie »Vergabe öffentlicher Aufträge an tarifgebundene

Firmen« ist der DGB aktiv und bringt teilweise eigeninitiativ Fragestellungen und

Themen ein. Allerdings stößt er hier zunehmend an seine personellen Grenzen.

Die Mitarbeit im Bündnis prägt laut DGB innergewerkschaftliche Arbeit und Po-

sitionen stark mit. Die im Pakt gewonnenen Erfahrungen werden auch zwischen

den einzelnen Hierarchieebenen kommuniziert. Dem DGB ist sehr an einem lang-

fristigen, kontinuierlichen Engagement und an Transparenz seiner Aktivitäten ge-

werkschaftsextern und -intern gelegen.

Der DGB sieht allerdings bei einer Kooperation in regionalen Netzwerken

durchaus auch Risiken: So können seitens anderer Beteiligter beispielsweise Ver-

suche unternommen werden, die gewerkschaftliche Mitwirkung für die Umge-

hung anderer Gremien wie Tarifvertragspartner zu instrumentalisieren. Vermeiden

lassen sich solche Risiken durch klare Vereinbarungen und den Ausschluss von

Themen wie Tarifpolitik.

Bedingungen für erfolgreiche Netzwerke und Bündnisse

Ein erfolgreiches Bündnis zeichnet sich aus Sicht des DGB durch eine aktive,

konsensfähige und verbindliche Beteiligung der drei wichtigsten Partner Arbeit-

geber, Arbeitnehmervertretung und regionale politische Repräsentanten aus.

Benötigt werden außerdem einfache, transparente Arbeitsstrukturen unter Ein-

bezug aller gesellschaftlich relevanten Kräfte, die allerdings strategisch sinnvoll

eingesetzt werden müssen. Relevant sind außerdem:

die Kompetenz aller Beteiligten

die Verbindlichkeit von Vereinbarungen

von außen nachvollziehbare Strategien

realistische Ziele
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Controlling und Moderation des Gesamtprozesses

eine ausreichende Organisationsfinanzierung.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Für eine erfolgreiche Arbeit benötigen sowohl ehren- als auch hauptamtliche

Gewerkschaftsvertreter in lokalen Initiativen Qualifizierungen für die zu bearbei-

tenden Themen.

Eine unzureichende finanzielle Ausstattung regionaler Bündnisse behindert

auch die Umsetzung gewerkschaftsrelevanter Themen.

Eine Intensivierung der bundesweiten Diskussion und Strategieentwicklung

über Aktivitäten und Erfahrungen regionaler Bündnisse könnte hilfreich sein, um

sinnvolle Ansätze in andere Regionen zu übertragen oder neue Instrumente

flächendeckend einzuführen.

Zur Zeit beträgt der zeitliche Aufwand für das Engagement des DGB im Pakt für

Arbeit Zeitz mindestens fünf Tage monatlich, häufig auch mehr. Für eine kontinu-

ierliche und gründliche Mitwirkung in regionalen Beschäftigungsbündnissen rei-

chen die gewerkschaftlichen Personalressourcen auf die Dauer nicht aus. Wün-

schenswert wäre hier die Einführung einer längerfristig angelegten Koordinato-

renstelle pro Region.
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3 . B Ü N D N I S S E  F Ü R  A R B E I T
A U F  L Ä N D E R E B E N E

Vorgestellt werden fünf Bündnisse für Arbeit auf Landesebene:

Bayern:

Beschäftigungspakt Bayern

Niedersachsen:

Bündnis für Arbeit und Ausbildung

Nordrhein-Westfalen:

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit

Sachsen:

Stiftung Innovation und Arbeit 

Sachsen-Anhalt:

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit.

Der Beschäftigungspakt Bayern ist das letzte existierende Bündnis aus dem Um-

feld des »Bündnis für Arbeit und Standortsicherung« der Regierung Kohl aus dem

Jahr 1996. Die Bündnisse in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-An-

halt gehören zum »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« der

Regierung Schröder aus dem Jahr 1998.

Die Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen ist ein Unikat, da dieses Bündnis

zwar landesweit agiert, aber regional vernetzt ist und über einen sektoralen Zu-

schnitt verfügt.

Als gute Beispiele werden folgende Projekte der Landesbündnisse vorgestellt:

Beschäftigungspakt Bayern:

Arbeitsmarktfonds Bayern

Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen:

LOVE-IT (Lernortverbünde für IT- und Medienberufe)

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in NRW:

Mittelstandsoffensive MOVE

Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben

Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen:

Regionales Gießereinetzwerk Leipzig-Westachsen

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Sachsen-Anhalt:

Umwelt-Allianz Sachsen-Anhalt.
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Diese Projekte sind in ihrer Wirkung nicht auf den Horizont ihrer Landesbünd-

nisse beschränkt, sondern sie strahlen in die Regionen aus und setzen damit ein

positives Signal für das Verhältnis von zentraler Verantwortung und dezentralem

Nutzen.

Der Beschäftigungspakt Bayern ist das »dienstälteste« Bündnis in Deutschland

und stammt noch aus dem Umfeld der Initiative der Regierung Kohl. Der Arbeits-

marktfonds Bayern unterstützt Maßnahmen zur Qualifizierung und Arbeitsförde-

rung.

Beschäftigungspakt Bayern
gegründet 1997

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München, www.bayern.de
DGB Landesbezirk Bayern, Schwanthalerstraße 64, 80336 München,

www.dgb-bayern.de

Beteiligte Staatsregierung (Staatskanzlei / Ministerien); Wirtschaft 
(Kammern / Verbände); Gewerkschaften (DGB / Einzelge-
werkschaften)

Ziele »Der Freistaat Bayern, die Organisationen der bayerischen 
Wirtschaft und der DGB Bayern sind sich einig, in dem Ziel,
die Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der 
bayerischen Wirtschaft nachhaltig zu verbessern und mög-
lichst viele Arbeitsplätze in Bayern zu sichern und zu 
schaffen.« (Auszug aus dem Beschäftigungspakte Bayern)

Initialisierung Gründung: 11. Juni 1996; Initiatoren: Staatskanzlei und 
DGB; Einladung: Ministerpräsident

Hemmnisse Keine gravierenden Hemmnisse; abwartende und wenig
im Gründungsprozess konstruktive Rolle der Arbeitgeber

Inhalte/Themen Umfassend: Wirtschafts-(Wachstumsfelder; Technologie;
Infrastruktur; Existenzgründungen; Forschung und Wissen-
schaft; Internationalisierung) und Arbeitsmarktförderung 
(Zielgruppenprojekte; Ausbildung; Qualifizierung; Existenz-
gründungen)

Arbeitsphilosophie Konsens; tripartistisch; projektbezogen

Finanzierung Privatisierungserlöse als Basis

Vernetzung Bund und Länder: nein bzw. kaum; Region: ja: projekt- und 
fallbezogen

Ergebnisse/Effekte Einschätzung der Beteiligten in ausgewählten Fällen (Aus-
bildungsstellen; Arbeitsmarktfonds; High-Tech-Offensive) 
gut; Kritik der Gewerkschaften insbes. an der Themenbear-
beitung »Weiterbildung« und »regionaler Ausgleich«.

Stärken/Schwächen Stärke: Langlebigkeit durch realistische Ziele und Selbst-
beschränkung; Schwäche: verbesserungswürdige Vernet-
zung mit analogen Länderinitiativen und Regionen, auch
bei den Gewerkschaften wenig innergewerkschaftliche 
Resonanz
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Das Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen verfolgt ähnliche

Ziele und Prinzipien wie die Initiative der Regierung Schröder auf Bundesebene.

Das Projekt LOVE-IT (Lernortverbünde für IT- und Medienberufe) will der Jugend-

arbeitslosigkeit und dem Lehrstellenmangel durch die Förderung konkreter Aus-

bildungsvorhaben in der Informationstechnologie begegnen.

Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen
7. Dezember 1998

Niedersächsische Staatskanzlei, Planckstraße 2, 30169 Hannover,
www.niedersachsen.de

DGB Landesbezirk Niedersachsen/Bremen, Dreyerstraße 6, 30159 Hannover,
www.nsb.dgb.de

Beteiligte Landesregierung (Staatskanzlei / Ministerien); Wirtschaft 
(Kammern / Verbände); Gewerkschaften (DGB / Einzelge-
werkschaften)

Ziele Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen – 
Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze – 
Sicherung der Zukunftschancen der Jugendlichen in 
Ausbildung und Beruf

Initialisierung Gründung: 7. Dezember 1998; Initiatoren: Staatskanzlei 
und DGB; Einladung: Ministerpräsident

Hemmnisse 
im Gründungsprozess Keine gravierenden Hemmnisse

Inhalte/Themen Umfassend: Wirtschafts- (Existenzgründungen; Unterneh-
menshilfen; Kapitalbereitstellung; Arbeitszeitregelungen;
Tariftreue) und Arbeitsmarktförderung (Ausbildung;
Qualifizierung; IT-Initiativen)

Arbeitsphilosophie Konsens; tripartistisch; projektbezogen

Finanzierung Kofinanzierungsmodelle primär öffentlicher Partner

Vernetzung Bund und Länder: wenig – nur selektiv themenbezogen;
Region: wenig – nur selektiv themenbezogen

Ergebnisse/Effekte Einschätzung der Beteiligten in ausgewählten Fällen 
(Ausbildungsstellen; Qualifizierung) gut

Stärken/Schwächen Stärke: Langlebigkeit durch realistische Ziele und Selbst-
beschränkung; Schwäche: verbesserungswürdige Ver-
netzung mit analogen Länderinitiativen und Regionen,
auch bei den Gewerkschaften wenig öffentliche und 
innergewerkschaftliche Resonanz; sehr unterschiedliches 
Engagement der Einzelgewerkschaften
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Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Nordrhein-

Westfalen greift auf Erfahrungen zurück, die seit 1989 in verschiedenen strruktur-

politischen Projekten und Programmen gesammelt  wurden.Wie die Beispiele Mit-

telstandsoffensive MOVE und das Projekt Insolvenzsicherung von Arbeitszeitgut-

haben zeigen, beschäftigt sich das Bündnis im Detail mit konkreten Aufgaben-

stellungen.

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit NRW
Gegründet 18. Dezember 1998

Staatskanzlei NRW: Stadttor1, 40219 Düsseldorf, www.nrw.de
Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk NRW:

Friedrich-Ebert-Straße 34-38, 40210 Düsseldorf, www.nrw.dgb.de

Beteiligte Landesregierung (Kabinett); Wirtschaft (Kammern / Ver-
bände); Gewerkschaften (DGB./.Einzelgewerkschaften),
Kirchen, Landesarbeitsamt, Institut für Arbeit und Technik 

Ziele Ideen, Konzepte und Modellvorhaben zur Schaffung und 
zum Erhalt zukunftssicherer Arbeitsplätze  

Initialisierung Gründungsbeschluss: 18. Dezember 1998; Initiatoren:
Staatskanzlei und DGB; Einladung zur 1. Sitzung am 
29. Januar 1999: Ministerpräsident

Hemmnisse 
im Gründungsprozess Keine gravierenden Hemmnisse

Inhalte/Themen Umfassend: Wirtschafts- (Mittelstandsförderung; Existenz-
gründungen; sektorale Initiativen – Bau – Textil – Maschi-
nenbau- Dienstleistungen; Hilfen für Unternehmen in 
Krisensituationen, Kapitalbereitstellung; Arbeitszeitmodelle) 
und Arbeitsmarktförderung (Ausbildung; Qualifizierung;
Beschäftigtentransfer; Beschäftigung für Geringqualifizierte)

Arbeitsphilosophie Konsens; tripartistisch; projektbezogen

Finanzierung Kofinanzierungsmodelle primär öffentlicher Partner

Vernetzung Bund und Länder: wenig – nur selektiv themenbezogen;
Region: ja – themenbezogen

Ergebnisse/Effekte Einschätzung der Beteiligten bei dem meisten Initiativen 
und Projekten: gut

Stärken/Schwächen Stärke: Langlebigkeit durch Vorerfahrung und Support-
Strukturen; realistische Ziele; umfassender Ansatz
Schwäche: wenig öffentliche und innergewerkschaftliche 
Resonanz
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Übersicht: Arbeitgruppen und Initiativen des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfähigkeit NRW

Aktion Titel/Auftrag Agenda/Ergebnisse
AG Unterstützung tariflicher Vereinbarungen zur Altersteilzeit und weiterer Bestandsaufnahme

Modelle der Arbeitszeitflexibilisierung – Fachtagung
Absicherung von Arbeitskonten gegen Insolvenzrisiken Publikationen

AG Arbeitzeitmodelle Fachtagungen
Aktion »100 Betriebe«
Arbeitszeitberatung
Leitfaden
Datenbank

AG Zukunftsinitiative Bau Baugipfel
Fachkongresse
Projekte

AG Bekämpfung der illegalen Beschäftigung Maßnahmen
AG Beschäftigungsmöglichkeiten für besondere Personengruppen Modellversuche

Projekte
AG Dienstleistungsoffensive Strategiepapier 

Strukturdaten
Projekte

AG Einkommen der Zukunft – Mitarbeiterkapitalbeteiligung und betriebliche Bestandsaufnahme
Altersversorgung in NRW Konzeptpapier

Landesinitiative
Projektbüro

AG Multimedia im Maschinenbau Tagungen
Projekte
Internetportal
Promotion Tour

AG Steuerungskreis Weiterbildungsinitiative NRW Praxiswerkstätten
Thema: Qualifizierungsbedarf in KMUs
Thema: Qualifizierung Arbeitsloser und von Arbeitslosigkeit 

Bedrohter (Selbstlernkompetenzen) 
Thema: Weiterentwicklung des Systems der beruflichen Weiterbildung

AG Seniorenwirtschaft (Beschäftigungspotenziale aufgrund der Strategiepapier
demographischen Entwicklung) Projekte

Workshops
AG Freizeit
AG Neue Medien

AG Transfergesellschaften Fachtagungen
Kompetenznetz
Modellprojekte
Informationsmaterial
Informationsmesse

AG Wirtschaftsdaten – Wirtschaftliche Entwicklung Nordrhein-Westfalens Strukturdaten
Programme
Initiativen

AG Zukunftssicherung von Unternehmen und Arbeitsplätzen Mittelstandsoffensive MOVE
Projekte

AG Krisenmanagement und Unternehmensfortführung Fachtagungen
Phoenix-Turn-around-fonds

AG Unternehmen in Veränderungsprozessen Fachtagungen
Wettbewerb »Fachkräfte«
Projekte

Initiative Ausbildungskonsens
Initiative Bündnis für Arbeit im ländlichen Raum
Initiative Gemeinschaftsinitiative Beschäftigungstransfer
Initiative GO – Gründungsoffensive
Initiative MOVE – Mittelstandsoffensive
Initiative Wachstums- und Beschäftigungspakt Ruhr
Initiative Zukunftsinitiative Bau
Initiative Zukunftsinitiative Textil

68

In allen Initiativen:
Information und Beratung,
Kampagnen,
Fachtagungen, Kongresse
und Workshops, Modellver-
suche und Projekte



Die Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen ist ein Unikat. Obwohl sie landes-

weit operiert, konzentriert sie sich auf die Stärkung der Wirtschaftsstrukturen in

den Regionen.Das Projekt Regionales Gießereinetzwerk Leipzig-Westsachsen zeigt

beispielhaft, wie durch gebündeltes Vorgehen eine die Region prägende Branche

entwickelt werden kann.

Stiftung Innovation und Arbeit Sachsen
15. Januar 1997

Bertolt-Brecht-Allee 24, 01309 Dresden, www.stiftung-ias.de

Beteiligte Staatsministerien (Wirtschaft/Innen/Gleichstellungsbeauf-
tragte); Wirtschaft (allgemein/Metall und Elektro); Gewerk-
schaften (DGB/ IGM) 

Ziele Beitrag  zur Sicherung vorhandener und Entstehung 
zusätzlicher Beschäftigung

Initialisierung Gründung: 15. Januar 1997; Initiatoren: Landesregierung,
IGM und DGB

Hemmnisse 
im Gründungsprozess Keine gravierenden Hemmnisse

Inhalte/Themen Sektoral/regional: (Ausbildung; Qualifizierung; Unterneh-
mensstabilisierung; Kompetenznetzwerke; Branchen-
dialoge)

Arbeitsphilosophie Konsens; tripartistisch; stark projektbezogen

Finanzierung Kofinanzierungsmodelle primär öffentlicher Partner bei 
den Projekten plus Landeshaushalt mit Sockelfinanzierung 
für die Stiftung

Vernetzung Bund und Länder: kaum; Region: organisiert und  intensiv 
mit 5 Regionalforen und Regionalsekretariaten 

Ergebnisse/Effekte Einschätzung der Beteiligten: gut

Stärken/Schwächen Stärke: Projektorientierung; pragmatisches Herangehen;
Vernetzung mit den Regionen; Schwäche: »wackelige« 
Finanzierung; hohe Belastung durch dünne Personaldecke
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Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Sachsen-

Anhalt kommt ebenfalls aus dem Zusammenhang der Schröder-Initiative. Das Bei-

spiel Umweltallianz Sachsen zeigt, wie Politik, Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit

jeweils eigenem Nutzen gemeinsam an einem sensiblen, übergeordneten Thema

zusammenarbeiten können.

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in Sachsen-Anhalt
28. Januar 1999

Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt, Domplatz 4, 39104 Magdeburg,
www.sachsen-anhalt.de

DGB Landesbezirk Sachsen-Anhalt, Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg,
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Beteiligte Landesregierung (Staatskanzlei / Ministerien); Wirtschaft 
(Kammern / Verbände); Gewerkschaften (DGB/Einzelge-
werkschaften); Kommunen; Arbeitsverwaltung

Ziele Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze – 
Sicherung von Unternehmen und Arbeitsplätzen

Initialisierung Gründung: 28. Januar 1999; Initiatoren: Staatskanzlei und 
DGB; Einladung: Ministerpräsident

Hemmnisse 
im Gründungsprozess Keine gravierenden Hemmnisse

Inhalte/Themen Umfassend: Wirtschafts- (Existenzgründungen; Mittel-
standshilfen; Kapitalbereitstellung; Solidarpakt II;) und 
Arbeitsmarktförderung (Ausbildung; Fachkräftequalifizie-
rung; Übergang: »Aktiv zur Rente«); Initiativen gegen 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit

Arbeitsphilosophie Konsens; tripartistisch; projektbezogen

Finanzierung Kofinanzierungsmodelle primär öffentlicher Partner

Vernetzung Bund und Länder: kaum; Region: kaum

Ergebnisse/Effekte Einschätzung der Beteiligten in ausgewählten Fällen 
(Ausbildungsstellen; Qualifizierung; Solidarpakt II, Umwelt-
allianz) gut

Stärken/Schwächen Stärke: Langlebigkeit durch realistische Ziele; Selbstbe-
schränkung und partnerschaftlichen Umgang;
Schwäche: verbesserungswürdige Vernetzung mit analo-
gen Länderinitiativen und Regionen, auch bei den Gewerk-
schaften; wenig öffentliche und innergewerkschaftliche 
Resonanz
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3 . 1 . B E S C H Ä F T I G U N G S PA K T  B AY E R N

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Der Beschäftigungspakt Bayern wurde am 11. Juni 1996 abgeschlossen. Seine

Ziele sind umfassend:

Wachstums- und technologieorientierte Initiativen

arbeitsmarktpolitische Innovationen und Impulse

Die Initiativrolle für das Zustandekommen des Beschäftigungspakts reklamie-

ren sowohl die Politik als auch die Gewerkschaften für sich. Fest steht, dass sich

beide Partner im Vorbereitungsprozess stark engagierten. In einer Vielzahl von Ge-

sprächen (die Gewerkschaftsseite zählt 26 Termine auf ) wurden mögliche Themen

benannt, Positionsbestimmungen kommuniziert, Verbindlichkeitsgrade diskutiert,

Regularien festgelegt und Organisationsfragen gelöst.

Die Arbeitgeber verhielten sich weitgehend abwartend. Ein Forderungskatalog

vom März 1996 mit 65 Einzelforderungen erwies sich als kontraproduktiv für den

Arbeitsprozess, spielte dann aber im weiteren Verlauf keine wesentliche Rolle für

die inhaltliche Ausgestaltung des Beschäftigungspakts.

Drei Faktoren waren für die Gründung ausschlaggebend:

Die Überzeugung, dass angesichts des Problemdrucks Arbeitslosigkeit und

Beschäftigungsabbau jede Chance für mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu

ergreifen sei und alle Handlungsspielräume ausgelotet und ausgeschöpft

werde müssten.

Der Realismus, nicht Unmögliches zu verlangen und Machbares mit vertretba-

rer Kompromissbereitschaft zu erreichen

Die Gestaltungs- und Überzeugungskraft der eigenen Vorschläge und Initiati-

ven und das Engagement und Beharren bei der Verfolgung und Umsetzung

der Ziele und Beschlüsse.

A k t e u r e  u n d  Z i e l e

Gegründet wurde der Pakt von der bayerischen Staatsregierung, der Bayeri-

schen Vereinigung der Arbeitgeberverbände, dem Landesverband der Bayerischen

Industrie, der Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen IHKs, dem Bayerischen Hand-

werkstag und der Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen HWKs.

Von gewerkschaftlicher Seite waren der DGB Landesbezirk Bayern, die IG Me-

tall Landesbezirk Bayern, die IG BCE Landesbezirk Bayern, die DPG Landesbezirk

Bayern mit dabei.
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Allgemeine Zielsetzung:

Nachhaltige Verbesserung der Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit

der bayerischen Wirtschaft 

Schaffung und Sicherung möglichst viele Arbeitsplätze.

Dieses Ziel wird durch drei Punkte konkretisiert:

1. Stop des Beschäftigungsabbaus;

2. Halbierung der Zahl der Arbeitslosen durch Schaffung neuer Arbeitsplätze  und

die Gründung neuer Existenzen;

3. Schaffung eines ausreichenden Ausbildungsangebots, damit jedem Lehr-stel-

lenbewerber ein Ausbildungsplatz zur Verfügung steht.

Im Mittelpunkt des Beschäftigungspakts steht das gemeinsame Ziel, die Zahl der

Arbeitslosen des Jahres 2000 zu halbieren und ein ausreichendes Ausbildungs-

platzangebot zur Verfügung zu stellen.

Zwar wird die tarifpolitische Autonomie der Sozialpartner nicht in Frage ge-

stellt, die Verbände der Wirtschaft und der DGB Bayern verpflichten sich aber im

Beschäf-tigungspakt, »in ihren Bereichen auf beschäftigungsorientierte Tarifab-

schlüsse hinzuwirken. Insbesondere sollen die Tarifverhandlungen bis zum Jahr

2000 unter dem Leitmotiv Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen geführt

werden.«

O r g a n i s a t i o n

Der Beschäftigungspakt Bayern kennt drei Organisationsebenen 

Das Spitzengespräch findet zweimal jährlich statt. Seine Aufgabe ist es, die

Richtung und die Schwerpunkte der Arbeit zu bestimmen, (öffentliche) Bilanz zu

ziehen, die Arbeitsergebnisse zu bewerten, Schlussfolgerungen abzuleiten und

neue Initiativen auf den Weg zu bringen. Am Spitzengespräch nehmen die unter-

zeichnenden Organisationen des Beschäftigungspaktes und die Minister der für

die Umsetzung relevanten Fachministerien (in der Regel die Bereiche Wirtschaft,

Arbeit, Bildung und Finanzen) teil.

In den Koordinierungsrunden bewertet eine schlank besetzte Lenkungsgrup-

pe unter Federführung der Staatskanzlei die operative Seite des Arbeitsprozesses

und seine Resultate. Die Lenkungsgruppe ist das Bindeglied zwischen den Spit-

zengesprächen und zu den Arbeitsgruppen. Sie wirkt als qualitativer Filter, führt

die Ergebnisse der Arbeitsgruppen zusammen und bereitet die Spitzengespräche

vor.

Die Arbeitsgruppen arbeiten fallbezogen an der Umsetzung bestimmter The-

men.Die administrative Federführung und Präsenz der Fachministerien trägt dabei
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zur Konkretisierung von Umsetzungsfragen und zur querschnittsbezogenen Be-

trachtung von komplexen Fragestellungen positiv bei.

Das gesamte administrativ-organisatorische Management des Arbeitsprozesses

liegt bei der Landesregierung. Das bringt für die Sozialpartner organisatorische

Entlastung.

I n h a l t e  u n d  T h e m e n

Zu den folgenden Themen gibt es Arbeitsgruppen:

Arbeitslosigkeit und Schwerbehinderte

Fachkräftemangel

Familie und Beruf

Arbeitsmarktfonds

Branchendialog

Infrastruktur und Technologien

Flexibilisierung des Arbeitsmarktes

EU-Ost-Erweiterung

Ausbildungsinitiative

Weiterbildung

Dienstleister Öffentliche Verwaltung.

Am Beispiel der »High-Tech-Offensive Bayern« aus dem Jahr 1999 lässt sich ver-

deutlichen, wie das auf Konsens und Drittelparität aufgebaute Beteiligungsprinzip

(Staat, Wirtschaft, Gewerkschaften) und die damit verbundene Arbeitsphilosophie

des Beschäftigungspakts Bayern bis in die Regionen hinein wirkt.

Die High-Tech-Offensive umfasst:

1. den Ausbau von High-Tech-Zentren von Weltrang;

2. die Stärkung der regionalen Technologie-Kompetenz der sieben Regierungs-

bezirke;

3. die Qualifizierung, Existenzgründung und Technologie-Infrastruktur;

4. die Internationalisierung von Forschung und Technik.

Die wirtschaftspolitische Schwerpunktsetzung liegt bei den Schlüsseltechnolo-

gien Life Sciences, Umwelttechnik, Neue Werkstoffe, Mechatronik und Informati-

ons- und Kommunikationstechnik. Die Bayerische Staatsregierung investiert für

diese Schwerpunkte in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Erlangen-Nürnberg, Mün-

chen, Regensburg, Passau und Würzburg 664,6 Mio. Euro.

Auf der Grundlage dieser inhaltlichen Orientierung und unter der Moderation

der Bezirksregierungen konnte jede Region Projekte zur Stärkung ihrer regionalen

Technologiekompetenz entsprechend ihrer eigenen Prioritäten, Potenziale und
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Kompetenzen mit einem Budgetrahmen von 25,56 Mio. Euro zur Förderung an-

melden. Das Auswahlverfahren erfolgte in enger Abstimmung zwischen den re-

gional und lokalen Vertretern der Städte und Gemeinden, der Wirtschaft, den Ge-

werkschaften und der Wissenschaft. Landesweit haben die regionalen Koordinie-

rungskreise 165 Projekte zur Förderung vorgeschlagen.

Für viele Regionen war dieses Verfahren ein Novum. In Regionen, in denen der

Konsensgedanke schon eingeübt war, wurde diese Praxis bestätigt und vertieft. In

den Regionen ohne  Erfahrung mit einer derartigen Beteiligungspraxis hatte die-

ses Vorgehen Vorbildfunktion und setzte Maßstäbe für die weitere Arbeit.

Trotzdem war das Verhältnis aller Akteure nicht immer ungetrübt. Im Jahr 2001

kam es zu einer ernsthaften Kritik der Paktpraxis durch die Gewerkschaften. Zwar

war der DGB bei den Themen »Ausbildung« und »Arbeitsmarktfonds« zu durchaus

positiven Einschätzungen gekommen, aber bei anderen Punkten konstatierte man

einen Still-, wenn nicht sogar Rückstand.

Insbesondere beim Thema »Weiterbildung/Qualifizierung« sah der DGB seine

Hoffungen gänzlich unerfüllt und reklamierte eine Blockadehaltung der Arbeitge-

ber. Die Weiterführung des Beschäftigungspakts wurde in Frage gestellt.

Am 2. November 2001 kam es zu einem Spitzengespräch, in dem eine grund-

sätzliche Bilanz gezogen wurde. Die Staatsregierung äußerte deutlich ihr Interes-

se an der Fortführung des Beschäf-tigungspakts und verpflichtete sich zu einer Ge-

setzesinitiative für ein bayerisches Maßstäbegesetz zur beruflichen Weiterbildung.

Zwar erklärten die Arbeitgeber, dass sie in diesem Vorhaben »keine Vorwegfestle-

gung auf ein Weiterbildungsgesetz« sehen, der DGB Bayern aber wertete die von

allen Paktparteien gemeinsam getragene Absichtserklärung als entscheidenden

Durchbruch. Zusätzlich wurde die Arbeit von acht Arbeitsgruppen in Beschluss-

fassungen bewertet und mit weiteren Aufträgen ausgestattet.

Fi n a n z i e r u n g

Die Finanzierung der Vorhaben speist sich im Wesentlichen aus Privatisie-

rungserlösen des Freistaates Bayern.

Ve r n e t z u n g

Die Staatskanzlei sah den Beschäftigungspakt Bayern im Zusammenhang mit

der Initiative »Bündnis für Arbeit und Standortsicherung« der Kohl-Regierung und

ihren Programm zur Förderung von Wachstum und Beschäftigung. Dieser Bezug

zur Bundesebene ist durch das schnelle Scheitern des Bündnisses und den Regie-

rungs-wechsel 1998 entfallen.
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Zwischen dem Beschäftigungspakt Bayern und anderen Länderbündnissen be-

steht kein geregelter Informations- und Erfahrungsaustausch.

Anders sieht es mit der regionalen Vernetzung aus. Sie geschieht themenbezo-

gen sektoral, wie am Regionalkonzept der High-Tech-Offensive erläutert. Kommu-

nikation, operative Vernetzung der Akteure und fallbezogenes Management

haben den Vorrang, institutionalisierte dauerhafte Strukturen auf Regionalebene

bestehen flächendeckend nicht.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  B e w e r t u n g

Wie die Arbeitsergebnisse beurteilt werden und welche Effekte zu verzeichnen

sind, kann aus einer Synopse mit Auszügen aus den Beschlüssen des Spitzenge-

sprächs vom 2. November 2002 entnommen werden.
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Überblick: Bewertungen der Arbeitsgruppenergebnisse durch die Partner des 
Beschäftigungspakts Bayern 

Ausbildungsstellensituation Die Partner des Beschäftigungspakts Bayern stellen fest,
dass es […] wieder gelungen ist, dem weitaus größten Teil 
der Jugendlichen einen Ausbildungsplatz zu vermitteln.
Die Situation konnte gegenüber dem Vorjahr nochmals 
verbessert werden.
Trotz dieses Erfolges bestehen bereits jetzt insbesondere 
regionale Probleme […] die alle Aufmerksamkeit erfordern

Der bayerische Die Partner des Beschäftigungspaktes Bayern stellen fest,
Arbeitsmarktfond dass der Arbeitsmarktfonds  […] wieder einen wirksamen 

Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Bayern 
geleistet hat.
Die Arbeitsgruppe Arbeitsmarktfonds wird beauftragt, ihre 
bewährte konsensorientierte Arbeit fortzusetzen

Arbeitslosigkeit Die Partner des Beschäftigungspakts Bayern begrüßen den
Schwerbehinderter Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen

in Bayern um knapp 15 % seit Oktober 1999

Vereinbarkeit von Die Partner des Beschäftigungspakts Bayern stimmen 
Familie und Beruf darin  überein, dass das Netz verlässlicher Kinderbetreu-

ung unter Beachtung des Vorrangs der freien Träger 
weiter für alle Altersgruppen am Bedarf orientiert ausge-
baut werden muss

Sozialverträgliche Die Arbeitsgruppe befasst sich […] mit einer Reihe von
Gestaltung der Einzelmaßnahmen und prüft einschlägige Fördermöglich-
EU-Osterweiterung keiten im Rahmen der zur Verfügung stehenden Instru-

mentarien. Die Arbeitsgruppe wird entsprechende Maß-
nahmenvorschläge unterbreiten

Fachkräftemangel Die Partner des Beschäftigungspakts nehmen den von der 
Arbeitsgruppe »Fachkräftemangel« vorgelegten Bericht 
zustimmend zur Kenntnis.
Die Partner des Beschäftigungspakts Bayern beauftragen
die Arbeitsgruppe »Fachkräftemangel«, auf der Grundlage
des vorlie-genden Berichts, alle konsensfähigen Maßnah-
men zur Bekämpfung des Fachkräftemangels unter 
Benennung der entsprechenden Zuständigkeiten weiter 
zu konkretisieren, entsprechende Instrumente auszuarbei-
ten und zur Umsetzung vorzubereiten

Weiterbildung Diese Ziele sollen mit einem bayerischen Maßstäbegesetz
zur beruflichen Weiterbildung, durch Tarifvertrag oder 
Maßnahmen sonstiger Art erreicht werden.
Protokollerklärung: Die Wirtschaft sieht darin keine Vor-
wegfestlegung auf ein Weiterbildungsgesetz.

Flexibilisierung Die Partner des Beschäftigungspakts bitten das Arbeits-
des Arbeitsmarktes ministerium, im Benchmarking-Bericht die länderspezi-

fischen Handlungsmöglichkeiten auf bayerischer Ebene 
herauszuarbeiten.
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Als Highlights des Beschäftigungspakts Bayern werden drei Initiativen angesehen:

High-Tech Offensive Bayern

Bayerische Arbeitsmarktfonds

Ausbildungsstelleninitiative

Das Ziel, die Arbeitslosigkeit zu halbieren, konnte nicht erreicht werden. Die Ar-

beitslosenquote im Monat Februar 2002 betrug in Bayern 6,8 Prozent. Zum Ab-

schluss des Beschäftigungspakts 1996 lag sie im Jahresdurchschnitt bei 7,5 Pro-

zent.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Der DGB hat sich intensiv und beharrlich um das Zustandekommen des Be-

schäfti-gungspakts Bayern bemüht. Dieses Engagement ist nicht unumstritten und

wird mit genereller Kritik an dem Vorhaben verknüpft.

Trotzdem wird der Beschäftigungspakt Bayern grundsätzlich akzeptiert.

Zukünftig sind jedoch substantielle Verbesserungen nötig, sei es im Arbeitsmarkt-

fonds, beim Ausgleich gravierender regionaler Ungleichheiten in Bayern oder bei

der Weiterbildung, wenn der Beschäftigungspakt seine Existenzberechtigung be-

halten will.

Der DGB sieht sein Verdienst und seine Gestaltungsmöglichkeiten durch die

Themen und durch die Ergebnisse bestätigt: Weiterbildung und Arbeitsmarktpoli-

tik,Ausbildungsstellen und Tariftreueerklärung und das Landesvergabegesetz wer-

den als ureigene gewerkschaftliche Themen gesehen. Die Begrenzungen in den

Hand-lungsmöglichkeiten werden nicht geleugnet, ein Verzicht auf diese Mög-

lichkeiten aber ausgeschlossen – jedenfalls solange wie bei allen Beteiligten der

Wille zu Lösungen zu erkennen ist.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Auf der Landesebene wird die Vorbereitung und Abstimmung unter den Betei-

ligten für ihre Positionen und Beiträge auf allen Arbeitsebenen des Beschäfti-

gungspakts als gut angesehen. Zwar ist die Liebe zu dem Projekt zwischen den Ein-

zelgewerkschaften unterschiedlich verteilt; Brüche, die die Arbeit unmöglich ma-

chen, gibt es aber es nicht.

Der Arbeitsaufwand wird von den aktiv Beteiligten als erheblich, aber zumut-

bar bezeichnet. Dies gilt insbesondere, wenn die Arbeitsaufträge mit der Stellen-

funktion als Hauptamtlicher in der Gewerkschaftsarbeit inhaltlich weitgehend
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übereinstimmen. Unvertretbare bzw. untragbare finanzielle Belastungen entste-

hen nicht. Die personellen und organisatorischen Ressourcen reichen aus.

Ein Austausch mit der DGB-Zentrale oder den Zentralen der Einzelgewerk-

schaften findet nur sporadisch aufgrund persönlicher Kontakte statt. Eine Auswer-

tung und ein Abgleich mit den Erfahrungen anderer gewerkschaftlicher Akteure

wird als hilfreich angesehen.

Bezüge zu den übrigen Länderbündnissen werden durchaus gesehen, können

aber nicht kontinuierlich ausgewertet werden. Beim »Bündnis für Arbeit, Ausbil-

dung und Wettbewerbsfähigkeit« wird zwar der Verlauf verfolgt, ein Bezug zur ei-

genen Arbeit aber nicht hergestellt; regelmäßige Kontakte zur Geschäftsstelle des

Bündnisses oder zu den gewerkschaftlichen Akteuren auf Bundesebene bestehen

nicht.

Die Kommunikation nach unten in die Regionen wird differenziert beurteilt. In-

formationsweitergabe über Sitzungs- und Arbeitsergebnisse findet routinemäßig

statt. Im Großen und Ganzen gibt es aber keinen geordneten Abstimmungspro-

zess mit der einzelgewerkschaftlichen Basis. Der Beschäftigungspakt ist primär An-

gelegenheit der Landesebene.

B e i s p i e l : A r b e i t s m a r k t f o n d s  B a y e r n

A u f g a b e

Der Arbeitsmarktfonds war von Beginn an Bestandteil des Beschäftigungspakts

Bayern. Aus ihm werden Maßnahmen zur Qualifizierung und Arbeitsförderung un-

terstützt. Zielgruppen des Arbeitsmarktfonds sind Arbeitslose und von Arbeits-

losigkeit bedrohte Personen.

B e t e i l i g t e

Die Umsetzung des Arbeitsmarktfonds wird durch eine Arbeitsgruppe vorge-

nommen, die sich aus Vertretern folgender Institutionen zusammensetzt:

Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. (vbw),

Industrie- und Handelskammern (IHK),

Handwerkskammern (HWK),

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB),

Christlicher Gewerkschaftsbund (CGB),

Landesarbeitsamt Bayern,

Vertretern des Arbeits-, Wirtschafts- und Finanzministeriums.
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A r b e i t s s c h w e r p u n k t e

Die Arbeitsgruppe arbeitet nach dem Konsensprinzip. Ihre Tätigkeit liegt auf

drei Schwerpunkten:

1. Zum einen legt die Arbeitsgruppe die inhaltlichen und regionalen Schwer-

punkte des Arbeitsmarktfonds fest. Bei dieser Entscheidung berücksichtigt sie

aktuelle allgemeine Arbeitsmarktentwicklungen, neuere Ansätze und Konzep-

te bei Arbeitsmarktprojekten und die regionalen Entwicklungen auf dem Ar-

beitsmarkt.

2. Eine wichtige Rolle spielt auch die Abgrenzung und ergänzende Funktion des

Arbeitsmarktfonds zu anderen Förderlinien wie ESF (Europäischer Sozialfonds),

SGB III (Sozialgesetzbuch) oder BSHG (Bundessozialhilfegesetz).

3. Die Arbeitsgruppe bewertet in zwei Auswahlrunden pro Jahr (Frühjahr und

Herbst) die Anträge auf Förderung und wählt die aus ihrer Sicht geeigneten

Projekte aus.

Die inhaltlichen Kriterien, die bei der Auswahl angewandt werden, sehen zur Zeit

wie folgt aus:

Keine Dauerförderung:

Der Arbeitsmarktfonds ermöglicht nur eine Anschubfinanzierung oder eine be-

fristete, vorzugsweise degressive Förderung von i.d.R. bis zu drei Jahren.

Zielrichtung erster Arbeitsmarkt:

Projekte müssen so konzipiert sein, dass sie den Übergang der Teilnehmer in

den ersten Arbeitsmarkt fördern und hierzu entsprechende Instrumente zur

Verfügung stellen (z.B. Qualifizierungen, Praktika).

Konzentration auf Schwerpunktregionen:

Der Arbeitsmarktfonds konzentriert die Mittel vorrangig auf die von Arbeits-lo-

sigkeit besonders betroffene Regionen.

Zu diesen Regionen zählen zur Zeit die Arbeitsamtsbezirke Aschaffenburg,

Bamberg, Bayreuth, Coburg, Deggendorf, Hof, Nürnberg, Passau, Regensburg,

Schwandorf, Schweinfurt und Weiden. Auf diese Schwerpunktregionen entfällt

der weitaus größte Teil der Mittel des Arbeitsmarktfonds. Die Schwerpunktre-

gionen werden jährlich anhand aktualisierter Daten neu bestimmt.

Die übrigen Regionen fallen jedoch nicht völlig aus dem Auswahlverfahren he-

raus. Werden Projekte vorgeschlagen, die als besonders innovativ oder als not-

wendig angesehen werden, finden auch diese Berücksichtung. Ihr Anteil an der

Gesamtvergabe macht ca. ein Fünftel aus.

81



Einbindung der lokalen Akteure:

Angestrebt wird neben dem inhaltlichen Engagement (Konzeptualisierung; Ak-

zeptanz; Abstimmung) möglichst auch eine finanzielle Beteiligung der lokalen

Akteure. (Unternehmen, Betriebsräte, Kommunen, Kammern etc.).

Beteiligung des örtlichen Arbeitsamtes:

Von den eingereichten Projekten werden arbeitsmarktpolitische und fachliche

Stellungnahmen der Arbeitsverwaltung obligatorisch gefordert.

F ö r d e r s c h w e r p u n k t e

Für 2001 hatte sich die Arbeitsgruppe auf folgende Förderschwerpunkte verstän-

digt:

Entwicklung und Erprobung innovativer Instrumente, wie z. B. Dienstleistungs-

zentren, Unterstützung für die Kinderbetreuung bei der Teilnahme an berufli-

chen Eingliederungsmaßnahmen, Maßnahmen zur beruflichen Wiedereinglie-

derung älterer Arbeitsloser und arbeitsloser Ausländer;

Unterstützung regionaler Arbeitsmarktinitiativen;

Arbeitnehmerüberlassung in gemeinnütziger Trägerschaft (gAü) zur berufli-

chen Eingliederung (langzeitarbeitsloser) Sozialhilfeempfänger;

Verbesserung der Qualifizierungsmöglichkeiten für von Arbeitslosigkeit be-

drohte Mitarbeiter aus Klein- und Mittelbetrieben zur Anpassung an den tech-

nologischen und strukturellen Wandel;

Finanzielle Unterstützung von befristeten Koordinierungsstellen bei schwer-

wiegenden strukturellen Verschlechterungen bestimmter Wirtschaftszweige

bzw. bei Massenentlassungen zur Zusammenführung der regionalen Aktivitä-

ten, die für die Überleitung von Arbeitsverhältnissen in neue Tätigkeitsfelder

erforderlich sind, und zur Beratung bei Management-buy-out-Projekten;

Beschäftigungsfördernde Maßnahmen der berufsbezogenen Jugendhilfe;

Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungsstellensituation für benachtei-

ligte Jugendliche und in Problemregionen;

Maßnahmen im Bereich Arbeit statt Sozialhilfe.
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Einen Einblick über Förderschwerpunkte, Anzahl der Projekte und das auf-gewen-

dete Finanzvolumen im Zeitraum von 1997 bis März 2001 gibt folgende Übersicht:

Übersicht: Arbeitsmarktfonds Bayern – Förderschwerpunkte und Projekte 

Förderschwerpunkt Projekte Fördersumme

abs. in % in TEUR in %

1.1 Dienstleistungszentren 10 5 % 3.070 7 %

1.2 Existenzgründungsberatungsstellen für Frauen 8 4 % 2.390 5 %

1.3 Koordination/Vermittlung von Kinderbetreuung 2 1 % 210 0 %

1.4 Integration älterer Arbeitsloser 10 5 % 1.799 4 %

1.5 Integration arbeitsloser Ausländer 1 1 % 91 0 %

2    Regionale Arbeitsmarktinitiativen 16 9 % 3.945 9 %

3    Gemeinnützige Arbeitnehmerüberlassung 20 11 % 7.272 16 %

4    Qualifizierung in KMU 3 2 % 1.339 3 %

5    Regionale Koordinierungsstellen 7 4 % 3.408 7 %

6    Berufsbezogene Jugendhilfe 28 15 % 5.099 11 %

7    Berufsausbildungsmaßnahmen 36 20 % 6.274 14 %

8    Arbeit statt Sozialhilfe 43 23 % 11.252 24 %

Gesamt 184 100 % 46.149 100 %

Die Betreuung der ausgewählten Maßnahmen erfolgt durch das Bayerische Staats-

ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen sowie die Bezirks-

regierungen und das Bayerische Landesamt für Versorgung und Familienförde-

rung in enger Rückkoppelung mit der Arbeitsgruppe Arbeitsmarktfonds.

Fi n a n z i e r u n g

Der Arbeitsmarktfonds speist sich aus jährlichen Zinserträgen in Höhe von 

10 Mio. Euro. Dafür hat die Bayerische Staatsregierung 1996 aus Privatisierungser-

lösen (Offensive Zukunft Bayern – Teil II) einen Arbeitsmarkt- und Sozialfonds mit

einem Volumen von 204,5 Mio. Euro aufgelegt.

E v a l u a t i o n  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Seit Beginn seiner Installation wird der Arbeitsmarktfonds evaluatorisch be-

gleitet. Das SINUS-Institut, München legt jeweils in der Jahresmitte einen Bericht

über die Entwicklung des Arbeitsmarktfonds vor.

Aufgrund der positiven Bewertung des Arbeitsmarktfonds haben die Paktbe-

teiligten am 2. Oktober 2000 die Weiterführung des Arbeitsmarktfonds verein-

bart.
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3 . 2 . B Ü N D N I S  F Ü R  A R B E I T  U N D  A U S B I L D U N G  

I N  N I E D E R S A C H S E N

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Das »Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen« wurde am 7. De-

zember 1998 geschlossen. Seine Themenbreite umfasst die Bereiche Wirtschaft

und Arbeits-markt. Deutliche Schwerpunkte liegen:

beim Abbau der Jugendarbeitslosigkeit

bei der Verbesserung des Ausbildungsplatzangebots.

Politisch steht das Bündnis im Kontext des »Bündnisse für Arbeit, Ausbildung

und Wettbewerbsfähigkeit auf Bundesebene«, nicht zuletzt wegen der Vergan-

genheit des Bundeskanzlers Gerhard Schröder als niedersächsischer Minister-

präsident.

Sowohl Staatskanzlei als auch der DGB sehen sich als Initiatoren des Bündnis-

ses. Schon mit der Landesregierung Schröder hat es über eine analoge Initiative

Gespräche gegeben.

A k t e u r e  u n d  Z i e l e

Beteiligt am niedersächsischen Bündnis sind aus der Landesregierung die

Staatskanzlei, das Kultusministerium, das Ministerium für Wirtschaft, Technologie

und Verkehr und das Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales

Beteiligte seitens der Wirtschaft sind die Unternehmerverbände Niedersachsen,

der Verband der Metallindustriellen Niedersachsens, die Unternehmensverbände

Handwerk Niedersachsen, die Vereinigung der Niedersächsischen Industrie- und

Handelskammern, die Arbeitgeberverbände der Bauindustrie für Niedersachsen,

der Groß- und Außenhandelsverband und der Arbeitgeberverband der Chemi-

schen Industrie Niedersachsen.

Auf gewerkschaftlicher Seite beteiligen sich der DGB Landesbezirk Niedersach-

sen-Bremen, der ver.di Landesbezirk Niedersachsen-Bremen, der IG Bauen-Agrar-

Umwelt Landesverband Niedersachsen-Bremen, der IG Bergbau-Chemie-Energie

Landesbezirk Niedersachsen, der IG Metall Bezirk Hannover, die Gewerkschaft Er-

ziehung und Wissenschaft, Landesverband Niedersachsen.

Ziele des Bündnisses für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen sind:

Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen

Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze

Sicherung der Zukunftschancen der Jugendlichen in Ausbildung und Be-

ruf.
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Tarifpolitische Fragen bleiben weitgehend ausgeklammert. Dennoch sind solche

Fragen nicht tabu. Die öffentliche Auftragesvergabe und Tariftreueerklärung wird

genauso wie die Arbeitszeitregelung für Beamte im Bündnis eine Rolle spielen.

O r g a n i s a t i o n

Das »Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Niedersachsen« organisiert sich auf

drei Ebenen:

Die Lenkungsgruppe ist aus Vertretern der Landesregierung, der Wirtschaft

und den Gewerkschaften zusammengesetzt und trifft sich nach Sachlage. Ihre Auf-

gabe ist es, den Bündnisprozess zu steuern, die Themenfelder auszuwählen die or-

ganisatorischen Strukturen festzulegen, die Arbeitsergebnisse zu bewerten, Bilanz

zu ziehen und die Öffentlichkeit darüber zu informieren. Die Teilnehmer der Len-

kungsgruppe sind identisch mit den Teilnehmern der konstituierenden Sitzung.

Den Vorsitz hat der Ministerpräsident des Landes Niedersachsen.

In den Koordinierungsrunden werden unter Federführung der Staatskanzlei

(Referat Ressortkoordinierung und -planung) die Sitzungen der Lenkungsgruppe

vorbereitet und neue Themenvorschläge eingebracht.

Die Arbeitsgruppen bilden die Expertenebene. Zusätzlich zu den in der Len-

kungsgruppe vertretenen Organisationen kommen hier die Arbeitsverwaltung,

Kommunen, Einzelunternehmen, Kirchen etc. zu Wort. In den Arbeitsgruppen wer-

den Konzepte und Maßnahmenpakte erarbeitet, die dann in Vorlagen an die Len-

kungsgruppe weitergeleitet werden. Auch die Bilanzierung und Erfolgskontrolle

der vereinbarten Maßnahmen und wenn nötig die Nachsteuerung zu den Aufga-

ben der Arbeitsgruppen gehört zum Tätigkeitsspektrum.

Koordinierungsrunden und Sitzungen der Arbeitsgruppe werden sach- und fall-

bezogen verabredet. Die administrative Federführung und Präsenz der Fachminis-

terien wird von den Beteiligten bei der Konkretisierung von Umsetzungsfragen 

positiv gesehen und geschätzt.

I n h a l t e  u n d  T h e m e n

Arbeitsgruppen gibt es zu folgenden Themenbereichen:

Abbau der Jugendarbeitslosigkeit

Ausbildungsplätze Angebot und Strukturen

Öffentliche Auftragsvergabe und Tariftreueerklärung

Existenzgründungen und Unternehmensnachfolge

Arbeitsplatzsicherung bei Unternehmen in Problemlagen

Altersteilzeit für Beamte
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Beschäftigungssituation behinderter

Ausbildungsplätze im IT-Bereich 

Abbau von Überstunden.

Das Bündnis basiert in seinem Selbstverständnis auf Konsens und Partnerschaft.

Bei der Themenauswahl und dem Unterbreiten von Lösungsvorschlägen gibt es

keine Vorbedingungen.

Jede Bündnispartei ist aufgerufen, eigene Beiträge, Maßnahmen und Projekte

einzubringen. Um ein möglichst breites Angebot- und Lösungsspektrum zu errei-

chen, werden in den Arbeitsgruppen eine Vielzahl von Institutionen, Organisatio-

nen und Verbänden zur Mitwirkung eingeladen.

Die Beteiligten sind sich darüber im Klaren, dass kurzfristige Erfolge kaum zu er-

zielen sind. Das bedeutet, dass ein komplexer Prozess mit vielen parallelen The-

men- und Problemfeldern akzeptiert werden muss. Dieser Prozess ist zäh und

wenig spektakulär, verlangt Geduld und Ausdauer. Durch eine Politik der kleinen

Schritte kann aber auch die Vertrauensbasis für weitere Kooperationsabschnitte

gelegt werden.

Von den Fragen, mit den denen sich das »Bündnis für Arbeit und Ausbildung in

Niedersachsen« beschäftigt hat, werden drei Themen immer wieder hervorgeho-

ben: die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, das Landesvergabegesetz und

Hilfen für Unternehmen in Problemlagen.

1 . T h e m a : B e k ä m p f u n g  d e r  J u g e n d a r b e i t s l o s i g k e i t  –

Ve r b e s s e r u n g  d e r  A u s b i l d u n g s s t e l l e n s i t u a t i o n

Schon auf der ersten Arbeitssitzung der Lenkungsgruppe im Januar 1999 gaben

alle Bündnispartner, die Arbeitsverwaltung, die Kommunen und verschiedene Bil-

dungsträger in einer gemeinsamen Erklärung zum  »Sofortprogramm zur Bekämp-

fung der Jugendarbeitslosigkeit« Selbstverpflichtungen zur Umsetzung ab.

Im Programm »Nachwuchs sichern – Ausbildungsplätze schaffen – Jugendar-

beitslosigkeit bekämpfen« vom September 2001 stellen die Bündnisparteien fest,

dass die positive Entwicklung beim Abbau der Jugendarbeitslosigkeit gebremst

worden ist.
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Übersicht: Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit in Niedersachsen 
von 1998 bis 2001

Jahreswerte Arbeitslose Langzeitarbeitslose
Jugendliche Jugendliche

1998 47.016 3.503

1999 41.629 1.901

2000 41.066 1.868

2001 

(Durchschnitt Januar bis August) 44.495 2.005

Gleichzeitig wird die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen aufgrund anwachsender

Schulabgängerzahlen deutlich zunehmen. Die Bündnispartner kommen zu der

Überzeugung, dass zusätzliche Maßnahmen dringend erforderlich sind. Die Er-

gebnisse des Sofortprogramms JUMP belegen dies.

In einer gemeinsamen »Ausbildungsoffensive 2002« verständigten sich die

Bündnispartner auf ein Programm mit folgenden Eckpunkten:

Allen Schulabgängerinnen und Schulabgängern wird ein Ausbildungsplatz

oder eine Qualifizierungsmaßnahme angeboten.

Das Angebot an Ausbildungsplätzen wird bis zum Jahr 2005 durch ein ausrei-

chendes Lehrstellenangebot abgedeckt, gemäß dem im Bündnis für Arbeit und

Ausbildung gemeinsam festgestellten Mehrbedarf von mindestens 1.200 Aus-

bildungsplätzen jährlich.

Allen arbeitslosen Jugendlichen wird ein Ausbildungs-, ein Arbeitsplatz- oder

ein sonstiges Qualifizierungsangebot gemacht, insbesondere den rund 9.300

Jugendlichen mit einer Arbeitslosigkeit von 6 Monaten und mehr.

Durch ein landesweites Netz von Jugendbüros wird die Zusammenarbeit zwi-

schen Arbeitsverwaltung und Sozialhilfeträgern im Kampf gegen die Jugend-

arbeitslosigkeit verstärkt.

Bis Ende 2002 soll die Zahl der Jugendlichen mit längerer Arbeitslosigkeit hal-

biert werden. Gleichzeitig soll die Ausbildungssituation auch durch die qualitative

Verbesserung des dualen Systems verbessert werden. Dazu hatte die Lenkungs-

gruppe 1999 der AG 9 »Ausbildungsplätze im IT-Bereich« den Auftrag gegeben,

einen Handlungsrahmen zur Schaffung der wirtschaftsstrukturellen Voraussetzun-

gen zu erarbeiten, die notwendig sind, um innerhalb der nächsten Jahre die An-

zahl der Ausbildungsplatze im IT-Bereich um 3.000 zu steigern. Ein Ergebnis dieses

Auftrags ist der Modellversuch LOVE-IT (Lernortverbünde für IT- und Medienberu-

fe – siehe unten).
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Für die Umsetzung der »Ausbildungsoffensive 2002« wurde eigens die Stelle

eines Landesbeauftragten geschaffen. Zum Aufgabenkatalog des Beauftragten

gehört es, die Ziele der Ausbildungsoffensive zu kommunizieren, Kontakte herzu-

stellen, Konferenzen zu initiieren, Netzwerke aufzubauen, Ausbildungspreise für

gelungene Projekte auszuloben etc.

2 . T h e m a : L a n d e s v e r g a b e g e s e t z

Im Zusammenhang mit der AG 3 »Öffentliche Auftragsvergabe und Tariftreueer-

klärung« steht die Forderung der Gewerkschaften nach einem Landesvergabege-

setz. Bei öffentlichen Bauaufträgen soll gewährleistet werden, dass die Unterneh-

men Tarifverträge und Sozialvorschriften einhalten. Subunternehmern, die keine

Sozialversicherungsnachweise vorlegen können,soll ein Teil des Auftragsvolumens

vorenthalten werden.

Es gab in der Lenkungsgruppe Meinungsverschiedenheiten darüber, ob eine

gesetz-liche Regelung erarbeitet werden sollte, die alle derzeit gültigen Richtlini-

en und Erlasse zur Vergabe öffentlicher Aufträge harmonisiert und angesproche-

ne Missstände aufgreift. Die Sache kam nicht recht voran.

Im Dezember 2001 brachte die Landesregierung schließlich einen Gesetzes-

entwurf für eine Landesvergabegestz in den Niedersächsischen Landtag ein.

3 . T h e m a : H i l f e n  f ü r  U n t e r n e h m e n  i n  P r o b l e m l a g e n

Im Januar 2001 beschloss die Lenkungsgruppe, die finanziellen und gesellschafts-

rechtlichen Voraussetzungen für die Einrichtung eines Beteiligungskapitalfonds

für Unternehmen in Notlagen zu schaffen. Pate stand der »Phoenix-Turnaround-

Fonds NRW (Phoenix No.-One)« Dieses Modell sollte übernommen werden.

Dieser  Spezialfonds unterstützt kleinere und mittlere Unternehmen in Nord-

rhein-Westfalen durch Management-Know-how und Kapital in allen Fragen zu Auf-

fanggesellschaften, Management-Buy-out und -Buy-in, Outsourcing und Nachfol-

geregelungen. Ziele sind die dauerhafte Wiederherstellung der Wettbewerbs-

fähigkeit und der Erhalt von Unternehmensstrukturen mit mittel- und langfristi-

gen Ertrags- und Investitions-potenzialen. Sein Konzept sieht vier Schritte vor:

Beteiligung von Phoenix am Unternehmen mit Landesbürgschaft

Weitere Kapitalbeschaffung durch Bankenfinanzierung

Konsolidierung des Unternehmens mit Hilfe der Phoenix-Management-Gesell-

schaft und externen Beratern

Ausstieg aus der Phoenix Beteiligung innerhalb eines überschaubaren Zeit-

raums.
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Getragen wird der Fonds mit dem Kapital von drei Unternehmensberatungsge-

sellschaften, vornehmlich der gbb Beteiligungsbank Berlin, ein Tochterunterneh-

men der Deutschen Ausgleichsbank (DtA). Das Land NRW verbürgt diese Engage-

ments mit 80 Prozent.

Nachdem mit der gbb – wie in NRW – ein  Hauptpartner für die Finanzierung

gefunden wurde, wurde auf der Sitzung des Bündnisses im November 2001 be-

schlossen, den Phoenix-Turnaround-Fonds-Niedersachsen zum 1. April 2002 zu

gründen.

Fi n a n z i e r u n g

Es gibt keine gesonderte Finanzierung. Praktiziert werden projekt- und pro-

grammbezogene Kofinanzierungsmodelle mit Landesbeteiligung.

Ve r n e t z u n g

Austausch mit anderen Bündnisebenen findet fallbezogen und mehr zufällig

aufgrund persönlicher Kontakte statt. Anknüpfungspunkt zum »Bündnis für Arbeit,

Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« auf Bundesebene war zum Beispiel die

dort im Sommer 1999 vereinbarte »Offensive zum Abbau des IT-Fachkräfteman-

gels«. Das niedersächsische Bündnis hat sich in der AG 9 »Ausbildungsplätze im IT-

Bereich« mit diesem Beschluss auseinandergesetzt und dann eine Landesinitiati-

ve zur Steigerung der Zahl der Ausbildungsplätze in IT- und Medienberufen auf

den Weg gebracht. Auch das Thema »Niedriglohnsektor« und die daran an-

schließenden Modellversuche werden von der Landesregierung aufmerksam verfolgt.

Im Kontakt zu anderen Länderbündnissen verhält es sich ähnlich. Ein regionaler

Kontext zu analogen Bündnissen auf lokaler und regionaler Ebene besteht nicht.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Der DGB hat sich schon zu Zeiten der Landesregierung Schröder um ein Bündnis

für Arbeit bemüht.Nach dem Zustandekommen unter der Regierung Gabriel hat der

DGB seine Mitarbeit als eine Schwerpunktaktivität begründet und organisiert.

Aus Sicht des DGB waren die Themen »Jugendarbeitslosigkeit«, »Landesverga-

begesetz« und »Arbeitsplatzsicherung in Unternehmen« die herausragenden The-

men des bisherigen Bündnisprozesses. In einer Zwischenbilanz15 stellt der DGB fest,

dass man sich
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bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit »mit großen Schritten auf dem

richtigen Weg« befindet,

bei der öffentlichen Auftragsvergabe eine Bestandssicherung mit der Perspek-

ktive für ein Landesvergabegesetz erarbeit hat und 

bei der Arbeitsplatzsicherung in Unternehmen mit der Diskussion um einen

»Phoenix Turn-around-Fonds«  durchsetzen konnte.

Der DBG sieht seine Gestaltungsmöglichkeit im Bündnis inhaltlich wie organisa-

torisch gesichert. Benachteiligungen oder Zurücksetzungen bei Themenfindung

und Themendefinition sind nicht festzustellen.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Im Laufe der Arbeit haben sich aber Akzeptanz und Engagement für den Bündnis-

prozess bei den Einzelgewerkschaften differenziert. So wird z.B. die Frage gestellt,

inwieweit das Bündnis die geeignete Plattform für die speziellen Interessenlagen

der Einzelgewerkschaften ist.

Der Arbeitsaufwand für das Bündnis wird vom DGB als hoch, aber lohnend be-

zeichnet. Kritisch gesehen werden die langen Abstimmungswege für kleine Ar-

beitsergebnisse. Dagegen stehen Vernetzungen auf der Landesebene, wie institu-

tionelle Zugänge, persönliche Kontakte, Informationsvorsprünge etc, die den Auf-

wand rechtfertigen.

Die qualifizierte Mitarbeit in den Arbeitsgruppen und Unterarbeitsgruppen er-

fordert Personal- und Zeitressourcen. Beides kann nicht immer im befriedigenden

Maße zur Verfügung gestellt werden. Dabei sieht sich der DGB noch einigermaßen

gut aufgestellt, dramatisch wird es zum Teil bei den Einzelgewerkschaften.

Die innergewerkschaftliche Vernetzung wird kritisch beurteilt. Insbesondere die

thematische Verknüpfung mit der Bundesebene ist mangelhaft. Auf der Landese-

bene werden die Sitzungen der Lenkungsgruppe unter den Gewerkschaftsvertre-

tern vor- und nachbereitet, aber oft unter Zeitdruck und auf Kosten der inhaltli-

chen Diskussion. Zu anderen Länderbündnissen besteht kein organisierter Kon-

takt, aber in Einzelfällen tauscht man sich aus – und das mit gutem Ergebnis, wie

das Beispiel Phoenix zeigt.

Die Kommunikation nach »unten« ist sehr brüchig und unterschiedlich. Bei

den Einzelgewerkschaften spielt das Bündnis auf der Regional- und Ortsebene

kaum eine Rolle. Beim DGB gibt es Information und Berichtswesen, aber keine

zielgerichtete Auswertung. Interesse an mehr Vermittlungsarbeit ist auf der Lan-

desebene vorhanden, was sich auch in Überlegungen des DGB zu einer Kom-

munalisierung des Bündnisses ausdrückte. Die Diskussion darüber wurde aber
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bisher nicht vertieft. Die Basis der Bündnisarbeit liegt eindeutig beim DGB-Lan-

desvorstand.

B e i s p i e l : L o v e - I T  ( L e r n o r t v e r b ü n d e  f ü r  

I T -  u n d  M e d i e n b e r u f e )

A u f g a b e

Das Projekt Love-IT versteht sich als niedersächsische Antwort auf die von der

Arbeitsgruppe »Offensive zum Abbau des IT-Fachkräftemangels« vorgeschlagene

Erhöhung der Ausbildungsverhältnisse in den IT-Berufen, die im Juli 1999 im na-

tionalen Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit vereinbart

wurde. Eine Analyse der Ausbildungshemmnisse bei den IT-Berufen kam zu dem

Ergebnis, dass die besonderen betrieblichen Ausbildungsstrukturen in diesen Be-

rufen eines regionalspezifischen Ausgleichs bedürfen.

Praktische Konsequenz ist der Modellversuch »Love-IT«, (Lernortverbünde für

IT- und Medienberufe), der den Fachkräftemangel im IT- und Medienbereich min-

dern und zur nachhaltigen Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur bei-

tragen soll.

A k t e u r e

In die Konzepterarbeitung sind alle an der Ausbildung beteiligten Gruppen ein-

bezogen: Betriebe, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, berufsbildende Schu-

len, Arbeitsverwaltung, Kammern, Schulträger, Frauenbeauftragte und sonstige Bil-

dungseinrichtungen.

A r b e i t s s c h w e r p u n k t e

Seit dem  1. September 2000 fördert das Land Niedersachsen für die Dauer von

drei Jahren mit einem Aufwand von 4,2 Mio. Euro 13 Modellversuche mit 13 Leit-

stellen. Damit ist der Modellversuch fast flächendeckend in Niedersachsen vertre-

ten. (Emden, Goslar, Göttingen, Hameln, Hannover, Lüneburg, Meppen, Oldenburg,

Osnabrück, Salzgitter, Soltau, Stade, Wolfsburg).

Die Leitstellen sollen dem regionalspezifischen Bedarf Rechnung tragen, die Er-

fahrung und Ressourcen vor Ort zusammenführten und dabei helfen, die projekt-

bezogenen Schlussfolgerungen zu ziehen und umzusetzen.

Durch LOVE-IT soll die Zahl der Plätze in Ausbildungsberufen der IT- und Me-

dienbranche nachhaltig gesteigert werden.
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Die Leitstellen führen Informationsveranstaltungen für Interessierte Einzelperso-

nen, Schulen, Ausbilder und Betriebe durch, in denen über Ausbildungsinhalte,

Ausbil-dungsorganisation, Prüfungsanforderungen, spätere Berufsperspektiven

der Auszubildenden etc. gesprochen wird.

Dazu gehören folgende Projektaufgaben:

Organisation der Ausbildung, auch im Verbund

Festlegung der Lerneinheiten und Lernorte auf der Basis der geltenden Ord-

nungsmittel (Betrieb/Schule/sonst. Institutionen)

Verknüpfung von Ausbildung und Weiterbildung

Organisation gemeinsamer Fortbildungen von Ausbildern und Lehrkräften.

Besonders hervorhebenswert ist die Flexibilisierung der Ausbildungsordnungen

und Rahmenlehrlehrpläne sowohl bei den schulischen als auch bei den betriebli-

chen Anteilen.

Weiterhin wird erwartet, dass im Rahmen der Informations- und Transferakti-

vitäten zur Gewinnung von jungen Frauen für die IT- und Medienberufe die Ab-

gängerinnen der allgemeinbildenden Schulen durch geeignete Maßnahmen ge-

zielt auf die Ausbildungsmöglichkeiten in den neuen IT- und Medienberufen hin-

gewiesen werden. Bei den im Verbund beteiligten Betrieben soll auf eine ange-

messene Einstellung von Frauen hingewirkt werden. Unterstützen dabei sollen Ak-

tionen der Leitstellen wie

Girls’ Day 2002 – Betriebe werben für technische Berufe

junge Frauen-Karriere @ IT-Lehre – Informationsabend zu IT-Berufen

PC-Day Mädchen entdecken die neuen IT- und Medienberufe.

E v a l u a t i o n  u n d  Pe r s p e k t i v e n

In 2001 sind in Niedersachsen ca. 2.430 Ausbildungsplätze in den IT- und Me-

dienberufen neu abgeschlossen worden (Stand September 2001). Dies ist auch auf

die Arbeit von Love-IT zurückzuführen.

3 . 3 . B Ü N D N I S  F Ü R  A R B E I T, A U S B I L D U N G  U N D  

W E T T B E W E R B S F Ä H I G K E I T  I N  N O R D R H E I N - W E S T FA L E N

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Das nordrhein-westfälische Bündnis für Arbeit wurde am 18. Dezember 1998

geschlossen. Der Themenkatalog des Bündnisses ist breit gefächert und enthält
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eine Vielzahl von Arbeitsfeldern aus der Wirtschafts-, Technologie- und Arbeits-

marktpolitik.

Das Bündnis in NRW versteht sich zum einem im Zusammenhang des Bünd-

nisses auf Bundesebene, welches es unterstützend und ergänzend begleiten

möchte.

Zum andern spielen die jahrelang eingeübten kooperativen Erfahrungen eine

herausragende Rolle. Kooperationsstrukturen sind vor allem durch die seit 1989

begonnene regionalisierte Strukturpolitik auf der Grundlage regionaler Entwick-

lungskonzepte entstanden. Diese Konzepte mussten von den Verantwortlichen

aus der Politik und den Sozialparteien vor Ort gemeinsam entwickelt werden und

bildeten die notwendige Voraussetzung für die Gespräche mit der Landesregie-

rung, wenn es um Projektförderung ging. Dazu kommen Erfahrungen aus Pro-

grammen und Initiativen wie QUATRO (eine NRW-spezifische Ausprägung der För-

derung unter dem Ziel 4 des Europäischen Sozialfonds ESF), START Zeitarbeit NRW

GmbH (1995), der Gründungsoffensive »GO« (1996) oder den lokalen Bündnissen

für die Sanierung und Fortführung insolvenzbedrohter Krisenunternehmen (1996).

Insbesondere aber der Ausbildungskonsens NRW von 1996 mit seiner Entste-

hungsgeschichte und Arbeitsstruktur muss als Test, Modell und gelebte Praxis für

das nachfolgende Bündnis für Arbeit gesehen werden. Indem die Hürden für den

Ausbildungskonsens genommen werden konnten, war der Weg für den Bündnis-

prozess frei.

Schon vor der Bundestagswahl 1998 wurde zwischen dem DGB und der Lan-

desregierung eine Initiative für ein Bündnis für Arbeit verabredet. Nachdem das

Bündnis auf Bundesebene installiert war, zog die Landesregierung in Düsseldorf

nach. Die Landesregierung signalisierte Bereitschaft, Bündnisinitiativen mit ihren

Fördermög-lichkeiten zu unterstützen. Die Gewerkschaften und die Organisatio-

nen der Wirtschaft sagten zu, eigene Personalressourcen in den Bündnisprozess

einzubringen und sich im eigenen Verantwortungsbereich für die Umsetzung der

Bündnisergebnisse stark zu machen. Weiterhin einigte man sich darauf, die Eigen-

ständigkeit der Tarifpolitik anzuerkennen und dieses Thema aus dem Bündnis her-

auszuhalten.

A k t e u r e  u n d  Z i e l e

Von Seiten der Landesregierung arbeiten im Bündnis mit: der Ministerpräsident,

das Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport, das Finanz-, Innen-

und Justizministerium, das Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikation und

Technologie, das Ministerium für Schule, Wissenschaft und Forschung, das Mini-
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sterium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, das

Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit, sowie das Ministerium für

Bundes- und Europaangelegenheiten.

Aus der Wirtschaft beteiligen sich die Landesvereinigung der Arbeitgeberver-

bände NRW, der Nordrhein-Westfälische Handwerkstag, der Verband der Metall-

und Elektro-Industrie NRW und die Vereinigung der Industrie- und Handelskam-

mern in NRW.

Von gewerkschaftlicher Seite haben sich der DGB Landesbezirk NRW, die IG Me-

tall, die IG BCE und die in ver.di aufgegangenen Gewerkschaften IG Medien, ÖTV

und DAG angeschlossen.

Weiterhin sind am Bündnis beteiligt ein Vertreter des Bischöflichen Generalvi-

kariats, der Beauftrage der Evangelischen Kirchen bei Landtag und Landesregie-

rung, zwei Vertreter des Landesarbeitsamts NRW, zwei Vertreter des Landesinsti-

tuts Arbeit und Technik, sowie der Geschäftsführer der Projekt Ruhr GmbH.

Als allgemeines Ziel wird auf der Homepage formuliert:

»Im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit NRW wollen alle

Beteiligten Ideen, Konzepte und Modellvorhaben entwickeln, wie zukunftssichere

und innovative Arbeitsplätze geschaffen und bestehende erhalten werden kön-

nen16.«

O r g a n i s a t i o n

Das »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit NRW« arbeitet

auf drei Organisationsebenen:

Der politische Steuerungskreis sollte sich nach anfänglicher Vereinbarung

viermal im Jahr treffen. Im Wahljahr 2000 kam es nur zu einem Treffen, 2001 zu drei-

en. Aufgabe des politischen Steuerungskreises ist es, die Schwerpunkte und Prio-

ritäten der Arbeit zu bestimmen, die Arbeitsgruppenberichte und -ergebnisse zu

qualifizieren und neue Themen und Initiativen zu verabreden. An den Sitzungen

nehmen die oben genannten Beteiligten teil,das heißt für die Landesregierung das

gesamte Kabinett.

Die Koordinierungsrunde unter Federführung der Staatskanzlei kümmert sich

um die operative Seite des Arbeitsprozesses und seiner Resultate. Ihr obliegt das

Controlling und die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen des politischen Steue-

rungskreises.
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Arbeitsgruppen zu Themen, bei denen die Arbeitgeberverbände, Kammern,

Gewerkschaften und die Landesregierung partnerschaftlich zusammenarbeiten,

werden in den jeweils federführenden Ressorts der Landesregierung bearbeitet.

Das schließt die Federführung durch die anderen Bündnispartner nicht grundsätz-

lich aus – in diesem Fall übernimmt das Fachressort der Landesregierung Dienst-

leistungen im Sinne von Geschäftsstellenaufgaben.

Koordinierungsrunden und Sitzungen der Arbeitsgruppe werden sach- und fall-

bezogen verabredet. Das administrativ-organisatorische Management des Ge-

samtverfahrens liegt bei der Landesregierung (Staatskanzlei).

Die personelle Präsenz der Fachressorts in den Arbeitsgruppen wird on den

Bündnispartnern ambivalent gesehen. Einerseits wird die entlastende Dienstleis-

tung und fachliche Kompetenz sehr geschätzt, andererseits gibt es ein Unwohlsein

gegenüber der geballten Kraft der politischen Administration.

Im Sommer 2001 wurde eine Straffung und Bündelung der Themen und Ar-

beitsgruppenaktivitäten verabredet. Dies geschieht durch eine regelmäßigen

halbjährliche Berichterstattung der Arbeitsgruppen gegenüber der Koordinie-

rungsgruppe und dem politischen Steuerungskreis. Der Arbeitsprozess hat aller-

dings inzwischen eine Komplexität gewonnen, die für die Beteiligten zum Teil nur

noch schwer zu überblicken ist.

T h e m e n  u n d  I n h a l t e

Arbeitsgruppen gibt es zu folgende Themenbereichen:

Wirtschaftliche Entwicklung NRW

Beschäftigungstransfer

Multimedia im Maschinenbau

Seniorenwirtschaft

Arbeitszeitmodelle

Sicherung von Unternehmen und Arbeitsplätzen

Dienstleistungsoffensive

Qualifizierung, Bildung

Beschäftigungsmöglichkeiten für besondere Personengruppen

Grenzüberschreitender Arbeitsmarkt (Sozial- und Steuerrecht)

Einkommen der Zukunft – Mitarbeiterkapitalbeteiligung.

Daneben gibt es eine Vielzahl von Initiativen zu unterschiedlichen Themen wie bei-

spielsweise Existenzgründungsinitiative »GO« oder Mittelstandsoffensive »MOVE«.

Die Bandbreite der Themen und Inhalte lässt sich an der Tagesordnung der sie-

ben Sitzungen der politischen Steuerungsgruppe bis Ende 2001 gut ablesen:
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Übersicht: Liste der behandelten Themen in der politischen Steuerungsgruppe

Sitzungsdatum Themen

29.01.1999 Ausbildungskonsens
Initiative Textilmaschinenbau
Gründungsoffensive »GO!«
NRW Innovativ (Virtuelles Kompetenzzentrum für Hilfen 

und Fördermöglichkeiten)
NRW International (Außenwirtschaftsförderung der Landesregierung)
Zukunftsinitiative Bau

20.04.1999 Jugend in Arbeit
Pro Mittelstand
Transfergesellschaften
Arbeitszeitmodelle, Altersteilzeit, Arbeitszeitflexibilisierung
Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft
Bündnis für Arbeit im ländlichen Raum

17.08.1999 Krisenmanagement und Unternehmensfortführung
• Erschließung von Beteiligungs- und Risikokapital
• Transfergesellschaften
• Wirtschaftskraft Alter

13.12.1999 Jugend in Arbeit
Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte
Qualifizierungsbedarfe
Dienstleistungsoffensive

02.11.2000 Zukünftige Schwerpunktsetzung
• Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
• Qualifizierung
• Dienstleistungsoffensive NRW
• Wirtschaftliche Entwicklung NRW (Wirtschaftsdaten)
Themen zur Weiterbearbeitung
• Bekämpfung der Schwarzarbeit
• Arbeitszeit
• Einkommen der Zukunft (Mitarbeiterkapitalbeteiligung
• Transfergesellschaften
• Mittelstandsoffensive MOVE
• Multimedia im Maschinenbau
• Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte
• Integration ausländischer Arbeitnehmer
• Seniorenwirtschaft (Beschäftigungspotenziale aufgrund 

demographischer Entwicklung)
• Zukunftsinitiative Bau
• Bündnis für den ländlichen Raum
• Grenzüberschreitender Arbeitsmarkt (Sozial- und Steuerrecht)
• Vergaberecht

08.02.2001 Wirtschaftliche Entwicklung NRW
• Wirtschaftsdaten
• Außenorientierung
• Innovationsorientierung
• Kooperation Wissenschaft und Wirtschaft
• Qualifizierung
• Berufliche Qualifizierung in Unternehmen (KMU)
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• Berufliche Qualifizierung Arbeitsloser und von Arbeitslosigkeit 
Bedrohter (Selbstlernkompetenz)

• Weiterentwicklung des Systems der beruflichen Bildung
Dienstleistungsoffensive NRW
Einkommen der Zukunft (Mitarbeiterkapitalbeteiligung)
Grenzüberschreitender Arbeitsmarkt (Sozial- und Steuerrecht)
Seniorenwirtschaft (Beschäftigungspotenziale aufgrund 

demographischer Entwicklung)

30.10.2001 Wirtschaftliche Entwicklung NRW
• Außenorientierung
• Innovationsorientierung
Qualifizierung
Dienstleistungsoffensive NRW
Wachstums- und Beschäftigungspakt Rhein-Ruhr
Aktion »100 Betriebe« (Arbeitszeitmodelle)

Folgende Initiativen sind besonders erwähnenswert:

Ausbildungskonsens:

Kern des Ausbildungskonsens von 1996 war das Versprechen: »Jeder junge

Mensch in Nordrhein-Westfalen,der ausgebildet werden will,wird ausgebildet.« Er-

reicht wurde eine Steigerung der Zahl der geschlossenen Ausbildungsverträge

von 112.557 im Jahr 1996 auf 128.640 im Jahr 2000. Damit war die Grundlage für

die Fortführung des Vorhabens und den Abschluss des Ausbildungskonsens II mit

dem Titel »Initiative für Transparenz und Qualität in der dualen Berufsausbildung«

gelegt. Neben der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen geht es auch um quali-

tative Weiterentwicklungen beim Verhältnis von Betrieb und Berufsschule, bei der

Neuordnung und Einführung neuer Ausbildungsberufe und um die Transparenz

auf dem Ausbildungsmarkt. Flankiert wird der Ausbildungskonsens durch das Pro-

gramm »Jugend in Arbeit«, das arbeitslose Jugendliche Arbeit und dadurch Beruf-

serfahrung verschaffen und somit ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen

will.

Weiterbildungsinitiative NRW:

Die Weiterbildungsinitiative NRW arbeitet auf der Grundlage von Überlegun-

gen der Arbeitsgruppe »Qualifizierung« des Bündnisses zu drei Schwerpunkten:

Qualifizierungsbedürfnisse in den Unternehmen (KMU)

Selbstlernkompetenz für Beschäftigte

Weiterentwicklung des Systems der beruflichen Aus- und Weiterbildung.

Im Jahr 2001 wurden hierzu sechs »Praxiswerkstätten« durchgeführt. Es ging dabei

um Qualifizierungsbedarfe, Weiterbildungsbereitschaft, Lernmodule und Zertifi-
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zierung, Neue Lernmethoden, Regionale Transparenz, Qualitätsprofile und Füh-

rungsverantwortung bei der betrieblichen Weiterbildung.

Arbeitszeitmodelle:

Bei den Bemühungen um die Entwicklung und Implementierung innovativer

Arbeitszeitmodelle als Beitrag zur Beschäftigungssicherung steht die Aktion »100

Betriebe« im Vordergrund. Bis zum 30. Juni 2001 waren insgesamt 200 Betriebe in

die Aktion involviert: 66 Betriebe hatten durch flexiblere Arbeitszeitregelungen Be-

schäftigung geschaffen oder gesichert, 106 befanden sich im Beratungsprozess

und weitere 28 Betriebe hatten Interesse gezeigt. Eine Informationsbroschüre und

Bestandsaufnahme zur Insolvenzsicherung von Arbeitszeitkonten wurde schon

Ende 1999 fertig gestellt und Gegenstand öffentlicher Präsentation im Jahr 2000.

Zukünftige Aktivitäten in der Arbeitsgruppe »Arbeitszeitmodelle« werden sich vor-

nehmlich auf die beschäftigungswirksamen Aspekte der Teilzeitarbeit konzentrie-

ren.

Wachstums- und Beschäftigungspakt Rhein-Ruhr:

Der Wachstums- und Beschäftigungspakt Rhein-Ruhr vom 30. Oktober 2001

vereint die Bündnisparteien mit den Oberbürgermeistern und Landräten des Ruhr-

gebiets und dem Landesarbeitsamt in dem Versprechen, bis zum Ende des Jahres

2005 rund 200.000 neue Arbeitsplätze zu schaffen. Zwölf Kompetenzfelder sollen

durch eine Verknüpfung und Bündelung aller für dieses Ziel notwendigen Poli-

tikfelder und Ressourcen profiliert und aktiviert werden. Rückrat des Beschäfti-

gungsschubs sollen die kleinen und mittleren Unternehmen sein in Verbindung

mit den Fachhochschulen und Universitäten, die maßgeblich zur Kompetenzstär-

kung beitragen sollen.

Dienstleistungsoffensive NRW:

Auch die Dienstleistungsoffensive NRW soll Beschäftigungspotenziale identifi-

zieren, aktivieren und dadurch zusätzliche qualifizierte und sich selbst tragende

Beschäftigung, insbesondere auch für Frauen, schaffen. Die Dienstleistungsoffen-

sive NRW konzentriert sich auf die drei strategischen Schwerpunkte 

produktionsnahe Dienste

personenbezogene Dienste

Rahmenbedingungen.

Forschungsprojekte, Existenzgründungsinitiativen und Vermarktungskampagnen

sollen u.a. die Dienstleistungen der Zukunft befördern.
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Mittelstandoffensive MOVE:

Aufgabe der Mittelstandoffensive MOVE ist die Unterstützung der Entwick-

lungsmöglichkeiten von mittelständischen Unternehmen. Es geht dabei um ein ef-

fizienteres Verhältnis von Unternehmen und öffentlicher Verwaltung, Hilfen bei

Modernisierungsanstrengungen, Kapitalbereitstellung, Wissens- und Technologie-

transfer, aber auch um Unterstützung von Unternehmen in Krisensituationen. Ko-

ordiniert mit MOVE wird die 1998 ins Leben gerufene Gründungsoffensive GO! wei-

tergeführt.

Sektorale Projekte:

Sektorale Projekte unter dem Dach des Landesbündnisses gibt es für die Bran-

chen Textil, Bau und Maschinenbau. Hier stehen Innovationen in Organisation und

Management von Unternehmen und die Nutzung der Informations- und Kommu-

nikationstechnik im Mittelpunkt.

Transfergesellschaften:

Beim Aufbau eines flächendeckenden Kompetenznetzes für Unternehmens-

fortführung und Beschäftigtentransfer spielen Transfergesellschaften und Trans-

feragenturen eine wichtige Rolle. Ziel ist, sowohl den personalabgebenden Unter-

nehmen als auch den entlassenen Beschäftigten Anschlussperspektiven zu eröff-

nen. Angestrebt wird die Überwindung der Unternehmenskrise auf einer Seite und

die Vermeidung von Arbeitslosigkeit auf der anderen Seite. Im Jahr 2001 stand die

Ausdehnung der Transferpraxis bei KMUs und die Entwicklung von Qualitätsstan-

dards im Vordergrund.

Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte:

Zur Erschließung von Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte wur-

den 12 Projekte im Jahr 2000 begonnen. Erprobt werden soll, ob durch eine sinn-

volle Verknüpfung von Sozialtransfers und Arbeitslohn, zeitlich befristet und de-

gressiv, neue Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte und Langzeitar-

beitslose vor allem im Dienstleistungssektor geschaffen werden können. Absch-

ließende Aussagen werden erst nach Ablauf der Projekte ab 2003 möglich sein.

Materielle Mitarbeiterbeteiligung:

Fragen des Wandels der Einkommensquellen und -formen werden in einer Lan-

desinitiative »Mitarbeiterkapitalbeteiligung« aufgegriffen. In dieser Initiative sollen

die Informationen über die Praxis von materieller Mitarbeiterbeteiligung und be-
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trieblicher Altersversorgung erhöht und Unternehmen bei der Entwicklung von ei-

genen Lösungen unterstützt werden.

Fi n a n z i e r u n g

Die Finanzierung der Projekte und Initiativen erfolgt über Landesmittel in ver-

schiedenen Finanzierungskombinationen mit nationalen und europäischen Mit-

teln. Bei verschiedenen unternehmensbezogenen Projekten ist auch eine public-

private-partnership bei der Finanzierung möglich oder verlangt.

Ve r n e t z u n g

In der praktischen Arbeit des Bündnisses spielt der Bezug zur Bundesebene nur

eine marginale Rolle. Die Diskussion auf Bundesebene wird interessiert verfolgt,

fallweise setzte man eigene Akzente, so beim Thema Niedriglohnsektor.

Einen koordinierten Austausch mit anderen Landesbündnissen gibt es nicht und

er wird von den Bündnispartnern offenbar auch nicht als notwendig angesehen.

In Bezug auf die Region ist die themenbezogene Vernetzung in der Projektrea-

lisierung ausgesprochen intensiv: Wirtschaftsdialoge, Branchengespräche, regio-

nale Kompetenznetzwerke Beschäftigungstransfer, Arbeitsmarktkonferenzen etc.

finden dezentral statt. Ihre Erfahrung fließen in den Fachministerien und bei den

Spitzenorganisationen der Sozialpartner zentral zusammen und werden für den

Bündnisprozess ausgewertet und aufbereitet.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  B e w e r t u n g

Trotz steigender Komplexität und zunehmenden Koordinierungsbedarfs läuft

der Bündnisprozess. Konstatiert wird aber ein langwieriges, zähes und schwierige-

res Arbeiten.

Bis Anfang 2000 konnten eine Reihe von Themen »abgehakt« und in Projekte

umgesetzt werden, z.B. Transfergesellschaften; Mittelstandsinitiative MOVE; Insol-

venzsicherung und Arbeitszeitkonten; Beschäftigung für Geringqualifizierte). Im

Wahljahr 2000 gab es einen Kontinuitätsbruch.

Mit der Fortführung des Bündnisses im Herbst 2000 wurden Prioritäten gesetzt

und die Weiterbearbeitung einer Vielzahl von Themen beschlossen. Die Themen

sind danach komplexer (z.B. Dienstleistungsoffensive NRW) und komplizierter (z.B.

Qualifizierung).Die Bearbeitung braucht ihre Zeit,bindet Arbeitskraft und ist wenig

spektakulär: Fachlichkeit und Detailarbeit sind jetzt gefordert. Dies führt aber in

der Öffentlichkeit zu Wahrnehmungsdefiziten, da keine medienwirksamen Sym-

bole mehr genutzt werden.
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Aussagen zu quantifizierbaren Ergebnissen,etwa in Gestalt eines allgemeinen Rück-

gang der Arbeitslosenzahlen, halten alle Beteiligten für nicht möglich. Das schließt je-

doch auf Projektebene messbare Resultate nicht aus.Teilnehmerzahlen,Vermittlungs-

zahlen,erfolgreiche Maßnahmen und Aktivitäten können gezählt und in Bezug auf ihre

Auftragserfüllung und Wirksamkeit zwischen den Programmverantwortlichen und

den Projektteilnehmer kommuniziert und qualitativ evaluiert werden.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten der Gewerkschaften

Auf der Gewerkschaftsseite waren der DGB Landesvorstand und die IG Metall

Bezirksleitung die Protagonisten für ein »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wett-

bewerbsfähigkeit in NRW«.

Die Gewerkschaftsseite sieht sich im Bündnisprozess von allen Beteiligten voll

akzeptiert. Anders war die Situation in den eigenen Reihen, als die Landesregie-

rung zum Bündnis aufrief: DGB, IG Metall, ÖTV, ICB und DAG waren dafür, HBV und

IG Medien dagegen. Diese Kontroversen haben aber die Mitarbeit im Bündnis nicht

substantiell gefährdet.

Die gewerkschaftliche Abstimmung über die Arbeit im Bündnis geschieht re-

gelmäßig im DGB-Landesvorstand. Zur Unterstützung ist ein Koordinierungskreis

tätig, gekoppelt an den Rhythmus des Koordinierungskreises auf Staatskanzleie-

bene. Die Federführung und Koordinierung der gewerkschaftlichen Arbeitsebe-

nen liegt jeweils beim DGB.

Geachtet wird darauf, dass Angelegenheiten, die lediglich das Verhältnis zwi-

schen Gewerkschaften und Landesregierung betreffen, aus dem Bündnis heraus-

gehalten werden. Das gilt auch für die Themen, die nur die Sozialpartner betreffen,

also vor allem die Tarifpolitik. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass diese 

Parallelstrukturen auch genügend Spielraum lassen, um die dreigeteilte Struktur

des Bündnisses zu umgehen.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Der Arbeitsaufwand wird als hoch eingeschätzt. Die Gewerkschaften sehen sich

aber themenstark und operativ im Bündnisprozess gut vertreten. Angesichts knap-

per Ressourcen und der unterschiedlichen Beteiligung der Einzelgewerkschaften

an den Aktivitäten konzentrieren sie sich auf Themenfelder, deren Probleme für

lösbar gehalten werden. Sie lassen sich bei ihrer Arbeit konzeptionell und projekt-

bezogen von arbeitsorientierten Forschungs- und Beratungseinrichtungen im

Land beraten.
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Geschätzt wird das Bündnis in seiner Bündelungs- und Verstärkerfunktion für

ausgewählte Themen. Die Bündnisplattform gibt den behandelten Themen ein zu-

sätzliches Gewicht, das ihnen in der Themenbearbeitung und Projektrealisierung

höhere Wirkung und auch Effizienz verschafft, wie z.B. der Themenkomplex »Kri-

senmanagement und Beschäftigungstransfer« zeigt.

Positiv gewürdigt wird auch der hohe Grad der Zuverlässigkeit und Verbind-

lichkeit bei Verabredungen und Projekten. Dazu kommen die nicht zu unterschät-

zenden Nebeneffekte des wechselseitigen Kennenlernens der Beteiligten, die dif-

ferenziertere Problemsicht in der fachlichen Auseinandersetzung und der Vertrau-

enszuwachs.

Es gibt über die regionalisierten Arbeitsstrukturen viele Berührungspunkte zwi-

schen den zentralen Akteuren auf Landesebene und den dezentralen Verantwort-

lichen. Koordinierte Kommunikation zum DGB-Bundesvorstand oder zu anderen

Akteuren in Landesbündnissen besteht nicht, was fallbezogenen Erfahrungsaus-

tausch aufgrund persönlicher Kontakte nicht ausschließt.

B e i s p i e l : M i t t e l s t a n d s o f f e n s i v e  M O V E

A u f g a b e

Bereits im April 1999 wurde die Gemeinschaftsinitiative »Pro Mittelstand« be-

schlossen. Aufbauend auf die Erfahrungen der Gründungsoffensive GO! sollten

Maßnahmen zur Förderung und Unterstützung des Mittelstands entwickelt wer-

den.

Dabei wurden folgende Themen erarbeitet:

Bürokratieabbau

Unterstützung beim Change-Management

Kapitalbereitstellung

Hilfen bei Krisensituationen

Kooperation Wissenschaft und Wirtschaft.

A k t e u r e

GO! und MOVE! werden durch eine gemeinsame Spitzenrunde und einen Len-

kungsausschuss unter Beteiligung der Bündnisparteien gesteuert. Auf der opera-

tiven Ebene wurden zwei Arbeitsgruppen eingerichtet:

1. AG: Unternehmen in Veränderungsprozessen

2. AG: Krisenmanagement und Unternehmensfortführung.
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Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und der Verwaltung

wurde als erstes ein »Service-Center Mittelstand« unter einer einheitlichen Ruf-

nummer beim Wirtschaftsministerium eingerichtet.

A r b e i t s s c h w e r p u n k t e

Mitte 2001 wurde das Projekt »Mittelstandsfreundliche Verwaltung« auf den

Weg gebracht. Das Land unterstützt elf Modellkommunen: Bochum, Castrop-Rau-

xel, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Münster, Remscheid sowie die Krei-

se Herford, Neuss und Recklinghausen.

Die Projektpartner sollen Instrumente für ein mittelstandsorientiertes Verwal-

tungshandeln praktisch entwickeln und erproben. Dabei sollen alle relevanten

Ämter und Behörden vom Gewerbeaufsichtsamt bis zum staatlichen Umweltamt

einbezogen werden. Für das Projekt werden aus Landes und EU-Mitteln 3,06 Mio.

Euro aufgewendet.

Um den mittelständischen Unternehmen die Möglichkeit zu geben, sich ge-

genüber der Wirtschaftspolitik konkret zu ihren Problemen und Anforderungen zu

äußern, werden seit Frühjahr 2001 landesweit Wirtschaftdialoge unter dem Titel

»Stärken im Fokus« durchgeführt. Sie werden ergänzt durch Branchendialoge, wie

z.B. dem Branchentreff »Automotive« im Januar 2002 in Meschede mit über 150

Unternehmen. Derartige Veranstaltungen sollen:

den Wissens- und Technologietransfer verbessern

über Best-Practice-Beispiele informieren

die Möglichkeit zu wettbewerbsverbessernden Unternehmenskooperationen

ausloten.

Im Interesse der Optimierung und Stützung des Veränderungs-Managements ini-

tiierte der Arbeitskreis »Unternehmen in Veränderungsprozessen« den Wettbe-

werb »Betriebe und Regionen bringen Fachkräfte in den Mittelstand«, an dessen

Ende die Förderung und Umsetzung von drei Projekten stand:

Dortmund: Initiative für kontinuierliche Personalentwicklung, regionale Fach-

kräfteentwicklung und arbeitsorientierte Modernisierung

Duisburg: »Virtuelles Institut zur Unterstützung unternehmerischer Moderni-

sierungsprozesse«

Region Gütersloh-Minden-Bielefeld-Herford: Dienstleistungsnetzwerk zur

Entwicklung von Kompetenzen unternehmensnaher Dienstleistungen.

Unterstützt werden die mittelständischen Unternehmen auch durch das Bera-

tungsprogramm Wirtschaft, das zu 90 Prozent von kleinen Unternehmen genutzt
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wird. Im Jahr 2000 wurden dafür rund 6,13 Mio. Euro für 4.500 Beratungen einge-

setzt.

Im Auftrag der AG »Krisenmanagement und Unternehmensfortführung« wur-

den über 200 Fälle der Fortführung von insolvenz- und stilllegungsbedrohten

Betrieben aufbereitet und in einem Forum »Krisenmanagement und Unterneh-

mensfortführung« im Januar 2000 öffentlich vorgestellt. Im weiteren Verlauf der

Arbeit der AG wurde die Wirkungskette »Früherkennung von Unternehmenskri-

sen – Unternehmensfortführung – Beschäftigungstransfer« in den Mittelpunkt

gestellt.

Als wichtiger Teilerfolg beim Thema Kapitalbereitstellung kann die Installierung

des Phoenix Turn-around-Fonds angesehen werden, der bei einer aussichtsreichen

Sanierungsperspektive eines Unternehmens die notwendige Kapitalhilfe bereit-

stellt (siehe dazu die Darstellung beim Landesbündnis Niedersachsen).

B e i s p i e l : I n s o l v e n z s i c h e r u n g  v o n  A r b e i t s z e i t g u t h a b e n

A u f g a b e

Im Interesse wettbewerbsstärkender Arbeitszeitflexibilisierung beschäftigt sich

die Arbeitsgruppe »Unterstützung tariflicher Vereinbarungen zur Altersteilzeit und

weiterer Modelle zur Arbeitszeitflexibilisierung« mit der Insolvenzsicherung bei Ar-

beitszeitguthaben.

Hintergrund ist die Tatsache, dass die Mehrheit der deutschen Unternehmen

mittlerweile bei der variablen Arbeitszeitgestaltung auch Arbeitszeitkonten nutzt

und fast jeder dritte Beschäftigte von dieser rasanten Entwicklung betroffen ist.

Die Palette reicht von Gleitzeitregelungen mit Schwankungsbreiten von +/– 20 bis

40 Stunden über flexible Jahresarbeitszeiten mit Ausgleichszeiträumen von einem

oder mehreren Jahren bis hin zu Lebensarbeitszeitmodellen mit hohen Beständen

auf den Arbeitszeitkonten. Hier stellt sich vor allem die Frage:

Was geschieht mit den Arbeitszeitkonten, wenn das Unternehmen in Insolvenz

geht?

A r b e i t s s c h w e r p u n k t e

Die Arbeitsgruppe hat dazu eine Untersuchung beim Institut für Arbeit und

Technik (Gelsenkirchen) in Auftrag gegeben, die Beispiele aufzeigen, Vor- und

Nachteile benennen und Lösungswege erarbeiten sollte. In der Untersuchung wer-

den Modelle wie Fondslösungen, Kautionsversicherungen, Bankbürgschaften und
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Sozialkassen (Bauwirtschaft) vorgestellt und spezifische Unternehmenslösungen

präsentiert. Die Ergebnisse wurden in einem Workshop diskutiert.

Im Jahr 2000 wurden weitere Veranstaltungen mit Arbeitgebern und Gewerk-

schaften durchgeführt, auf denen bestehende Sicherungsmodelle gezeigt und be-

wertet wurden. In diesem Zusammenhang wurde auch die Broschüre »Die Insol-

venzsicherung von Arbeitszeitguthaben« in hoher Auflage über die Sozialpartner

an die Betriebe und Arbeitnehmervertretungen verteilt.

Mit der Publikation stehen den Betriebsparteien, die innovative langfristige Ar-

beitszeitregelungen vereinbaren wollen, Materialien zur Verfügung, die ihnen hel-

fen, problemadäquate Analysen anzustellen und spezifische Regelungen zu erar-

beiten, die ihrer Situation entsprechen.

3 . 4 . S T I F T U N G  I N N O VAT I O N  U N D  A R B E I T  S A C H S E N  ( I A S )

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Die sächsische Staatsregierung hat die Konstituierung eines Bündnisses für Ar-

beit abgelehnt. Ihr Argument: »Gegenstände wie […] Arbeitsmarktpolitik, Bil-

dungspolitik, öffentliche Investitionen und Erschließung neuer Beschäftigungsfel-

der gehören nicht in ein Bündnis für Arbeit, sondern in diesen Landtag. Es sind dies

politische Aufgaben, die mit politischer Verantwortung von den politischen Man-

datsträgern ausgeübt werden müssen«17.

Einem Bündnis für Arbeit ähnliche Aufgaben hat aber die Stiftung Innovation

und Arbeit Sachsen (IAS). Die Gründungsinitiative ging von der IG Metall Bezirks-

leitung aus und wurde in Verhandlungen mit der Staatskanzlei und dem Sächsi-

schen Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit verwirklicht.

Die bereits am 15. Januar 1997 gegründete Stiftung arbeitet unbefristet. Fak-

tisch ist sie ein sektorales Bündnis für Arbeit mit regionaler Orientierung und wird

auch bei vielerlei Anlässen von sächsischen Landespolitikern als solches bezeich-

net. Der Politikausschnitt, der Handlungsbereich und die Auswahl der Stiftungs-

teilnehmer sind durch diesen industriell-sektoralen Fokus eingegrenzt.

Der unternehmensbezogene und regionale Ansatz der IAS rührt aus der Vor-

geschichte der Sanierungsanstrengungen des Freistaats bei sächsischen Treu-

handbetrieben. Die Stiftung ist faktisch die Nachfolgeeinrichtung für das Aufbau-
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werk im Freistaat Sachsen (eine primär arbeitsmarktpolitische Einrichtung) und das

ATLAS-Projekt (eine primär auf Unternehmenssanierung ausgerichtete Initiative).

Der konsensorientierte Kontext des Wiedervereinigungsprozesses wirkt immer

noch nach. Dadurch ist eine mittlerweile zehnjährige Kontinuität kooperativen

Handels entstanden, die bislang nicht grundsätzlich in Frage gestellt wird.

A k t e u r e  u n d  Z i e l e

Von Seiten der Landesregierung wurde die IAS gegründet vom Sächsischen

Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit, dem Staatsministerium des Inneren

und dem Staatsministerin für Gleichstellung von Frau und Mann.

Gündungspartner aus der Wirtschaft waren die Vereinigung der Sächsischen

Wirtschaft  und der Verband der Sächsischen Metall- und Elektroindustrie; von Ge-

werkschaftsseite waren es der DGB Landesbezirk Sachsen und der IG-Metall-Bezirk

Brandenburg-Sachsen.

Laut Satzung hat die Stiftung den Zweck, »einen Beitrag zur Sicherung vorhan-

dener und zur Entstehung zusätzlicher Beschäftigung in Sachsen zu leisten18.«

Folgende Ziele werden dabei verfolgt:

nachhaltige Wirtschaftsentwicklung in den Regionen durch Stärkung der dort

vorhandenen Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Innovationspotenziale

Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen durch die Förderung

neuer Produkte und Verfahren

Entwicklung von Projekten durch den gebündelten Einsatz von Förderinstru-

menten.

Die Stiftung berät und realisiert:

regionale und branchenbezogene Maßnahmen

a) zur Unterstützung von Standortdialogen und Regionalforen

b) zur Förderung branchenbezogener und regionaler Projekte

c) zur Unterstützung von Arbeitsmarktprojekten.

unternehmensbezogene Maßnahmen zur Unterstützung der Arbeitgeber- und

Arbeitnehmerseite in Betrieben

a) durch ein Netz externer Sachverständiger

b) durch Nutzung stiftungseigenen Sachverstandes

c) durch Einrichtung eines Früherkennungssystems von Unternehmensschwie-

rigkeiten.

Tarif- und lohnpolitische Themen bleiben ausgespart.
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O r g a n i s a t i o n

Die Stiftung hat entsprechend ihrer Satzung vier Organisationseinheiten:

1. Stiftungsrat: sechs natürliche Personen entsprechend der Teilnehmergruppen

auf zunächst vier Jahre

2. Vorstand: zwei natürliche Personen auf Vorschlag der Sozialpartner

3. Geschäftsstelle: zwei Vorstandsmitglieder, sieben Mitarbeiter

4. Beirat: fakultativ.

Als Unterbau wird die operative Ebene der fünf sächsischen Regionalforen genutzt:

Regionalforum Südwestsachsen

Regionalforum Leipzig-Westsachsen

Regionalforum Chemnitz-Erzgebirge

Regionalforum Dresden-Oberes Elbtal-Osterzgebirge

Regionalforum Oberlausitz-Niederschlesien.

In den Regionalforen arbeiten Wirtschafts- und Sozialpartner, die Arbeitsämter,

regionale Behörden, Forschungseinrichtungen eng zusammen.

Die Organisation des Wechselspiels zwischen Landesebene und Regionen

bringt verfahrenstechnisch möglicherweise Tempoverluste bei der Projektrealisie-

rung mit sich, die bei alleiniger Verantwortung der politischen Administration viel-

leicht nicht zu verzeichnen wären. Dieses Risiko wird durch die begründete An-

nahme ausgeglichen, dass gemeinsam initiierte Projekte mehr Zielgenauigkeit, Lö-

sungsrelevanz und Nachhaltigkeitswirkung besitzen.

Die Stiftung arbeitet auf der Grundlage von Konsens, Parität und Projektorien-

tierung.

Bei der Parität wird variiert: Die Besetzungsverfahren bei der Geschäftsstelle (=

Stiftungsvorstand) und den Regionalsekretariaten überlässt die Politik den Sozial-

partnern. Dadurch akzentuiert die Politik den Angebotscharakter der Stiftung.

Gleichzeitig liegt das Umsetzungsmanagement bei den Adressaten der Projek-

tentscheidungen.

Projektorientierung bedeutet für die

Landesregierung:

Projektvorhaben vor Ort in den Regionen und Unternehmen einvernehmlich

mit den Sozialpartnern umgesetzt.

Sozialpartner:

Ihre Sichtweisen über die Problemlagen in der Region und in Unternehmen

können in Verbindung mit gemeinsam getragenen Lösungsansätzen »unideo-

logisch« formuliert werden.
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Generell schränkt die Projektorientierung die Gefahr ein, dass sich die Akteure in

Grundsatzdiskussionen über Zuständigkeiten und ordnungspolitische Abgren-

zungen verlieren. Das garantiert einen stabilen Arbeitsprozess jenseits tagespoliti-

scher Aufgeregtheiten und Konjunkturen.

I n h a l t e  u n d  T h e m e n

Die IAS erstellt ein jährliches Arbeitsprogramm.Die Themen und Inhalte,die sich

im Arbeitsprogramm verdichten, kommen aus dem Stiftungsrat, den Regional-

foren, den Unternehmen und dem Sächsischen Ministerium für Wirtschaft und Ar-

beit.

Arbeitsschwerpunkte sind:

Unternehmensbezogene Netzwerke im Bereich Innovation

(Produkte und Prozesse, Arbeitsorganisation und Technikgestaltung, Markter-

schließung)

Standortsicherung für Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes und der

industriellen Dienstleistungen

(Unternehmensstrategien, Konsolidierung, Sanierung, Fortführung, Finanzie-

rung, soziale Flankierung)

Abbau von Defiziten des Humankapitals

(Führungskräfte, Betriebsräte, Fachkräftemangel in den industriellen Kernbran-

chen)

Chancengleichheit 

(Gender-Mainstreaming-Ansatz)

Regionen mit besonderen Entwicklungsaufgaben 

(Stärkung regionaler Wertschöpfung durch innovative und beschäftigungsför-

dernde Projekte).

Nach dem sächsischen Strukturfondsförderungsprogramm 2000 – 2006 hat die

Stiftung den Auftrag, im Rahmen der fünf Regionalforen, Entwicklungsstrategien

zu erarbeiten und darauf aufbauend Maßnahmen und Leitprojekte zu definieren.

Dabei geht man von der Bestimmung der Kompetenzfelder der jeweiligen Region

aus, wie sie sich in den Kernbranchen des verarbeitenden Gewerbes darstellen.

Das Ergebnis verdeutlicht folgender Überblick über die Leitprojekte der Regio-

nalforen der IAS.
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1 . R e g i o n a l f o r u m  O b e r l a u s i t z - N i e d e r s c h l e s i e n :

Entwicklungskonzept und Kompetenzen

Stärkung der industriellen Basis mit den strukturell führenden Branchen wie

dem Schienen- und Fahrzeugbau, dem Maschinenbau, der Textilindustrie, der Glas-

industrie und dem Braunkohle- und Energiesektor.

Leitprojekte

Saxony Rail Coop (SRC)

Mit der Brancheninitiative (SRC) werden Zulieferer der Schienenverkehrsin-

dustrie zu Bietergemeinschaften und Systemanbietern zusammengeführt. Dazu

kommen Projekte wie das Innovationszentrum Bahntechnik oder RIS Restauration-

Instandhaltung-Schienfahrzeuge.

InnoLausitz

Netzwerkverbund mit vierzehn Netzwerken wie dem Innovationsverbund Tex-

til Lausitz, zu den Themen Innovative Oberflächentechnik, Maschinen- und Anla-

genbau, Glaskompetenzindustrie, Bodensanierung sowie aus Unternehmen der

Branchen Energie und Umwelt.

2 . D r e s d e n - O b e r e s  E l b t a l - O s t e r z g e b i r g e

Entwicklungskonzept und Kompetenzen

Stärkung der mittelständischen Unternehmensstruktur mit der Mischung aus

traditionellen Industrien wie dem Maschinenbau, der Feinwerktechnik, der Stahl-

verarbeitung sowie der Elektrotechnik und Hochtechnologien wie Mikroelektro-

nik, Werkstofftechnik, Bio- und Umwelttechnologie sowie Softwareentwicklung.

Leitprojekte

Innovations- und Technologie-Transfer-Strategien (RITTS)

Gesamtkonzept zur Verbesserung des Zusammenwirkens von Unternehmen,

FuE-Einrichtungen und Transfereinrichtungen. Gleichzeitig ermöglicht dieses Pro-

jekt die direkte Einbindung in ein Netzwerk innovativer europäischer Regionen.

Arbeitskreis Wirtschaftsförderung Freital/Weißeritzkreis Verbesserung der

unternehmerischen Leistungsfähigkeit

Ziel ist es, dadurch zu einem höheren Produktionsvolumen, zu einer Verbesse-

rung von Leistungskraft und Konkurrenzfähigkeit, zu Transparenz vorhandener

und zu akquirierender Kapazitäten sowie zur Absatzmaximierung beizutragen.
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3 . R e g i o n a l f o r u m  C h e m n i t z - E r z g e b i r g e

Entwicklungskonzept und Kompetenzen

Stärkung des Maschinenbaus (Werkzeug-, Textil- und Sondermaschinenbau,

Anlagen- und Fahrzeugbau sowie zahlreiche Zulieferunternehmen), der Textil- und

Bekleidungsindustrie, der Mikrotechnologie (mikroelektronische Bauelemente

und -gruppen auf den Gebieten der messenden Sensorik und hochpräzisen Akto-

rik) und der Holzverarbeitung im Erzgebirge.

Leitprojekte

Hier gibt es zwei Leitprojekte: Die AMTEC Mikrosystemtechnik und die Sächsi-

sche Initiative Textil (SITEX).

4 . R e g i o n a l f o r u m  S ü d w e s t s a c h s e n

Entwicklungskonzept und Kompetenzen

Traditionellen Stärken der Region, der Textilindustrie, dem Maschinenbau, der

Land- und Forstwirtschaft sowie dem Automobilbau und seiner Zulieferindustrie

sollen für neue Verfahren und Produkte (z.B. Naturprodukte wie Flachs-, Hanf- und

Holzfasern als Grundlage für neuartige technische Produkte auf ökologischer

Basis) synergetisch »kombiniert« werden.

Leitprojekte

Faseranbau- und Verarbeitungszentrum Helmsgrün

Projekte zum Einsatz von Faserstoffen als ökologische Alternativen zu Kunst-

und Mineralstoffprodukten, speziell im Bereich technische Textilien.

Technologietransfer Nachwachsende Rohstoffe – 

Textiles und Ökologisches Bauen

Projekte zur wirtschaftlichen Nutzung gewachsener Naturprodukte für Bau-

und Dämmstoffe, energetisch nutzbare Pellets sowie spritzbare Substrate zur

Flächenbegrünung.

Schaffung eines Studiengangs »Bauen mit Textilien« an der Westsächsische

Hochschule Zwickau, Hochschulteil Reichenbach.
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5 . R e g i o n a l f o r u m  L e i p z i g - We s t s a c h s e n

Entwicklungskonzept und Kompetenzen

Stärkung der Biotechnologie und des Gießereiwesens durch den Aufbau regio-

naler Wertschöpfungsketten von der Rohstoffgewinnung bis hin zum Endprodu-

zenten und zur Absatzsteuerung

Leitprojekt

Netzwerk Gießereitechnik

Im regionalen Gießereinetzwerk werden innovative Branchenkompetenzen

durch landesweit übergreifende Kooperationen auf dem Gebiet der Projekt-, Per-

sonal- und Organisationsentwicklung und der Sicherung des Nachwuchses an

Fachkräften (Reaktivierung der Erstausbildung für Gießereimechaniker in der Re-

gion) gefördert.

Fi n a n z i e r u n g

Die Finanzierung erfolgt zu 100 Prozent aus öffentlicher Hand über den Lan-

deshaushalt und Projektmittel aus öffentlicher Förderung. Eine Kofinanzierung er-

folgt durch Bund und Land. Die Sozialpartner sind materiell nicht gefordert.

Budget 2001: 4,19 Mio Euro (davon 1,74 Mio. Euro Landesmittel).

Ein Teil des  Budgets der Stiftung ist Bestandteil der mittelfristigen Finanzpla-

nung im Landeshaushalt. Explizit werden darüber der Betrieb der Geschäftsstelle

(Stiftungsvorstandsbüro) und das Sachverständigennetz gesichert.

Ve r n e t z u n g

Die Vernetzung der IAS verläuft koordiniert und systematisch mit der Region über

die fünf Regionalforen und deren Regionalsekretariate. Sie organisieren sich über

Plenumsveranstaltungen und in Arbeitsgruppen. Dort werden die Projektanmel-

dungen erarbeitet und über die Regionalsekretariate an die Stiftung herangetragen.

Umgekehrt diskutiert die Stiftung ihr Arbeitsprogramm mit den Regionalforen.

Die Ergebnisse fließen in die Überlegungen für weitere Arbeitsprogramme ein

und werden auch mit dem Wirtschafts- und Arbeitsministerium kommuniziert, das

seinerseits wiederum Rückschlüsse für die Struktur der Föderkulissen auf Landes-

ebene zieht.

E f f e k t i v i t ä t  u n d  B e w e r t u n g

Problemnähe, Einsatz von Sachverständigen, Beteiligung aller zur Problemlö-

sung notwendigen Akteure, Nutzung orts- und situationsnaher Kompetenzen – all
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dies leistet einen erheblichen Beitrag zur Ergebnissicherung. Alle Beteiligten sind

angesichts knapper Projektmittel an konkreten Schritten in möglichst kurzer Zeit

interessiert.

Vernetzungsstruktur und Projektorientierung sorgen für eine zügige und ziel-

gerichtete Umsetzung der Landesprogramme und der Projektanmeldungen. Das

setzt Kommunikation und Entscheidungswillen voraus. Beides ist nach Selbstein-

schätzung der Beteiligten gegeben.

Bei der Bewilligung von Projekten können zwei Punkte problematisch werden:

die Entscheidung über die Auswahl und 

die Balance der Verteilung zwischen den Regionen.

Entscheidungen über die Auswahl von Projekten werden dadurch erleichtert, dass

Projektvorschläge meistens »von unten« kommen und bereits in den Regionen

einer inhaltlichen Bewertung unter Beteiligung aller Seiten unterworfen wurden.

Die Balance der Verteilung auf die Regionen ist bislang nur selten zu einem Streit-

punkt geworden.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Für die Gewerkschaften ist die Stiftung ein wichtiges Beteiligungselement an

der Realisierung einer regionalisierten Strukturpolitik, die auf die Entwicklung von

Unternehmen bezogen ist. Mit ihr wurde ein Instrument geschaffen, mit dem kon-

kret und projektbezogen gearbeitet werden kann. Dieser Pragmatismus wird von

der Gewerkschaftsseite sehr geschätzt, weil ideologische Debatten entschärft bzw.

vermieden werden können.

Auseinandersetzungen zwischen den an der Stiftung Beteiligten beziehen sich

mehr auf die Ausbalancierung der internen Einflussnahmen und der Projektaus-

beute.

Die Gestaltungsmöglichkeiten werden durch die Mitsprache bei der Personal-

auswahl, der nur durch Satzungszweck eingeschränkten Themenbreite und durch

die Qualität der abgeschlossenen und laufenden Projekte bestätigt.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Sowohl DGB wie IGM sehen sich als kompetente Partner in der Stiftung. Der Ar-

beitsaufwand wird von den aktiv Beteiligten als erheblich, aber leistbar bezeich-

net.Unvertretbare finanzielle Belastungen entstehen nicht.Die personellen und or-

ganisatorischen Ressourcen könnten besser sein,müssen aber ausreichen.Zum Teil

bedient sich die Gewerkschaftsseite auch externer Beratungskapazitäten.
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Bezüge zu den übrigen Länderbündnissen werden durchaus gesehen, gleich-

zeitig sieht man aber auch die Unterschiede zum Stiftungskonzept. Es gibt auf-

grund individueller Kontakte vereinzelt thematischen Gedanken- und Informati-

onsaustausch.

Das »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« spielt für die

Arbeit der Gewerkschaften in der Stiftung keine Rolle. Die Kommunikation in die

Regionen wird durch die gewerkschaftliche Beteiligung in den Regionalforen si-

chergestellt. Hier findet kontinuierlicher Informations- und Erfahrungsaustausch

statt, der sich dann auch in Initiativen für neue Projektvorschläge konkretisiert.

B e i s p i e l : R e g i o n a l e s  G i e ß e r e i n e t z w e r k  

L e i p z i g - We s t s a c h s e n

A u f g a b e

Das Projekt geht auf eine Initiative der IG Metall Leipzig und des Regierungs-

präsidiums Leipzig aus dem Jahr 1997 zurück. Hintergrund war die Sicherung von

Gießereistandorten im Zuge der 2. Privatisierungswelle der Treuhandanstalt. 1998

wurde das sich entwickelnde Netzwerk zum Leitprojekt der Stiftung Innovation

und Arbeit Sachsen.

Ziel des Netzwerkes ist die Herstellung eines regionalen Branchendialogs zur

Identifizierung gemeinsam interessierender Handlungs- und Projektansätze, wie

z.B.

Sicherung des branchenspezifischen Fachkräftebedarfs und Fachkräftenach-

wuchses

Entwicklung von Kooperations- und Verbundprojekten

Aufbau eines Branchenmarketings

Förderung der Netzwerkentwicklung hin zur Clusterbildung.

A k t e u r e

Den Kern bilden zehn Gießereien der Region mit Betriebsgrößen zwischen 15

und 400 Beschäftigten und vier weitere Unternehmen mit Branchennähe bzw. Zu-

lieferprofil.

Unterstützend wirken mit: der Deutsche Gießereiverband (DGV), der Verein

Deutscher Gießereifachleute (VDG), die TU Bergakademie Freiberg, der Verband

der sächsischen Wirtschaft (VSW), die IG Metall, die IHK, regionale Wirtschaftsför-

derer und Bildungseinrichtungen.
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E v a l u a t i o n  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Trotz der eingeschränkten öffentlichen Wahrnehmung der Entwicklung dieser

Branche ist es gelungen, die Thematik »Fachkräftebedarf und Fachkräftenach-

wuchs« erfolgreich anzugehen.

Im Ausbildungsjahr 1999/2000 konnte die betriebliche Ausbildung für Gießer-

eimechaniker mit  35 Auszubildenden  im Verbund mit 7 Unternehmen begonnen

werden. Auch wurde eine Umschulungsmaßnahme für 24 Gießereimechaniker ge-

startet.

Damit  ist man der Schaffung einer branchenspezifischen Bildungsinfrastruktur

in Leipzig am Kompetenzknoten »Gießereiwesen in Ostdeutschland« einen Schritt

nähergekommen. Das mit diesen Aktivitäten gewonnene Vertrauenskapital soll

und kann jetzt für gemeinsame Projekte zur Optimierung der betrieblichen Ar-

beitsorganisation genutzt werden.

3 . 5 . B Ü N D N I S  F Ü R  A R B E I T, A U S B I L D U N G  

U N D  W E T T B E W E R B S F Ä H I G K E I T  I N  S A C H S E N - A N H A LT

E n t s t e h u n g s h i n t e r g r u n d

Das »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« wurde am 28.

Januar 1999 abgeschlossen. Sein Ansatz umfasst wirtschaftspolitische wie arbeits-

marktbezogene Fragestellungen.

Politisch steht das Bündnis im Kontext des »Bündnisses für Arbeit, Ausbildung

und Wettbewerbsfähigkeit« der Regierung Schröder. Dies drückt sich nicht nur in

der Namensgleichheit der Bündnisinitiative aus. Schon am 18. Juni 1998 hatte der

Ministerpräsident, Dr. Reinhard Höppner, in seiner Regierungserklärung ausge-

führt: »Selbst wenn das Wort »Bündnis für Arbeit« durch die Praxis der derzeitigen

Bundesregierung in den letzten Jahren missbraucht und diskreditiert wurde, brau-

chen wir ein solches Bündnis aller gesellschaftlichen Akteure, und ich werde ein

solches Bündnis zur Lösung konkreter Probleme in unserem Land wieder in Gang

setzen.«

Die Gewerkschaftsseite schreibt sich einen besonderen Verdienst für das Zu-

standekommen des Bündnisses zu. Diese konstruktive Rolle wird auch von der

Politik anerkannt. Von besonderen Schwierigkeiten und Gefährdungen des Ar-

beitsprozesses, die über die üblichen Probleme beim Zusammenführen von un-

terschiedlichen Teilinteressen und Positionen hinausgehen, wird nicht berich-

tet.
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A k t e u r e  u n d  Z i e l e

Aus der Landesregierung waren am Bündnis beteiligt: der Ministerpräsident,

das Ministerium für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales, das Ministerium für

Wirtschaft und Technologie, Kultus- und Innenministerium. Hinzu kamen von der

kommunalen Ebene der Landkreistag, der Städte- und Gemeindebund und der

Kommunale Arbeitgeberverband Sachsen-Anhalt, außerdem das Landesarbeits-

amt Sachsen-Anhalt/Thüringen 

Aus der Wirtschaft waren die Landesvereinigung der Arbeitgeber- und Wirt-

schaftsverbände, die Industrie- und Handelskammern Halle-Dessau und Magde-

burg sowie die Handwerkskammern Halle/Saale und Magdeburg beteiligt.

Partner von Seiten der Gewerkschaften waren der DGB, die IG Metall, die ÖTV,

die IG Bergbau, Chemie, Energie, die IG Bauen, Agrar, Umwelt und die DAG.

Die Bündnisparteien haben in der Grundsatzerklärung als allgemeines Ziel for-

muliert:

»Die Bündnispartner werden alles unternehmen, was der Schaffung von Ar-

beitsplätzen dient. Erforderlich sind wirksame Beiträge des Staates, von Wirtschaft

und Gewerkschaften sowie Selbstverpflichtungen der Tarifparteien. Alle müssen

zusammenwirken, um gemeinsam spürbare Beschäftigungserfolge zu erzielen. Es

ist gemeinsames Verständnis, dass eigenverantwortliches Handeln der Bünd-

nispartner – zum Beispiel der Tarifparteien und der Politik – an den Zielen des

Bündnisses ausgerichtet wird und die Bündnisvereinbarung unterstützt. Die Tarif-

autonomie bleibt unangetastet.«

Dieses Ziel wird in drei Punkten konkretisiert. Genannt werden die

Festigung der bestehenden Unternehmen und Förderung der Gründung neuer

Unternehmen

Erhöhung des Angebots an Lehrstellen 

Erleichterung des Übergangs von Arbeitnehmern in die Teilzeit und Altersteil-

zeit sowie in den vorzeitigen Ruhestand.

O r g a n i s a t i o n

Das »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« arbeitet auf

drei Organisationsebenen:

Das Spitzengespräch findet zweimal jährlich statt. Aufgabe des Spitzenge-

sprächs ist es, die Richtung und die Schwerpunkte der Arbeit zu bestimmen, (öf-

fentliche) Bilanz zu ziehen und gemeinsame Verabredungen zu treffen. Am Spit-

zengespräch nehmen die unterzeichnenden Organisationen des Bündnisses teil.

Insgesamt haben bis Ende 2001 acht Spitzengespräche stattgefunden.
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Die Steuerungsgruppe unter Federführung der Staatskanzlei koordiniert die

Themen, die im Bündnis für Arbeit beraten werden sollen, und sorgt für ihre bera-

tungsgerechte Aufbereitung im Zusammenwirken mit den Bündnispartnern und

gegebenenfalls auch externen Beratern. Sie legt in Abstimmung mit den Arbeits-

gruppen – auch im Hinblick auf den Diskussionsstand des Bündnisses auf Bun-

desebene – Zeitpläne fest und behandelt darüber hinaus jene Themen, die wegen

ihres Querschnittscharakters keiner Arbeitsgruppe zugeordnet werden können. In

der Steuerungsgruppe können die Grenzen für das Mögliche und zwischen den

Partnern Verhandelbare abgesteckt werden.

In den drei Arbeitsgruppen liegt die administrative Federführung bei den

Fachministerien. In ihnen gibt es Unterarbeitsgruppen.

Die Steuerungsgruppe und Sitzungen der Arbeitsgruppen setzen ihre Termine

nach Bedarf fest. Das administrativ-organisatorische Management des Arbeitspro-

zesses liegt bei der Landesregierung.

I n h a l t e  u n d  T h e m e n

Im Spitzengespräch und in den Arbeitsgruppen wurden im Laufe der Zeit fol-

gende Themen behandelt:

Ausbildung und Ausbildungsstellenangebot

Jugendarbeitslosigkeit an der zweiten Schwelle

Bedarfsgerechte Qualifizierung zur Beseitigung von Fachkräfteengpässen

Aktivierung der Älteren bis zum Übergang in die Rente »Aktiv zur Rente«

Altersteilzeit

Übergangsgeld für ältere Langzeitarbeitslose

Kampf gegen die Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung

Umweltallianz Sachsen-Anhalt 

Mittelstandsinitiative mit den Komponenten 

•   Darlehensprogramm 

•   Zuschussförderung bei Innovation und Markterschließung 

•   Bereitstellung von Beteiligungskapital bei Innovationsprojekten und Konso-

lidierungsbedarf

»Ego« – Existenzgründeroffensive in Sachsen-Anhalt

Initiativen gegen schlechte Zahlungsmoral

Solidarpakt II

Initiativen gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt.

Die Themen werden von allen Partnern eingebracht. Eine Dominanz eines Partners

kann nicht festgestellt werden. Jeder kann Themenvorschläge machen und wird
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auch gehört. Die Bündnispartner waren und sind in der Beurteilung der Priorität

des Themas »Bereitstellung von Ausbildungsplätzen« einig.

Hervorgehoben wird auch die Gemeinsamkeit der Bündnispartner beim Soli-

darpakt II, die den Argumenten der Landesregierung auf Bundesebene zusätzli-

ches Gewicht verschaffte.

Ausbildung Seit 1997 ist es in jedem Jahr gelungen, in einer Gemein-
schaftsaktion von Landesregierung, Wirtschaft, Gewerk-
schaften und Arbeitsverwaltung, jedem ausbildungswilli-
gen Jugendlichen eine Ausbildungsmöglichkeit zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei spielt das Angebot außerbetriebli-
cher Ausbildungsplätze eine wichtige Rolle.

Aktiv zur Rente Das Landesprogramm »Aktiv zur Rente« bietet arbeits-
losen Menschen über 55 Jahre die Möglichkeit einer bis 
zu 5-jährigen Beschäftigung im Rahmen einer Struktur-
anpassungsmaßnahme (SAM).

Umweltallianz Mit Unterzeichnung der Umweltallianz am 14. Juni 1999 
ist die gemeinsame Arbeit von Politik und Wirtschaft zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen ein großes
Stück vorangekommen. Inzwischen sind über 100 Firmen
der Umweltallianz  beigetreten.

Appell gegen Dazu hat das Bündnis am 23. Mai 2001 ein umfangreiches
Rechtsextremismus Programm »Austauschmaßnahmen für Schülerinnen und

Schüler, Auszubildende, Studierende, junge Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer« verabschiedet.

Solidarpakt Die Bündnispartner unterstützen das gemeinsame Eintre-
ten der Landesregierung sowie der Regierungen der ande-
ren ostdeutschen Länder für sachgerechte Regelungen im
Rahmen des Solidarpakts II. Basis der konkreten Ausgestal-
tung sollten sein: Fortsetzung des Solidarpakts auf dem 
bisherigen Niveau in gleichbleibenden Jahresbeträgen bis
Ende des Jahres 2014.

Insgesamt wird der Bündnisarbeit ein Mehrwert durch Vertrauensbildung zuge-

schrieben, der auch in anderen Politikfeldern und gesellschaftlichen Handlungs-

feldern zum Tragen kommt. Viele Akteure begegnen sich auch in anderen institu-

tionellen und thematischen Kontexten. Ihre Kooperation im Bündnis wirkt sich auf

Gesprächsbereitschaft und Kooperationsklima allgemein positiv aus.

Berichtet wird auch, dass Themen, die im Bündnis bearbeitet und umgesetzt

wurden, dadurch ein höheres Gewicht, »mehr Schubkraft« und höhere Akzeptanz

erhalten haben.

Fi n a n z i e r u n g

Die Finanzierung speist sich im wesentlichen aus projektbezogener Kofinanzierung.
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Ve r n e t z u n g

Das »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« ist weder mit

der regionalen Ebene (z.B. Soziale Pakte in Sachsen-Anhalt) noch mit der Bundes-

ebene arbeitsrelevant vernetzt.

In den Spitzengesprächen wird über Ergebnisse des Bündnisses auf Bundes-

ebene berichtet. Einen Einfluss auf die praktische Arbeit hat dies nicht. Eine Rück-

kopplung nach Berlin findet nicht statt, auch keine aktive Einflussnahme – bis auf

die Ausnahme zum Thema »Solidarpakt II«.

Die Vernetzung wird vielmehr in den konkreten Verfahren zur Umsetzung der

Europäischen Strukturfonds (z.B. Begleitausschuss ESF) oder der Arbeitsmarktpoli-

tik des Bundes (z.B. Regionale Ausbildungskonferenzen) gesehen.

B e t e i l i g u n g  d e r  G e w e r k s c h a f t e n

Durchsetzungsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Interessen

Die Gewerkschaften haben sich aus voller Überzeugung in diesem Projekt enga-

giert. Sie waren von Anfang an dabei und sehen sich in allen Phasen in der trei-

benden Rolle.

Das Fazit nach gut drei Jahren Bündnisarbeit ist durch Nüchternheit und Prag-

matismus gekennzeichnet. Es konnten vorzeigbare Ergebnisse erzielt werden.

Dazu zählt in aller erster Stelle die Bilanz bei der Ausbildungsstellensituation, ob-

wohl es an betrieblichen Ausbildungsplätzen entschieden mangelt. Auch Projekte

wie die Umwelt-Allianz oder die durch den DGB mit angestoßene Diskussion um

»Basel II« war und ist die Mühe und die Mitarbeit wert.

Dennoch ist die Arbeitslosigkeit unvermindert hoch, Arbeitsplätze können

durch ein Bündnis nicht geschaffen werden. Der Name »Bündnis für Arbeit« sug-

geriert einen zu hohen Anspruch und weckt falsche Erwartungen. Das Bündnis-

verfahren ist ein sehr komplexer, zeitintensiver und auch langer Weg. In Branchen-

dialogen, bilateralen Gesprächen und einzelfallbezogenen Problemlösungen

könnte manches vielleicht schneller gelöst werden.

Konditionen und Ressourcen für eine erfolgreiche Mitwirkung

Dennoch macht die Arbeit am und im Bündnis aus Sicht des DGB Sinn: Sie hat

zur Versachlichung beigetragen; in den meisten Arbeitsgruppen konnte gut,

verlässlich und fachlich qualifiziert gearbeitet werden. Der gewerkschaftliche

Einfluss war thematisch und inhaltlich immer gesichert. Das gilt auch für die

informatorische und organisatorische Einbindung auf allen Ebenen des Ar-

beitsprozesses.
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Gegenüber der Wirtschaft als Partner am Bündnistisch werden keine Kompe-

tenz- und Beteiligungsdefizite gesehen. Im Gegenteil: Die Gewerkschaften vermis-

sen von der Wirtschaft Vorschläge und Initiativen. Die Arbeit der politischen Ad-

ministration wird als konstruktiv, fair und zweckdienlich betrachtet.

Die Resonanz in den eigenen Reihen ist sehr differenziert. Auf Landesebene

gibt es Einvernehmen und Abstimmung im DGB Landesvorstand und zwischen

den Einzelgewerkschaften.Aufgrund der spezifischen Wirtschaftsstruktur Sachsen-

Anhalts spielt neben der IG Metall die IG Bau und die IG Bergbau, Chemie, Energie

eine wichtige Partnerrolle. Die gewerkschaftlichen Teilnehmer an den Spitzenge-

sprächen treffen sich vor den Sitzungen und bereiten sich gemeinsam auf die Sit-

zungen vor. Fachlich werden sie durch Hauptamtliche unterstützt, die u.a. auch in

den Arbeitsgruppen des Bündnisses aktiv sind.

Die Regionalebene ist nicht einbezogen. Es wird wohl routinemäßig informiert,

eine Vernetzung mit den Aktivitäten auf Landesebene findet nicht statt. Die re-

gionalen Aktivitäten sind zum großen Teil auf Landesebene bekannt, die regiona-

len Akteure jedoch sind mit der Bearbeitung von Problemlagen vor Ort genügend

ausgelastet – Problemlagen, die sie übrigens zum Teil mit Bündnissen und Pakten

(z.B. Soziale Pakte in Sachsen-Anhalt) auf regionaler Ebene zu lösen versuchen.

Der zeitliche, personelle und finanzielle Aufwand ist auf Landesebene noch

überschaubar.

Eine Kommunikation mit der Zentrale des DGB findet nicht statt. Das »Bündnis

für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit« ist weit weg. Ein Erfahrungs-

austausch mit Gewerkschaftsvertretern in anderen Landesbündnissen gibt es

nicht, bis auf die Tatsache, dass der Bezirksleiter der IG Metall sowohl im Magde-

burger Bündnis als auch im Bündnis von Hannover vertreten ist.

Mehr koordinierende Kommunikation in thematisch-fachlicher Hinsicht, aber

auch bei interessenspolitischen Fragen wird als notwendig angesehen und ist er-

wünscht. Angesichts knapper personeller Ressourcen wird dies nicht für machbar

gehalten.

B e i s p i e l : U m w e l t a l l i a n z  S a c h s e n - A n h a l t

A u f g a b e

Im Rahmen des 2. Spitzengesprächs des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und

Wettbewerb am 14. Juni 1999 ist die Umwelt-Allianz Sachsen-Anhalt unterzeich-

net worden.
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Mit dieser Allianz als einer freiwilligen und langfristig angelegten Vereinbarung

zwischen der Landesregierung und der Wirtschaft sollen die Rahmenbedingungen

für eine umweltverträgliche Wirtschaftsentwicklung im Lande im Sinne einer wett-

bewerbsfähigen und nachhaltigen Entwicklung weiter verbessert werden.

Die Umweltallianz soll:

zur weiteren Entlastung der Umwelt und zur Ressourcenschonung beitragen,

den Wirtschaftsstandort Sachsen-Anhalt stärken,

die Belastungen für die Wirtschaft reduzieren,

die Eigenverantwortung der Unternehmen fördern und anerkennen und

zur Verwaltungsvereinfachung führen.

Auf der einen Seite hat sich die Landesregierung verpflichtet, durch den Abbau

staatlicher Regulierungen die Belastungen für die Wirtschaft zu reduzieren und die

Anerkennung von Umweltschutzleistungen der Unternehmen positiv zu regeln. Im

Gegenzug tritt die Wirtschaft für mehr Eigenverantwortung und -initiative bei

einem wirksamen Umweltschutz ein.

A k t e u r e

Unterzeichner der Umweltallianz sind:

für die Landesregierung:

das Ministerium für Raumordnung und Umwelt

Minister für Wirtschaft und Technologie

für die Wirtschaft:

Landesvereinigung der Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände

Industrie- und Handelskammer Halle/Dessau.

A r b e i t s s c h w e r p u n k t e

Die Arbeitsschwerpunkte der Umweltallianz sind:

Beteiligung der Wirtschaft am  Prozess der Gesetzesvorbereitung und an der  Vor-

bereitung von umweltrelevanten Verordnungen und Verwaltungsvorschriften 

Unterstützung der Wirtschaft beim Erarbeiten und Umsetzen abfallwirtschaftli-

cher Branchenkonzepte

Abbau staatlicher Regularien und Vereinfachung von Verwaltungsverfahren bei

gleichzeitiger Garantie der erreichten Umweltstandards und partnerschaftli-

ches Handeln der Umweltbehörden

Gewinnung von Unternehmen zur Teilnahme an der Umweltallianz durch frei-

willige Verpflichtung  zu Umweltschutzleistungen entsprechend eines Anfor-

derungskatalogs
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Vertretung der Ziele der Umweltallianz im Bundesrat durch die Landesregie-

rung mit eigenen Initiativen für eine umweltverträgliche und wettbewerbs-

fähige Entwicklung der sachsen-anhaltinischen Wirtschaft.

Im Vordergrund steht die Absicht, möglichst viele Einzelunternehmen, Kammern,

Verbände und sonstige Einrichtungen der Wirtschaft für die Teilnahme an der Um-

welt-Allianz zu gewinnen.

Anreize sollen durch die Anerkennung freiwilliger Leistungen von Unterneh-

men beim Vollzug umweltrechtlicher Vorschriften geschaffen werden. Dazu hat

das Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt einen »Erleichte-

rungskatalog«  für die Wirtschaft vorgelegt. Er wurde im Rahmen der Umweltalli-

anz gemeinsam mit den Industrie- und Handelskammern und den Wirtschaftsver-

bänden erarbeitet und führt die freiwilligen Leistungen auf, die für das eigenver-

antwortliche Umweltmanagement bei der behördlichen Überwachung anerkennt

werden.

E v a l u a t i o n  u n d  Pe r s p e k t i v e n

Mit Stand Februar 2002 zählt die Umwelt-Allianz über 110 Unternehmen als Mit-

glieder. Dies werten alle Beteiligten als einen Erfolg. Beigetragen hat zu diesem Er-

folg auch das Instrument der Branchengespräche und Vereinbarungen, die inzwi-

schen mit der Chemischen Industrie, den Altautoverwertern und -entsorgern, der

Kaliindustrie, der Metall- und Elektroindustrie sowie der Abfallwirtschaft stattge-

funden haben. Hier konnten spezielle branchenspezifische Probleme erörtert und

Vorschläge zur Verwaltungsvereinfachung eingebracht werden.

Für die Umsetzung wurde eine Geschäftsstelle beim Ministerium für Raumord-

nung und Umwelt eingerichtet, das durch einen Fachbeirat begleitet wird.

Der Beirat bereitet künftige Entscheidungen der Vertragspartner der Umwelt-

allianz vor und gibt Empfehlungen für die Fortschreibung und Weiterentwicklung

der Vereinbarungen. Ihm gehören je ein Vertreter der Unterzeichner der Allianz,

der Kommunalen Spitzenverbände und der Gewerkschaften an. Die Gewerkschaf-

ten werden durch den DGB und ver.di vertreten.
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4 . H A N D L U N G S -  U N D  D U R C H -
S E T Z U N G S M Ö G L I C H K E I T E N
G E W E R K S C H A F T L I C H E R  
I N T E R E S S E N  I N  B Ü N D N I S S E N
F Ü R  A R B E I T

4 . 1 . D I E  R O L L E  D E R  G E W E R K S C H A F T E N  

B E I M  Z U S TA N D E KO M M E N  D E R  B Ü N D N I S S E  

Für alle Landesbündnisse sowie für die drei regionalen Initiativen, an denen sie be-

teiligt ist, reklamiert die Gewerkschaftsseite ihre Funktion als vorbereitender, ein-

fordernder und gestaltender Treiber. Auf der Landesebene nimmt dabei aus-

nahmslos der DGB eine dominante Rolle wahr, wobei die Akzeptanz und Unter-

stützung durch die Einzelgewerkschaften unterschiedlich verteilt ist.Es gibt jedoch

keine Blockaden, die die Arbeit des DGB grundsätzlich in Frage stellen oder be-

hindern.

Dabei fällt auf: Wenn personelle Ressourcen im Themenfeld »Wirtschafts-, Ar-

beitsmarkt-, und Strukturpolitik« bei DGB und Einzelgewerkschaften vorhanden

sind, wirkt sich das positiv auf das Engagement für Länderbündnisse aus.

Die Landesbündnisse stehen nicht isoliert in der politischen Landschaft. In den

meisten Fällen gab es vorgelagerte Initiativen, Projekte und Strukturen, die tripar-

tistisches und konsensorientiertes Handeln beinhalteten. Hier waren die Gewerk-

schaften bereits involviert, konnten diese Erfahrungen aufgreifen und in den Dis-

kussionen um die Etablierung von Bündnissen für Arbeit auf Länderebene argu-

mentativ nutzen.

Das Engagement der beiden anderen Bündnisparteien wird von den Gewerk-

schaften sehr unterschiedlich beurteilt. Während die Politik in der Bandbreite von

»eigeninitiativ« bis »hingedrängt« rangiert, erscheint die Wirtschaft in der Darstel-

lung mehr als ein »hingezogener« bis »defensiver« Partner, der mit eigenen Vor-

schlägen und konstruktiven Positionen spart und die komfortable Rolle des prü-

fenden Abwartens wahrnimmt.
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4 . 2 . D I E  Z I E L E  D E R  G E W E R K S C H A F T E N  

Die gewerkschaftlichen Ziele lassen sich so zusammenfassen:

1. Einflussnahme auf die Landespolitik: Es geht den Gewerkschaften grund-

sätzlich um die Einflussnahme auf die Landespolitik bzw. Ausrichtung der je-

weiligen Netzwerke in den Handlungsfeldern Wirtschaft, Arbeit und Soziales.

Diese Einflussnahme reicht über den Aktionsrahmen, den die Sozialpartner

durch ihre Tarifpartnerschaft begründen, weit hinaus. Gerade weil die Tarifau-

tonomie in den Länderbündnissen respektiert wird und tarifpolitische Fragen

weitestgehend ausgeklammert bleiben, geht es den Gewerkschaften um die

Wahrnehmung eines gesellschaftspolitischen Mandats. Dabei hat auch der

Nachweis der eigenen Politikfähigkeit durch die Mitgestaltungskraft eine nicht

unerhebliche Bedeutung, sowohl gegenüber der Öffentlichkeit als auch den

Mitgliedern in den Einzelgewerkschaften.

2. Vorzeigbare Ergebnisse: Keineswegs im Widerspruch zu der allgemeinen

Zielsetzung geht es bei der Frage der Politikfähigkeit auch um konkrete Ziele

und vorzeigbare Ergebnisse. Auf Länderebene geht es um Programme (Ziele,

Inhalte, Zielgruppen) und deren Implementierungsbedingungen (Träger, Or-

ganisation, Termine, Laufzeiten, Finanzierung, Antragsverfahren etc.), auf re-

gionaler Ebene um die Realisierung in Aktionen und Projekten.

Als wichtigstes und in allen Länderbündnissen verhandeltes Ziel steht an erster

Stelle die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und die Verbesserung der Aus-

bildungsstellensituation.

Die weiteren Ziele konzentrieren sich auf die:

Rahmenbedingungen der Beschäftigungssituation von KMUs wie z.B. Wis-

senstransfer, Innovation, Kooperation und Netzwerke, Kapitalbereitstellung,

Marketing und Unterstützung außenwirtschaftlicher Aktivitäten

Schaffung neuer Beschäftigung, z.B. auch Existenzgründungen

(Transfer)Hilfen für Unternehmen und deren Beschäftigte in Krisensituationen

Weiterbildung und Qualifizierung

Verbesserung der Arbeitsmarktsituation bestimmter Personengruppen.

Auf der regionalen Ebene lassen sich vergleichbare Zielsetzungen beobachten, die

je nach Förderungszuschnitt und eigener Vorgabe bei den Bündnissen und Initia-

tiven unterschiedlich verteilt sind.

Bemerkenswert ist, dass sich die Gewerkschaften nicht auf sozialpolitische oder

arbeitsmarktpolitische Fragestellungen beschränken, sondern für den Anspruch
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auf einen umfassenden und integrierten Handlungsansatz stehen.Ob sie dies auch

in der Praxis einlösen können, ist eine andere Frage.

4 . 3 . E I N F L U S S  D E R  G E W E R K S C H A F T E N  A U F  D I E  R I C H T U N G ,

T H E M E N  U N D  P R O J E K T E  D E R  B Ü N D N I S S E  

U N D  I H R E  O R G A N I S AT O R I S C H E  E I N B I N D U N G

Die gewerkschaftliche Einflussnahme auf die grundsätzliche Richtung und The-

menbearbeitung sowohl der Länderbündnisse als auch der regionalen Netzwerke

wird in den überwiegenden Fällen als stark beschrieben.

Die Themenvorschläge der Gewerkschaftsseite werden durchgängig aufge-

nommen und auch in den Arbeitsgruppen der Bündnisse behandelt. Allerdings ist

damit noch nichts über die verwertbaren Ergebnisse im Gewerkschaftsinteresse

gesagt. Themen glaubwürdig einzubringen und sie nicht auf der Ankündigungse-

bene »verhungern« zu lassen, ist allerdings auch von der zur Verfügung stehenden

Fachkompetenz abhängig. Hier gibt es Defizite und Wünsche nach unterstützen-

der Beratung.

Aus eigener Kraft können sich die Gewerkschaften am stärksten bei den

klassischen Feldern Ausbildung, Qualifizierung, Arbeitsmarkt und Sozialpolitik

behaupten. Hier bedingen sich Engagement und Fachkompetenz gegenseitig.

Geht es um Fragen wie Innovation, Existenzgründungen, Kapitalbereitstellung

oder Unternehmenskooperation, sind die Gewerkschaften durchaus bereit, sich

diesen Themen zu stellen. In der Detailarbeit fühlen sie sich aber teilweise über-

fordert, sowohl inhaltlich als auch bei den zeitlichen und personellen Ressour-

cen.

Die organisatorische Einbindung lässt in keinem Bündnis zu wünschen übrig.

Man ist auf allen Arbeitsebenen vertreten und respektiert.

4 . 4 . R E S O N A N Z  U N D  KO M M U N I K AT I O N  

D E R  M I TA R B E I T  I N  D E N  B Ü N D N I S S E N  I N N E R H A L B  

D E R  G E W E R K S C H A F T L I C H E N  A R B E I T  

Der Einfluss des Engagements der Gewerkschaften auf die innergewerkschaftliche

Arbeit wird teilweise zurückhaltend eingeschätzt und ist wohl auch schwer zu be-

werten.
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Fest steht:

Es gibt keinen systematischen Austausch über die Erfahrungen der Mitarbeit in

den Landesbündnissen mit der Bundesebene beim DGB und den Einzelge-

werkschaften. Es fehlt eine koordinierende Kommunikation »von oben«. Eine

inhaltliche Bündelung der Erfahrungen, die sowohl für das »Bündnis für Arbeit,

Ausbildung  und Wettbewerbsfähigkeit« auf Bundesebene als auch für mehr

Gestaltungs- und Bearbeitungskompetenz in den Länderbündnissen genutzt

werden könnten, findet nicht statt. Auch ist der Informationsdienst der Hans-

Böckler-Stiftung zu den Bündnissen für Arbeit vielen Aktiven in den Länder-

bündnissen und auf der Regionalebene nicht bekannt.

Ähnliches gilt (mit Ausnahme der Initiative für Beschäftigung) für die regiona-

len Bündnisse: Hier gibt es keinerlei Kontakte oder Kooperationsbeziehungen

zu den Landesbündnissen oder zum Bündnis auf Bundesebene.

Der Erfahrungsaustausch zwischen den gewerkschaftlichen Akteuren in den

Landesbündnissen verläuft sehr zufällig. Er ist geprägt von persönlichen Bezie-

hungen und der Einzelfallbearbeitung. Ein Überblick über die Themenfelder

der Länderbündnisse liegt nicht vor, Räder müssen neu erfunden werden, Ideen

bleiben liegen.

Die gewerkschaftlichen Vertreter in den regionalen Netzwerken pflegen eben-

falls keine Erfahrungsaustausche zu Kollegen in anderen Initiativen.

Innerhalb der Landesbündnisse wird die Arbeit der gewerkschaftlichen Vertre-

ter auf Landesebene koordiniert und fachlich abgestimmt. Es finden Vor- und

Nachbesprechungen statt, die Leitungsebenen werden »gebrieft«, die Vertreter

in den Arbeitsgruppen tauschen sich aus und die Arbeitsergebnisse werden

(meistens im DGB Landesvorstand) diskutiert und bewertet. Allerdings bleibt

die Arbeit in Landesbündnissen fast ausschließlich auf die Hauptamtlichen der

Landesebene beim DGB und den Einzelgewerkschaften beschränkt.

Auf der regionalen und lokalen Ebene hingegen fließen die Erfahrungen der

gewerkschaftlichen Akteure in die Arbeit der Gewerkschaften bzw. des DGB vor

Ort mit ein und bestimmen diese auch mit.

Die Vernetzung der Arbeit in den Landesbündnissen mit den regionalen und

lokalen Ebenen der Gewerkschaften findet nur sporadisch oder zum Teil gar

nicht statt. Zwar ist die Arbeit in den Landesbündnissen Bestandteil der routi-

nemäßigen Berichterstattung in den Gremien, eine auswertende Diskussion

mit den dezentralen Gremien mit handlungsrelevanten Schlussfolgerungen

gibt es kaum. Die Resonanz und Wirksamkeit der Bündnisarbeit in den lokalen

Gremien  wird als »schwach bis gar nicht« beschrieben.
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Es gibt aber auch ermutigende Einzelbeispiele von gewerkschaftlichen Vertre-

tern, die ihre Arbeitsergebnisse den regionalen Akteuren zugute kommen las-

sen, damit sie von diesen Informationen u.a. bei ihrer Gremienarbeit z.B. in der

Arbeitsverwaltung oder bei der Teilnahme an Regionalkonferenzen Gebrauch

machen können.

Insgesamt bleibt aber der Eindruck, dass zwar die Landesebene einen guten

Überblick über regionale Aktivitäten hat, ihre Inhalte aber nicht auf ihre Arbeit

in den Länderbündnissen bezieht und dass die regionalen Akteure wiederum

ihre möglichen Anknüpfungspunkte für den Arbeitsprozess in den Landes-

bündnissen nicht sehen oder wahrnehmen.

4 . 5 . KO N D I T I O N E N  U N D  R E S S O U R C E N  F Ü R  E I N E  

E R F O L G R E I C H E  M I T W I R K U N G  D E R  G E W E R K S C H A F T E N

1. Als oberste Erfolgsbedingung für ein erfolgreiches Bündnis wird die Kompetenz

der Bündnispartner gesehen.Gemeint ist hier erfolgreiches Handeln durch durch-

setzungsfähige Einflussnahme auf fachlich ausgewiesener Grundlage. Hier ist in-

zwischen bei den Gewerkschaftsvertretern ein pragmatischer Blick für die Gren-

zen und Möglichkeiten von Bündnissen und Netzwerken zu verzeichnen.

Die Bündnisse können auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und den Abbau

von Arbeitslosigkeit nur sehr indirekt wirken. Nur dort, wo direkte, zeitlich ab-

grenzbare Intervention durch den Einsatz gesetzlicher und finanzieller Mittel

möglich ist, kann realistischerweise etwas Nachweisbares erwartet werden, wie

z.B. bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bestimmter Zielgruppen.

2. Die ebenfalls äußerst wichtige Konsensorientierung kann nicht darüber hin-

wegtäuschen, dass die Interessengegensätze der Bündnisparteien nicht aufge-

hoben werden. Inzwischen wird auf Gewerkschaftsseite offener über Stärken

und Schwächen des Bündniskonzepts gesprochen.

Der Bündnisprozess mit seinen komplexen Abstimmungsprozeduren ist sowohl

in der Konsensbildung als auch in seiner Arbeitsorganisation langwierig, teils

schwerfällig und sehr arbeitsaufwendig. Es sollte mehr geprüft werden, welche

Fragen eine Bearbeitung und Klärung  durch den Bündnisprozess bedürfen und

welche nicht.

Auch wird wieder problematisiert, inwieweit das Bündniskonzept auf Landes-

ebene den parlamentarischen Raum durch Vorklärungen entlastet oder viel-

mehr in seiner politischen Entscheidungskompetenz schwächt.

127



3. Eine Erfolgsbedingung ist auch die Bereitschaft aller Bündnisparteien zu Er-

gebnissen zu kommen. Fällt diese Erfolgsbedingung durch den Verdacht oder

die Erfahrung der Instrumentalisierung, Übervorteilung und Scheinaktivität

weg, kann die Mitarbeit in einem Bündnis für die Gewerkschaften kein Thema

mehr sein.

Der personelle, zeitliche, organisatorische und finanzielle Aufwand, den die Ge-

werkschaften für eine Mitwirkung in Bündnisprozessen auf Länderebene leisten

müssen, wird generell als noch realisierbar bezeichnet. Das mag auch damit zu

tun haben, dass die meisten Akteure  ihre Arbeit im Bündnis als Teil ihres Funk-

tionskataloges sehen und nicht als zusätzlichen Aufwand verbuchen.

Probleme, die eine erfolgreiche Mitwirkung beschränkten, werden in zweierlei Hin-

sicht gesehen:

Defizite bei der Vernetzung und Kommunikation mit anderen Bündnissen und

der Bündnisarbeit der Bundeszentralen der Gewerkschaften

Defizite bei der fachlichen Kompetenz in der vertieften Themenbearbeitung

insbesondere auf der Arbeitsgruppenebene. Günstig ist, wenn – wie insbeson-

dere in NRW – eine geeignete Beratungsinfrastruktur zur Verfügung steht.

4 . 6 . W I R K U N G  U N D  B E W E R T U N G  D E R  

G E W E R K S C H A F T S A R B E I T  I N  D E N  B Ü N D N I S S E N

Alle Gesprächspartner halten sich mit quantifizierbaren Bewertungen zurück. Zwar

lassen sich für bestimmte Themenfelder und Projekte Zahlen nennen, dennoch

bleibt die Erkenntnis, dass dies nicht für den gesamten Bündnisprozess möglich

ist. Deshalb ist die Bewertung der Wirkung der eigenen Arbeit und der Arbeit eines

Bündnisses insgesamt in erster Linie das Ergebnis eines Selbstverständigungspro-

zesses der Beteiligten.

Dabei stellt sich nicht nur die Frage:

Was ist erreicht worden? 

sondern auch die Frage:

Was wäre ohne das Bündnis nicht erreicht worden?

Einigkeit herrscht auf DGB-Ebene jedenfalls darüber, dass die in den Landesbünd-

nissen behandelten Themen eben dadurch erst auf die politische Agenda gesetzt

werden konnten und damit eine höhere politische Relevanz und Umsetzungs-

schubkraft erhielten. Das sei auch in der Behandlung durch die fachministerielle

Administration zu spüren gewesen.
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Außerordentlich hoch und positiv werden die für Netzwerk-Arbeit typischen

Spin-Off-Effekte beurteilt. Durch die Mitarbeit in den Bündnissen und Netzwerken

wurden Kontakte, Informationen und Zugänge zu Personen und Institutionen

eröffnet, die ohne diese Arbeitsplattform kaum hätten erreicht werden könnten.

Auch wird hoch eingeschätzt, dass sowohl in der Begegnung als auch durch fach-

liche Arbeit ein Zuwachs an persönlichem Vertrauen und problembezogener Ver-

sachlichung bewirkt werden konnte, der sich auf die Arbeit in anderen Gremien

und verwandten Themenfeldern produktiv auswirkt.

Ob sich Aufwand und Ergebnis in einem darstellbaren Verhältnis halten, wird

unterschiedlich bewertet. Liquidationstendenzen sind in keinem Bundesland auf

der DGB-Seite zu verzeichnen. Bei den Einzelgewerkschaften gibt es jedoch Stim-

men, die zumindest ein Moratorium zur ernsthaften Überprüfung des Engage-

ments fordern. Allerdings fällt auch hier auf, dass sich die Einwände mehr auf das

Bündniskonzept als auf die Arbeitsverfahren konzentrieren. An den zu behan-

delnden Problemstellungen hat niemand Zweifel.
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5 . Z U S A M M E N FA S S E N D E
B E W E R T U N G

5 . 1 . L O K A L E  U N D  R E G I O N A L E  B Ü N D N I S S E

Alle vier dokumentierten Beispiele regionaler Netzwerke benannten konkrete

Schwierigkeiten im Gründungsprozess.

Beide regionalen Bündnisse mit großräumigen Aktionsarealen (Initiative für Be-

schäftigung Rhein-Neckar, Nukleus Parchim-Wismar-Rostock) weisen auf die damit

verbundenen logistischen, organisatorischen und institutionellen Probleme hin. Je

weiträumiger also die Region als Bezugsraum des Netzwerks ist – möglicherweise

verbunden mit mehrfach vertretenen Institutionen – desto mehr Zeit muss in die

Organisationsentwicklung und den Aufbau ökonomischer Arbeitsstrukturen inve-

stiert werden. Akteure in solchen Zusammenhängen müssen sich auf einen hohen

Koordinierungsaufwand einstellen.

Darüber hinaus können Konkurrenzen und Kompetenzabgrenzungen zwischen

einzelnen Akteuren in der Gründungsphase die Zusammenarbeit erschweren. Es

gilt deshalb, im Vertrauensbildungsprozess Überzeugungsarbeit zu leisten und

zudem Regeln und Absprachen zu Arbeitsteilung,Rollenverständnis oder auch Dis-

kretion zu entwickeln. Hilfreich in labilen Situationen dieser Art ist die offene Be-

nennung solcher Probleme und eine externe Moderation,die distanziert-engagiert

dazu beitragen kann, dass Akteure sich zusammenfinden.

5 . 1 . 1 . P o s i t i v e  E f f e k t e

Unabhängig von ihrem Entstehungshintergrund, ihrer Bezeichnung oder Zusam-

mensetzung ist ein Hauptziel der beschriebenen Beispiele die Verbesserung der

Beschäftigungssituation. Damit verbunden ist der Erhalt von Arbeitsplätzen, die

Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten, auch weiterer Ausbildungsplätze

– die Aktivitäten regionaler Initiativen müssen also entsprechende quantitative Ef-

fekte haben.

Mit dieser Erwartung sind alle arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen In-

strumente und Maßnahmen konfrontiert. Allerdings müssen sich Bündnisse dieser

Art die Frage nach ihrem »Mehrwert« gefallen lassen – lediglich der Hinweis auf

einen allgemeinen Trend zur Netzwerkbildung dürfte nicht ausreichen.
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Alle vier dargestellten Beispiele regionaler und lokaler Initiativen tun sich

schwer im Nachweis quantitativer Effekte ihrer Arbeit, auch wenn Teilnehmerzah-

len einzelner Maßnahmen, Aktionen und Veranstaltungen oder die Anzahl von 

Existenzgründungen benannt werden können.

Die Ursachen dafür, dass ein Bündnis Jahre nach seiner Gründung immer noch

nicht genau beziffern kann, wie viele Arbeits- oder Ausbildungsplätze durch seine

Aktivitäten erhalten oder geschaffen wurden, sind vielfältig und wurden ausführ-

lich dargestellt. Dazu werden hier drei Thesen formuliert, die diese vielschichtige

Problematik skizzieren:

1. Die Ergebnisse vieler Aktivitäten und Maßnahmen lassen sich kurz- und mittel-

fristig nicht oder nur mit beträchtlichem Aufwand in Gestalt erhaltener oder ge-

schaffener Arbeitsplätze abbilden. Hierzu zählen Qualifizierungs- und Orientie-

rungsmaßnahmen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen jeglicher Art über ihre

Laufzeit hinaus, Informationsveranstaltungen, die Schaffung oder Optimierung

von Informationssystemen etc.

2. Trotz dieser Schwierigkeiten sollten sich regionale Initiativen um ein Monito-

ring ihrer Projekte und Maßnahmen bemühen. Auch wenn das quantitative

Nachhalten der Aktivitäten im Sinne einer Verbleibsforschung aus Kompetenz-

und Kostengründen nicht professionell erfolgen kann,erzeugt es dennoch,min-

destens als kritische Reflexion der eigenen Aktivitäten, eine gewisse Transpa-

renz. Übersehen werden darf jedoch nicht die zeitliche Befristung vieler Netz-

werke: Hier ist oft nur eine prozessbegleitende Dokumentation möglich – wie

sollte eine nicht mehr existente Initiative ihre langfristigen Erfolge nachhalten

können? Externe Evaluierungen der Ergebnisse nach Ende der Netzwerkakti-

vitäten können dieses Problem auch nur teilweise lösen.

3. Bündnisse zur Beschäftigungsförderung sollten vermeiden, über allgemeine

Schätzungen hinaus Prognosen über die quantitativen Wirkungen ihrer Projek-

te aufzustellen. Statt dessen sollte stärker auf die Verbesserung der Koopera-

tion der Akteure und indirekte Arbeitsmarkteffekte verwiesen werden.

Die zahlreichen indirekten positiven Effekte von Bündnisaktivitäten lassen sich in

vier Einflussbereiche gliedern:

1. Auswirkungen auf das Humankapital:

• Chancenverbesserungen auf dem Arbeitsmarkt durch Arbeitsbeschaffungs-,

Qualifizierungs- und Orientierungsmaßnahmen

• eine soziale Stabilisierung und Wiedereingliederung von Randgruppen in die

Gesellschaft.
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2. Auswirkungen auf die Region bzw. lokale Ebene:

• Standortverbesserungen z.B.durch Lobbyarbeit und Infrastrukturmaßnahmen

• Erhöhung der Nachfrage nach neuen Produkten und Dienstleistungen

• Sensibilisierung für Problemgruppen des Arbeitsmarktes

• Stärkung regional/lokaler Handlungs- und Innovationspotenziale

• Intensivierung des Dialogs mit der Wirtschaft

• verstärkter Mittelfluss in die Region

• Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Verwaltungen.

3. Optimierung der Kooperation regionaler Akteure:

• Bereitstellung vertrauter und kontinuierlicher Ansprechpartner auch für zu-

künftige Kooperationen

• Bereicherung der Erfahrungshorizonte durch ungewöhnliche Akteurskombi-

nationen im Sinne einer Kompetenzerweiterung

• Intensivierung der Kommunikation

• Berechenbarkeit der Partner durch feste Verpflichtungen

• integrierte Ansätze bei anspruchsvollen Vorhaben

• Entschärfung von Interessenkonflikten und Konkurrenzen durch ein gemein-

sames Vorgehen.

4. Einflüsse auf die Landes- bzw. Bundesebene:

• Transport regionaler Erfahrungen mit politischen Rahmenbedingungen

• Input für landes- bzw. bundesweite Entscheidungen

• Vernetzungen mit anderen Bündnissen

• Vorbildcharakter für neue Initiativen.

5 . 1 . 2 . A r b e i t s h e m m n i s s e  u n d  D e f i z i t e

Neben den erwähnten Schwierigkeiten im Gründungsprozess haben alle regio-

nalen Bündnisse für Beschäftigung mit Arbeitshemmnissen zu kämpfen, auf die

sie teilweise keinen oder nur geringen Einfluss haben. Sie reichen von Finanzie-

rungsproblemen, die sich in einer unzureichenden Basisfinanzierung, Unsicher-

heiten über Antragsbewilligungen, Wartezeiten auf Laufzeitverlängerungen bis

zu einer Inkompatibilität von Förderrichtlinien mit geplanten Projekten äußern.

Es liegt auf der Hand, dass hieraus resultierende Konsequenzen, insbesondere in

Gestalt großer Planungsunsicherheiten die Arbeit von Netzwerken massiv er-

schweren.

Um Netzwerkbildungen zu unterstützen, wäre die Einführung eines Förderkri-

teriums »Netzwerkaktivitäten« in Programmen der Beschäftigungsförderung hilf-

reich.
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Regionale Initiativen unterliegen politischen und ökonomischen Rahmenbe-

dingungen, die zwar negative Auswirkungen auf ihre Arbeit haben können, aber

kaum zu beeinflussen sind.

Häufig werden Unternehmensentscheidungen über Arbeitskräfteabbau oder

Standortveränderungen anderen Ortes getroffen. Mit der Kompensation solcher

wirtschaftlicher Entscheidungen und ihren Auswirkungen auf den regionalen Ar-

beitsmarkt sind örtliche Initiativen überfordert.

Werden die Grenzen von Bündnisaktivitäten nicht kenntlich gemacht und gel-

ten solche Initiativen in ihrer Region zudem als Hoffnungsträger, droht ein eben-

so massiver wie ungerechtfertigter Imageverlust.

Regionale Bündnisse bewegen sich häufig in einem Spannungsfeld: Einerseits

sollen sie die relevanten gesellschaftlichen Gruppierungen und Interessenlagen re-

präsentieren und ihre Kompetenzen nutzen, andererseits laufen sie Gefahr, sich in

den unterschiedlichen Anspruchshaltungen aufzureiben. Folgt eine Initiative dem

Prinzip »Je mehr und unterschiedlicher desto besser« besteht das Risiko, sich in

Grundsatzdiskussionen zu verstricken und letztlich auf keinen gemeinsamen Nen-

ner zu kommen.

Die Zusammensetzung eines Netzwerks sollte passgenau auf seine Ziele erfolgen.

Ändern oder erweitern sich die Ziele, sollte ebenso eine Änderung seiner Zusam-

mensetzung möglich sein. Akteure, die in einem Netzwerk mitarbeiten wollen, müs-

sen ihrerseits im Vorfeld entscheiden, mit welchen Kapazitäten und Kompetenzen

sie aktiv werden wollen und können. Gleichzeitig erleichtert eine präzise Definition

dieser Ziele die Arbeit. Verbindliche Regeln, Absprachen und Verantwortlichkeiten,

verbunden mit Transparenz und funktionierenden Kommunikationsstrukturen ver-

hindern die ungleichgewichtige Verteilung auf einige wenige Aktive.

5 . 1 . 3 . Ve r n e t z u n g

Bei den Landesbündnissen für Arbeit wurde eine mangelnde horizontale und ver-

tikale Vernetzung festgestellt. Dies gilt für die vier dokumentierten regionalen

Netzwerke nicht so ohne weiteres.

Sie haben teilweise rege Kontakte zu anderen vergleichbaren Initiativen und

tragen ihre Erfahrungen in die Netzwerkarbeit hinein. Alle befinden sich in konti-

nuierlichem Kontakt, teilweise europaweit, mit relevanten Organisationen und In-

stitutionen oder bauen diesen gerade auf.

Die einzelnen Initiativen unterliegen teilweise sehr spezifischen Einflüssen för-

derrechtlicher, infrastruktureller, ökonomischer, geografischer und auch kultureller

Natur. Erfahrungen sind also nur bedingt übertragbar.
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Eine Konsequenz der wachsenden Anzahl kleinräumiger Initiativen, Aktivitäten

und  Netzwerke ist eine Unüberschaubarkeit für externe Betrachter. Sie resultiert

aber nicht zwangsläufig aus einer mangelnden Vernetzung oder einer defizitären

Informationsinfrastruktur, sondern liegt eher begründet in der Vielfalt, in spezifi-

schen Entwicklungsprozessen sowie in dem Bemühen um passgenaue Lösungen

für die jeweiligen regionalen und lokalen Gegebenheiten.

Trotz plausibler Argumente für die positive Wirkung des Transfers von Erfah-

rungen aus Einzelbeispielen gibt es bis dato keine Beweise, dass mit Hilfe eines Er-

fahrungstransfers wirklich größere Erfolge erzielt werden könnten. Nicht zuletzt

bleibt grundsätzlich zu hinterfragen, ob die Installation weiterer standardisierter

Kommunikationsforen, Gremien, Arbeitsgruppen etc. tatsächlich zu mehr Transpa-

renz und Überschaubarkeit führt oder nicht vielmehr die Unüberschaubarkeit

noch steigert.

5 . 2 . D I E  L Ä N D E R B Ü N D N I S S E

5 . 2 . 1 . G r ü n d u n g s v o r a u s s e t z u n g e n

Die fünf ausgewählten Länderbündnisse sind das Ergebnis horizontaler politischer

Entscheidungen auf Landesebene. Die Auslöser für diese Entscheidungen sind

komplex und setzt sich  aus verschiedenen Impulsen zusammen. Dazu zählen der

Kontext zu den Bündnisinitiativen auf Bundesebene, die Einsicht der politischen

Akteure in die Notwendigkeit eines solchen Vorhabens auf Landesebene, das Drän-

gen der Gewerkschaften und der Erwartungsdruck der Öffentlichkeit.

Begünstigt wurden die Gründungen durch Vorläufererfahrungen mit konsens-

basierten und tripartistischen Initiativen und Strukturen. Hier kommt den Ausbil-

dungsbündnissen auf Landesebene eine prominente Rolle zu:

Bayern: Ausbildungsinitiative Bayern

Niedersachsen: Ausbildungsoffensive Niedersachen

Nordrhein-Westfalen: Ausbildungskonsens NRW

Sachen-Anhalt: Ausbildungsinitiative Sachsen-Anhalt.

Die Ausbildungsbündnisse fungieren als Urzellen der Länderbündnisse. Ihr Auf-

trag und ihre Bedeutung werden von keiner Seite in Frage gestellt. Ihre Themen-

stellung zieht sich durch alle Bündnisse wie ein Roter Faden.

Die Relevanz der Ausbildungsbündnisse wird auch im Umkehrschluss deutlich:

Selbst dort, wo Bündnisse für Arbeit gescheitert sind – wie in Baden-Württemberg

– oder erst gar nicht von der Landesregierung aufgegriffen wurden – wie in

135



Thüringen – bestehen auf Landesebene Ausbildungsbündnisse, in denen sich Po-

litik, Wirtschaft, Gewerkschaften und Arbeitsverwaltung engagieren.

Aber auch andere Vorerfahrung können sich positiv auswirken.Dazu zählen vor-

handene korporative Strukturen und eingeübte Kooperationstraditionen, wie z.B.

in Nordrhein-Westfalen Erfahrungen in der regionalisierten Strukturpolitik oder in

Ostdeutschland kooperative Erkenntnisse  bei der Bewältigung des wirtschafts-

und arbeitsmarktpolitischen Wandels.

5 . 2 . 2 . A r b e i t s p r o z e s s

Alle Bündnisinitiativen sind »Chef-Sache« und bei den Staatskanzleien angesiedelt,

bis auf Sachsen, da hier die Stiftungsorganisation eine andere Lösung verlangt.

Manchmal entsteht der Eindruck dass das Bedürfnis nach politischem Marke-

ting aller Beteiligten größer ist als die ernsthafte Durchführung des Projekts. Über-

einstimmend sind nach der Gründungsphase die Schwierigkeiten im operativen

Prozess zu beobachten. Die Anfangsbegeisterung weicht der intensiven, fachlich

geprägten Themenbearbeitung. Die politischen Entscheidungsträger ziehen sich

zurück, es bleibt die Sachbearbeitung in den Arbeitsgruppen. Die Service-Funk-

tion der politischen Administration, die von allen Beteiligten geschätzt wird, kann

auch zum ambivalenten Filter für Vorschläge und Ideen, Prüfer und Bremser wer-

den. Fachliche Konzentration und sachliche Auseinandersetzung sind allerdings

genauso möglich – und weit mehr anzutreffen, als lobbybedingte Blockaden.

Die Länderbündnisse haben einen nicht zu unterschätzenden Moderations-

und Managementaufwand. Sie bilden eine gemeinschaftliche Kraftanstrengung,

die soziale Partnerschaftlichkeit, Respektierung gegenseitiger Interessenlagen, Ge-

duld und Verzicht auf eingefahrene Rituale verlangt.

Die Akteure müssen eine klare Vorstellung von ihren Rollen im Bündnisprozess

haben. Diese Rollen sind höchst ambivalent und reichen von konträr über kom-

plementär bis kooperativ. In diesem Spektrum ist themen- und inhaltsabhängig

immer wieder neu festzulegen, welche Erwartungen und Optionen mit den je-

weiligen Interessenlagen verbunden werden können. Spielregeln und Festlegung

von Verbindlichkeiten könnten den Arbeitsfortgang versachlichen und versteti-

gen.
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Übersicht: Phasenmodell der Entstehung und Praxis von Landesbündnissen

Charakteristika Risiken Chancen

Vorlaufphase

Bewährte Praxis mit 
Konsens und Tripartismus
z.B.
Ausbildungsbündnisse

Gründungsphase

Kick-off durch die Politik Unrealistische Realismus für die
Anfangsenthusiasmus Erwartungen Grenzen und Möglichkeiten
Themenkatalog und Ansagen Verständigung
und Unterschätzung über ein mittelfristiges 
exemplarische Erfolge der Langwierigkeit Arbeitsprogramm

des Arbeitsprozesses Qualifiziertes Management

Routinephase

Moderation durch die Dominanz Starke politische
Politische Administration der politischen Moderation
Ausdifferenzierung Administration mit Themenimpulsen
des Arbeitsprogramms Austrocknen des Steuerungsfähigkeit der
Steigende Themenspeichers Bündnispartner durch
Komplexität und Erlahmen der • Prioritätensetzung
Fachlichkeit Dynamik • Ergebnisorientierung

• Themenkompetenz

Die Moderation der Bündnisse muss mit dem Verständnis für die Interessenge-

bundenheit der beteiligten Partner und im Bewusstsein der Problemanforderun-

gen die Diskussion strukturieren, mit eigenen Vorschlägen vorantreiben und auf

Ergebnissen bestehen. Insbesondere die Moderation durch die Politik steht vor der

schwierigen und unverzichtbaren Aufgabe, den Prozess des Bündnisses zu ani-

mieren und gleichzeitig die Rolle des Vermittlers glaubwürdig wahrzunehmen,

ohne auf eigene Positionen zu verzichten.

5 . 2 . 3 . T h e m e n  u n d  I n h a l t e

Thematisch sind die Bündnisse umfassend angelegt: Themen und Inhalte der Ar-

beitsgruppen liegen in den Schwerpunkten Ausbildung, Arbeitsmarkt und Wirt-

schaft.
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Übersicht: Arbeitsgruppen in Bündnissen für Arbeit auf Länderebene

Nieder- Nordrhein- Sachsen-
Arbeitsgruppen/Themenfelder Bayern sachsen Westfalen Anhalt Sachsen

1. Ausbildungsstellen x x x x x
• Ausbildungsplätze x x x x x
• IT-Berufe x x

2. Arbeitsmarkt x x x x
• Zielgruppenprogramme
• Fachkräftemangel x x x
• Un- und Angelernte x
• Ältere x
• Transferstrukturen x
• Flexibilisierung x
• Familie und Beruf x

3. Arbeitszeit x x x

4. Wirtschaft x x x x x
• Innovation x x x
• Personalentwicklung x x
• Mittelstandsförderung x x x x
• Kapitalbereitstellung x x x x
• Basel II x
• Turn-Around-Fonds x
• Existenzgründungen x x x
• Branchendialoge x x x x
• Internationalisierung x x
• Öffentl. Auftragsvergabe x x

und Tariftreueerklärung

5. Solidarpakt II x

6. Ost-Erweiterung x

5 . 2 . 4 . Ve r n e t z u n g

Obwohl sich drei Länderbündnisse politisch auf das Bündnis für Arbeit, Ausbildung

und Wettbewerbsfähigkeit beziehen, besteht kein konkreter Handlungsbezug zwi-

schen den beiden Arbeitsebenen. Ein koordinierter Erfahrungstausch mit dem Ziel

der politischen und inhaltlichen Synchronisation von Aktivitäten und Themen fin-

det nicht statt.

Der Verlauf und die Ergebnisse des Bündnisses auf Bundesebene werden regi-

striert, länderrelevante Entscheidungen (JUMP-Programm; Modellversuche: Ge-

ringqualifizierte; Job-Aqtiv-Gesetz) werden in die Bündnisarbeit auf Länderebene

eingebaut und umgesetzt. Individuelle Kontakte zum Bundeskanzleramt beste-

hen, mit den anderen Akteuren des Bündnisses gibt es kaum Berührungspunkte.

Auch eigene Vorschläge zu Beratung werden individuell vorgetragen, sind aber

nicht die Regel.
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Ähnlich verhält es sich mit dem Erfahrungsaustausch und der Abstimmung zwi-

schen den Länderbündnissen. Die handelnden Personen kennen sich zum Teil aus

anderen Arbeitszusammenhängen, von dieser Bekanntschaft wird im Einzelfall

auch Gebrauch gemacht. Über die Notwendigkeit und den Umfang des Erfah-

rungsaustauschs gibt es unterschiedliche Auffassungen. Während die gewerk-

schaftlichen Vertreter hier übereinstimmend mehr Abstimmung und Information

wünschen, äußern sich Verantwortlichen in der politischen Administration 

differenziert.

Wie die Arbeit der Länderbündnisse in die Region wirkt, wurde an einigen Bei-

spielen dargestellt:

Bayern: Bayerischer Arbeitsmarktfonds

Niedersachsen: Lernortverbünde für IT- und Medienberufe LOVE-IT

Nordrhein-Westfalen: Mittelstandsoffensive MOVE!

Sachsen-Anhalt: Umwelt-Allianz

Sachsen: Regionales Gießerei-Netzwerk.

Hier findet zwischen den Fachdienststellen und den Projektträgern ein intensiver

Informations- und Erfahrungsaustausch statt. Keine Auswertungsgespräche gibt

es jedoch zwischen Länderbündnissen und den analogen Initiativen auf Regio-

nalebene.

5 . 3 . G E M E I N S A M E  E R G E B N I S S E  D E R  A K T I O N S E B E N E N  

L A N D  U N D  R E G I O N

Obwohl die Unterschiede zwischen Landesbündnissen für Arbeit und regionalen

Initiativen sehr groß sind, gibt es doch eine Reihe gemeinsamer Anforderungen:

1. Ziele festlegen: Sowohl auf der Landes- als auch auf der Regionalebene muss

gemeinsam von allen Beteiligten geklärt werden, welche Ziele durch die jewei-

lige Initiative eigentlich verfolgt werden sollen.

Damit eng verbunden ist die Wahl der Instrumente (inhaltlich und organisato-

risch), um die Ziele zu erreichen, und die Klärung der Rollen, die die einzelnen

Akteure im Netzwerk einnehmen wollen. Hier muss im Vorfeld kritisch reflek-

tiert werden, welche zeitlichen, finanziellen und qualifikatorischen Ressourcen

tatsächlich in die Arbeit des Bündnisses eingebracht werden können. Zudem

müssen die Erwartungen der Akteure aneinander geklärt werden, um Instru-

mentalisierungen, Konkurrenzen, gegenseitige Blockaden und Kompetenz-

streitigkeiten zu vermeiden bzw. möglichst gering zu halten.
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2. Regeln schaffen: In Bezug auf die gegenseitigen Erwartungen, aber auch zur

Effektivierung der Arbeit ist auf beiden Aktionsebenen die Schaffung von Ver-

bindlichkeiten unabdingbar. Arbeitsstrukturen (Aufgaben und Kompetenzen

der jeweiligen Organisationseinheiten wie z. B. Arbeitsgruppen, Informations-

austausch, Rhythmik der Treffen) und Spielregeln (Verbindlichkeitserklärungen,

Ausschluss bestimmter Themen) müssen festgelegt werden.

3. Prozesse moderieren: Hilfreich zur Klärung dieser Probleme bzw. bei der In-

stallation von Strukturen und Regeln ist sowohl auf der Landes- als auch auf der

Regionalebene eine Moderation, die durchaus eigene Vorstellungen einbringen

kann, aber die Interessen und Erwartungen aller Akteure im Blick haben muss.

In jedem Fall wichtig ist die permanente Einforderung verbindlicher Verabre-

dungen und die Festsetzung konkreter Ziele durch die Moderation.

4. Indirekte positive Effekte herausstellen: Bündnisse auf beiden Ebenen

haben die Schwierigkeit, quantitative Erfolge darzustellen bzw. das Engage-

ment der Initiative als Urheber solcher Erfolge zu identifizieren. Besonders wich-

tig ist es deshalb, die indirekten positive Effekte und »Spin offs« hervorzuheben,

wie Synergieeffekte, Steigerung der Arbeitsmarktfähigkeit besonderer Ziel-

gruppen, intensivierte Kommunikation zwischen den beteiligten Institutionen

und Akteuren sowie Vertrauensbildung. Diese Effekte von Netzwerkarbeit wer-

den in der Öffentlichkeit bisher kaum wahrgenommen.

Eine transparente Darstellung der Möglichkeiten und Grenzen von Netzwerken

für Arbeit, durchaus verbunden mit dem Bemühen um ein besseres Controlling

auf Projekt- und Maßnahmenebene, hilft, einen überdimensionierten Erfolgs-

druck zu mindern und zudem Frustrationen der Akteure in Bezug auf hand-

feste Erfolge zu verringern.

Der Aspekt eines horizontalen Erfolgsaustausches (»Vernetzung der Netzwerke«)

ist für die beiden Bündnisebenen differenziert zu sehen. Aufgrund der überschau-

baren Anzahl der Landesbündnisse einerseits und der Vielzahl regionaler Initiati-

ven andererseits macht eine allgemeine grundsätzliche Forderung nach einem

»Mehr« an Vernetzung wenig Sinn.

Anders verhält es sich bei vertikalen Kontakten und Einflussmöglichkeiten:

Sowohl die regionalen Netzwerke im Verhältnis zur Landes- und zur Bundesebene

als auch die Landesbündnisse in Bezug auf die Bundesebene haben wenig oder

gar keine Kontakte, geschweige denn konkrete Handlungsbezüge zu ihren über-

geordneten Ebenen. Insbesondere bei den regionalen Initiativen werden geringe

bis keine Einflussnahmen auf die politischen Rahmenbedingungen und mangeln-

de Mitgestaltungsmöglichkeiten der Förderinstrumentarien beklagt. Schwierig
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und unüberschaubar wird es vor allem dann, wenn durch die Bündnisse auf Lan-

desebene konkrete Projekte initiiert werden, damit zwangsläufig die regionale

Ebene berührt wird, gleichzeitig aber regionale Initiativen nicht in diese Aktivitä-

ten einbezogen werden.
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